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§ 283 Inkrafttreten 



Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER TEIL 

Bauleitplanung 
A. Allgemeine Vorschriften 

§ 1 
Zweck der Bauleitplanung 

(1) Um die städtebauliche Entwicklung und 
Gestaltung in Stadt und Land zu ordnen 
und zu sichern, sind Bodennutzung und Be-
bauung unter Berücksichtigung der Ergebnisse 
der Raumordnung planmäßig vorzubereiten 
und zu leiten (Bauleitplanung). 

(2) Die Bauleitplanung hat die öffentlichen 
und die privaten Belange gerecht gegenein-
ander abzuwägen. 

(3) Die Bauleitplanung hat sich nach den 
sozialen und kulturellen Erfordernissen zu 
richten, der Sicherheit und der Gesundheit der 
Bevölkerung zu dienen sowie die Gestaltung 
und den Schutz des Orts- und Landschafts-
bildes zu gewährleisten; die Bedürfnisse der 
Wirtschaft und des Verkehrs sind zu be-
achten. Sie soll wirtschaftlich und zweckmäßig 
sein. 

§ 2 

Bauleitpläne 

(1) Die Ergebnisse der Bauleitplanung sind 
in Plänen niederzulegen ((Bauleitpläne). 

(2) Bauleitpläne sind der Flächennutzungs-
plan und der Gesamtaufbauplan (vorberei-
tende Bauleitpläne) sowie der Bebauungsplan 
(rechtsverbindlicher Bauleitplan). 

§3 

Aufstellung der Bauleitpläne 

(1) Bauleitpläne sind von der Baubehörde 
auszuarbeiten und von der Gemeinde aufzu-
stellen, sobald und insoweit die Entwicklung 
der Gemeinde oder andere Belange des Wohls 
der Allgemeinheit es erfordern. 

(2) Erfüllt eine Baubehörde oder eine Ge-
meinde diese Aufgabe nicht, so kann die 
höhere Baubehörde die Ausarbeitung und die 
Aufstellung von Bauleitplänen unter Frist-
setzung anordnen und nach fruchtlosem Ab-
lauf der Frist auf Kosten der Gemeinde vor

-

nehmen oder vornehmen lassen. 

(3) Bei der Aufstellung von Bauleitplänen 
sollen die Behörden beteiligt werden, deren 
Belange berührt werden. 

(4) Die Bauleitpläne benachbarter Gemein-
den sind aufeinander abzustimmen. 

(5) Die Vorschriften über die Aufstellung 
von Bauleitplänen gelten auch für ihre Ände-
rung oder Aufhebung. 

(6) Jedermann kann die Bauleitpläne ein-
sehen und über ihren Inhalt Auskunft ver-
langen. 

(7) Der Bundesminister für Wohnungsbau 
wird ermächtigt, mit Zustimmung des Bun-
desrates durch Rechtsverordnung Vorschrif-
ten zu erlassen 

a) über die Festlegung und Verwendung ein-
heitlicher baurechtlicher Begriffe, 

b) über die Ausarbeitung der Bauleitpläne, 
insbesondere über die dabei zu verwen-
denden Planzeichen und ihre Bedeutung, 

c) über die einheitliche Regelung der Fest-
setzungen im Bebauungsplan (§ 14) und 

d) über Art und Umfang des Schutzes der 
Muttererde bei der Herstellung oder Ver-
änderung baulicher Anlagen und bei an-
deren wesentlichen Veränderungen. 

§ 4 

Gemeinsame Bauleitplanung 

(1) Benachbarte Gemeinden sollen gemein-
same Bauleitpläne aufstellen, soweit und so-
lange ihre Entwicklung wesentlich durch ge-
meinsame Voraussetzungen und Bedürfnisse 
bestimmt wird. Gemeinsame Bauleitpläne 
sind aufzustellen, wenn Erschließungsanlagen 



und -einrichtungen einer Gemeinde auf das 
Gebiet einer benachbarten Gemeinde über-
greifen. 

(2) Die oberste Baubehörde kann an-
ordnen, daß Bauleitpläne gemeinsam auf-
gestellt werden. Die Gemeinden können nach 
dem Zweckverbandgesetz vom 7. Juni 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 979) zur gemeinsamen 
Aufstellung von Bauleitplänen sich freiwillig 
zusammenschließen oder zusammengeschlos-
sen werden. 

B. Vorbereitende Bauleitpläne  

I. Flächennutzungsplan 

§ 5 

Zweck des Flächennutzungsplans 

(1) Der Flächennutzungsplan hat das Ge-
meindegebiet nach dein Arten der Boden-
nutzung zu gliedern. Er hat dabei Planungen, 
Nutzungsregelungen und Baubeschränkungen 
zu übernehmen, die nach anderen gesetz-
lichen Vorschriften festgelegt sind. Sind nach 
anderen gesetzlichen Vorschriften Planungen 
in Aussicht genommen, so sollen sie in den 
Flächennutzungsplan übernommen werden. 
Aus dem Flächennutzungsplan muß ersicht-
lich sein, welche Flächen nach den vorausseh-
baren Bedürfnissen erschlossen werden sollen 
und welche Flächen in der Nutzung oder Be-
bauung beschränkt oder unbebaut bleiben 
sollen. Er muß als Grundlage für die weitere 
Bauleitplanung geeignet sein. 

(2) Der Flächennutzungsplan bindet als 
öffentlich-rechtliche Vereinbarung die Be-
hörden, die bei seiner Aufstellung mitgewirkt 
haben. 

§ 6 

Inhalt des Flächennutzungsplans 

(1) Im Flächennutzungsplan sind, soweit 
dies nach § 5 Abs. 1 erforderlich ist, darzu-
stellen 

1. die Flächen nach der allgemeinen Art ihrer 
baulichen Nutzung unter Kennzeichnung 
der Flächen ohne Abwasserbeseitigung; 

2. die öffentlichen Vorbehaltsflächen, näm-
lich 

a) Flächen für den überörtlichen Ver-
kehr, 

b) Flächen für den örtlichen Schnellver-
kehr, 

c) Flächen für öffentliche Sonderzwecke, 
wie Friedhöfe, öffentliche Spiel-, 
Sport-, Bade- und Zeltplätze, Flächen 
zur Verwertung und Beseitigung von 
Abwässern und Abfällen; 

3. die Fernversorgungsleitungen, die Fern-
meldekabel und die Hauptabwasser-
kanäle; 

4. die Wasserflächen, die für die Wasserwirt-
schaft benötigten Flächen und die Schutz-
flächen für die Wasserversorgung; 

5. die Flächen für Landwirtschaft, Erwerbs-
gärtnereien und Dauerkleingärten; 

6. die forstwirtschaftlichen Flächen; 

7. Flächen, die für die Gewinnung von 
Bodenschätzen benötigt werden oder berg-
baulichen Einwirkungen unterliegen; 

8. die privaten Frei- und Verkehrsflächen 
mit besonderer Zweckbestimmung, wie 
private Spiel-, Sport-, Bade- und Zelt-
plätze, das Abbaugelände von Ziegeleien, 
Steinbrüche, Kies- und Sandgruben, Schutt-
halden oder ähnliche Aufschüttungs-
flächen, Privatanschlußbahnen, private 
Lösch- und Ladeplätze, gewerbliche Lager-
plätze; 

9. die Naturschutzgebiete, die Landschafts-
schutzgebiete und die Flächen, die für die 
Erhaltung des Orts- und Landschaftsbildes 
und für die Erholung der Bevölkerung 
wichtig sind. 

(2) Dem Flächennutzungsplan ist ein Er-
läuterungsbericht beizugeben. 

§ 7 

Aufstellung des Flächennutzungsplans 

Der Flächennutzungsplan ist für das ge-
samte Gemeindegebiet aufzustellen. Wenn 
zwingende Gründe es erfordern, kann er zu-
nächst auf Teile des Gemeindegebietes und 
auf einzelne Nutzungszwecke beschränkt 
werden. 

§ 8 

Genehmigung des Flächennutzungsplans 

(1) Die höhere Baubehörde entscheidet 
nach pflichtmäßigem Ermessen über die Ge-
nehmigung des Flächennutzungsplans. Die 
Genehmigung setzt voraus, daß mit den nach 



§ 3 Abs. 3 zu beteiligenden Behörden eine 
Einigung erzielt ist. § 251 ist anzuwenden. 

(2) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn 
der Flächennutzungsplan diesem Gesetz oder 
den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen oder 
sonstigen Rechtsvorschriften widerspricht. 

(3) Die höhere Baubehörde kann Teile des 
Flächennutzungsplans vorweg genehmigen. 

(4) Die oberste Baubehörde kann die Ent-
scheidung über die Genehmigung an sich 
ziehen. 

II. Gesamtaufbauplan 

§ 9 

Zweck des Gesamtaufbauplans 

Der Gesamtaufbauplan entwickelt aus dem 
Flächennutzungsplan für die Gemeinde als 
Gesamtorganismus die Grundzüge der beab-
sichtigten baulichen Ordnung und Gestaltung. 
Er muß als Grundlage für die Aufstellung 
der Bebauungspläne geeignet sein. 

5 10 

Inhalt des Gesamtaufbauplans 

(1) Im Gesamtaufbauplan sind, soweit dies 
nach 5 9 erforderlich ist, darzustellen 
1. die Gliederung der im Flächennutzungs-

plan vorgesehenen Bauflächen (Gesamt-
baubereich) in Baugebiete je nach der be-
sonderen Art ihrer Nutzung und nach 
dem allgemeinen Maß ihrer Nutzung; 

2. für die Erschließung die Grundzüge 
a) der örtlichen Verkehrsflächen und Ver

-

kehrseinrichtungen mit dem Anschluß 
an die Flächen für den überörtlichen 
Verkehr und den örtlichen Schnell-
verkehr (§ 6 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a 
und b), 

b) der öffentlichen Grünflächen mit dem 
Anschluß an die in §  6 Abs. 1 Nr. 2 
Buchstabe c, Nr. 4, 5, 6, 8 und 9 vor-
gesehenen Flächen, 

c) der Wasser- und Energieversorgung 
mit dem Anschluß an die Fernversor-
gungsleitungen und der Entwässerung 
mit dem Anschluß an die Haupt-
abwasserkanäle (§ 6 Abs. 1 Nr. 3); 

3. die Ausstattung des Gemeindegebietes mit 
den der Allgemeinheit dienenden bau-
lichen Anlagen und Einrichtungen. 

(2) Gebiete, die aus Gründen der Volks-
gesundheit, der Sicherheit oder des Verkehrs 
besondere Maßnahmen zu ihrer Umgestaltung 
erfordern (Sanierungsgebiete), sollen kennt-
lich gemacht werden. 

(3) Dem Gesamtaufbauplan ist ein Erläu-
terungsbericht beizufügen. 

§ 11 

Aufstellung und Genehmigung 
des Gesamtaufbauplans 

Der Gesamtaufbauplan ist für den Gesamt-
baubereich aufzustellen. Im übrigen gelten die 
Vorschriften über die Aufstellung, Genehmi-
gung und Wirkung (5 5 Abs. 2) des Flächen-
nutzungsplans entsprechend. 

§ 12 

Zusammenfassung von Flächennutzungsplan 
und Gesamtaufbauplan 

Von der Aufstellung eines Gesamtaufbau

-

plans kann abgesehen werden, wenn die bau-
liche Entwicklung sich bereits bei Aufstellung 
des Flächennutzungsplans übersehen und in 
ihm der Inhalt des Gesamtaufbauplans (§ 10) 
zeichnerisch darstellen läßt. In diesem Falle 
muß der Flächennutzungsplan auch den Er-
fordernissen des Gesamtaufbauplans ent-
sprechen. 

C. Rechtsverbindlicher Bauleitplan 
— Bebauungsplan - 

§ 13 

Zweck des Bebauungsplans 

(1) Der Bebauungsplan stellt die rechtsver-
bindliche Bauleitplanung dar. Er wirkt für 
und gegen jedermann. 

(2) Der Bebauungsplan hat die Boden-
nutzung und die Bebauung in ihren Einzel-
heiten derart zu regeln, daß er eine geeignete 
Grundlage für die städtebauliche Beurteilung 
der Baugesuche nach den Erfordernissen der 
Bauleitplanung sowie für die Erschließung, 
für die Bodenordnung und für andere An-
ordnungen zu seinem Vollzug bildet. 

§ 14 

Inhalt des Bebauungsplans 

(1) Der Bebauungsplan setzt, soweit dies 
nach 5 12 Abs. 2 erforderlich ist, durch Zeich-
nung, Farbe oder Schrift fest 



1. das Bauland, das ist die Summe der  be-
baubaren Grundstücke (Baugrundstücke) 
abzüglich der Gemcingebrauchsflächen, 
öffentlichen Vorbehaltsflächen und pri-
vaten Verkehrsflächen; 

2. für das Bauland 
a) die überbaubaren und  die  nicht über-

baubaren Flächen, 
b) die Art und das zulässige Maß der 

baulichen Nutzung im einzelnen (Bau-
nutzbarkeit), 

c) die Art der sonstigen Nutzung im ein-
zelnen, 

d) die Bauweise, 
e) die Mindestgröße der Baugrundstücke 

nach Abzug der Gemeingebrauchs

-

flächen, öffentlichen Vorbehaltsflächen 
und privaten Verkehrsflächen (Bau-
plätze), 

f) die Höhenlage der Bauplätze und der 
Bauwerke sowie die Stellung der Bau-
werke, 

g) Bauplätze für öffentliche Zwecke (Bau-
plätze für den Gemeinbedarf), 

h) Bauplätze für besondere private 
Zwecke; 

3. die von der Bebauung freizuhaltenden 
privaten Flächen und ihre Nutzung (pri-
vate Frei- und Verkehrsflächen); 

4. die Dauerkleingärten; 

5. die öffentlichen Frei- und Verkehrs-
flächen, und zwar 

a) die Gemeingebrauchsflächen, die der 
Erschließung dienen, nämlich 
aa) die Ortsstraßen, Wege und Plätze 

einschließlich der Parkplätze (ört-
liche Verkehrsflächen), die dazu-
gehörenden baulichen Anlagen und 
Einrichtungen, die Höhenlagen 
und den Anschluß der Grund-
stücke an die örtlichen Verkehrs-
flächen, 

bb) die Arkaden, Terrassen und Durch-
gangswege, soweit sie nicht unter 
Nummer 7 fallen, 

cc) die Ufer-, Wander-, Fuß- und 
Radwege, soweit sie nicht unter 
Nummer 7 fallen, 

dd) die öffentlichen Grünflächen und 
die Grundzüge ihrer Gestaltung, 

b) die öffentlichen Vorbehaltsflächen, 
nämlich 

aa) die überörtlichen Verkehrsflächen, 
bb) die örtlichen Schnellverkehrs

-

flächen, 
cc) die Flächen für öffentliche Son-

derzwecke; 

6. Art und Ausmaß der Versorgungsleitun-
gen für Wasser, Gas, Strom, Warmwasser, 
Fernheizungen und dergleichen sowie der 
Entwässerung, insbesondere 

a) die Höhenlage der Entwässerung mit 
dem Anschluß der Bauplätze an das 
Versorgungs- und Entwässerungsnetz, 

b) die Führung und Gestaltung der ober-
irdischen Energieversorgungsanlagen, 

c) die Anlagen zur unschädlichen Besei-
tigung der festen Abfallstoffe; 

7. die mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten 
zugunsten eines Erschließungsträgers oder 
eines beschränkten Personenkreises zu be-
lastenden Flächen; 

8. die mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten 
zugunsten der Allgemeinheit zu belasten-
den Flächen; 

9. die Gestaltung der baulichen Anlagen und 
Bindungen für Werbeeinrichtungen; 

10. Bindungen für Bepflanzungen und für die 
Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und 
Gewässern und zum Schutz der Mutter-
erde; 

11. die Grundzüge für die Gestaltung und die 
Bepflanzung von Friedhöfen; 

12. Flächen für Gemeinschaftsanlagen, soweit 
sie für benachbarte Wohn- und Arbeits-
stätten aus Gründen des Verkehrs, der 
Sicherheit oder der Gesundheit nötig sind; 

13. Schutzbereiche bei Anlagen, welche die 
Sicherheit oder Gesundheit der Nachbar-
schaft gefährden oder erheblich beein-
trächtigen, und für Anlagen, die aus glei-
chen Gründen cines besonderen Schutzes 
bedürfen; 

14. Flächen, auf denen besondere bauliche 
Sicherungsmaßnahmen gegen Naturgewal-
ten und Bergschäden erforderlich sind. 
(2) Festsetzungen, die nach Absatz 1 Num-

mer 1, 2, Buchstabe a, b und c, 3, 5 und 
Nummer 13 getroffen werden, sind zwin- 



gend. Die übrigen Festsetzungen können 
zwingend getroffen werden. 
(3) Die nach anderen gesetzlichen Vor-

schriften getroffenen Festlegungen sind in 
den Bebauungsplan zu übernehmen, soweit 
sie zu seinem Verständnis oder für die städte-
bauliche Beurteilung von Baugesuchen not-
wendig oder zweckmäßig sind. 
(4) Der Bebauungsplan setzt die Grenze 

seines räumlichen Geltungsbereiches fest und 
stellt den Anschluß an die anstoßenden Be-
bauungspläne her. 

(5) Dem Bebauungsplan ist ein Erläute-
rungsbericht beizufügen. In ihm sind insbe-
sondere die überschlägig ermittelten Kosten 
anzugeben, die der Gemeinde durch die vor-
gesehenen städtebaulichen Maßnahmen ent-
stehen, sowie die bodenordnenden Maßnah-
men darzulegen, die zum Vollzug des Bebau-
ungsplans erforderlich sind. 

§ 15 

Aufstellung des Bebauungsplans 
(1) Der Bebauungsplan ist aus den vor-

bereitenden Bauleitplänen zu entwickeln. 
(2) Wenn zwingende Gründe es erfordern, 

kann der Bebauungsplan festgesetzt werden, 
bevor die vorbereitenden Bauleitpläne vor-
liegen. 
(3) Sofern die Aufstellung vorbereitender 

Bauleitpläne nach § 3 Abs. 1 und 2 nicht 
erforderlich ist, kann der Bebauungsplan ohne 
diese aufgestellt werden. 

§ 16 

Auslegung des Bebauungsplans 
(1) Die Gemeinde hat den Entwurf des 

Bebauungsplans auf die Dauer eines Monats 
in der Gemeinde öffentlich auszulegen; wenn 
zwingende Gründe es erfordern, kann die 
Auslegungsfrist auf eine Woche abgekürzt 
werden. Ort und Dauer der Auslegung des 
Entwurfs des Bebauungsplans sind in der Ge-
meinde eine Woche vor der Auslegung orts-
üblich bekanntzumachen. Betrifft dieser nur 
einzelne Grundstücke, so genügt an Stelle der 
ortsüblichen Bekanntmachung die Mitteilung 
an die Eigentümer oder die Inhaber grund-
stücksgleicher Rechte. 
(2) Während der Auslegungsfrist kann 

jedermann Bedenken und Anregungen zu 
dem Entwurf des Bebauungsplans vorbringen. 

§.17 

Beschluß der Gemeinde über 
den Bebauungsplan 

(1) Die Gemeinde prüft die bis zum Ab-
lauf der Auslegungsfrist vorgebrachten Be-
denken und Anregungen. Sie beschließt über 
den Entwurf des Bebauungsplans. 
(2) Der Bebauungsplan ist der höheren 

Baubehörde zur Bestätigung vorzulegen. In 
ihm sind die nicht berücksichtigten Bedenken 
und Anregungen mit der Stellungnahme der 
Baubehörde beizufügen. 

§ 18 

Bestätigung des Bebauungsplans 

(1) Die höhere Baubehörde entscheidet 
nach pflichtmäßigem Ermessen über die Be-
stätigung des Bebauungsplans. 
(2) Die höhere Baubehörde hat die Be-

stätigung zu versagen, wenn der Bebauungs-
plan diesem Gesetz, den auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen oder sonstigen Rechts-
vorschriften widerspricht. 
(3) Die höhere Baubehörde kann Teile des 

Bebauungsplans vorab bestätigen. 
(4) Die oberste Saubehörde kann die Ent-

scheidung über die Bestätigung an sich ziehen. 

§ 19 

Inkrafttreten des Bebauungsplans 

Der Bebauungsplan ist mit einem Vermerk 
über die Bestätigung in der Gemeinde orts-
üblich bekanntzumachen. Mit der Bekannt-
machung tritt der Bebauungsplan in Kraft. 

§ 20 

Unwesentliche Änderungen 
des Bebauungsplans 

Änderungen des Bebauungsplans bedürfen 
keiner Auslegung (§ 16) und Bestätigung 
(§ 18), 
1. wenn sie weder für die Grundzüge der 

Planung noch für die benachbarten Grund-
stücke von Bedeutung sind und 

2. wenn die im § 3 Abs. 3 genannten Be-
hörden sowie die Eigentümer der betrof-
fenen Grundstücke und die Inhaber der 
an ihnen bestehenden grundstücksgleichen 
Rechte zustimmen. 



ZWEITER TEIL 

Sicherung der Bauleitplanung 

A. Veränderungssperre 

§ 21 

Sicherung der Aufstellung eines Bebauungs

-

plans 
Beabsichtigt die Gemeinde, einen Be-

bauungsplan aufzustellen, so kann sie anord-
nen, daß im Planungsgebiet wesentliche Ver-
änderungen der Erdoberfläche sowie wert-
steigernde Veränderungen der Grundstücke 
und der baulichen Anlagen nicht mehr vor-
genommen werden dürfen, wenn zu besor-
gen ist, daß die Veränderungen die Durch-
führung des Bebauungsplans unmöglich 
machen oder wesentlich erschweren würden 
(Veränderungssperre). Dies gilt nicht für die 
laufenden Unterhaltungsarbeiten. 

§ 22 

Sicherung der Änderung eines Bebauungs

-

plans und der Einleitung bodenordnender 
Maßnahmen 

Die Anordnung einer Veränderungssperre 
ist auch zulässig, wenn die Gemeinde beab-
sichtigt, einen Bebauungsplan zu ändern oder 
aufzuheben oder bodenordnende Maßnah

-men einzuleiten. In diesem Falle hat die Ver-
änderungssperre die weitere Wirkung, daß 
Bauvorhaben nur ausgeführt werden dürfen, 
wenn nicht zu besorgen ist, daß dadurch die 
Durchführung der Planungsabsichten un-
möglich gemacht oder wesentlich erschwert 
würde. 

§ 23 

Anordnung und Aufhebung der 
Veränderungssperre 

(1) Die Veränderungssperre wird von der 
Gemeinde angeordnet. Sie wirkt für und 
gegen jedermann. 

(2) Für die Anordnung gelten die Vor-
schriften des § 17 Abs. 1 Satz 2 und der 
§§ 18 und 19 sinngemäß. 

§ 24 

Geltungsdauer der Veränderungssperre 

(1) Die Veränderungssperre zur Sicherung 
der Aufstellung eines Bebauungsplans tritt 

nach Ablauf von zwei Jahren außer Kraft; 
die höhere Baubehörde kann eine Verlän-
gerung der Frist um zwei Jahre zulassen. 

(2) Die Veränderungssperre zur Sicherung 
der Änderung oder Aufhebung eines Bebau-
ungsplans oder der Einleitung bodenord-
nender Maßnahmen tritt nach Ablauf eines 
Jahres außer Kraft. Sie ist vor Fristablauf 
außer Kraft zu setzen, sobald die Voraus-
setzungen für ihre Anordnung weggefallen 
sind; die höhere Baubehörde kann eine Ver-
längerung der Frist um ein Jahr zulassen. 

(3) Wenn zwingende Gründe es erfor-
dern, kann die oberste Baubehörde in den 
Fällen der Absätze 1 und 2 eine Verlänge-
rung der Fristen um ein weiteres Jahr zu-
lassen. 
(4) Die Veränderungssperre wird mit der 

Bekanntmachung wirksam. 

B. Nichtgemeindliche öffentliche Planungen 

§ 25 

(1) Planungen des Bundes, der Länder so-
wie sonstige nichtgemeindliche Planungen 
für wesentliche Veränderungen der Erdober-
fläche oder für bauliche Anlagen dürfen, so-
weit eine Genehmigung oder Zustimmung 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes oder 
den auf Grund dieses Gesetzes zu erlassen-
den Vorschriften nicht erforderlich ist, nur 
ausgeführt werden, wenn die höhere Bau-
behörde erklärt hat, daß die beabsichtigten 
Maßnahmen in der Bauleitplanung vorge-
sehen oder mit ihr vereinbar sind. Das 
gleiche gilt für wesentliche Veränderungen 
baulicher Anlagen. 

(2) Vermag die höhere Baubehörde die Er-
klärung nach Absatz 1 nicht abzugeben, so 
sind die beabsichtigten Veränderungen oder 
Anlagen mit der Bauleitplanung abzustim-
men und die einzelnen Pläne insoweit zu 
ändern. 

(3) Ist für Maßnahmen im Sinne des Ab-
satzes 1 ein Verfahren nach anderen gesetz-
lichen Vorschriften vorgesehen, so darf in 
diesem Verfahren eine Entscheidung erst 
getroffen werden, wenn die Erklärung der 
höheren Baubehörde nach Absatz 1 vorliegt. 

(4) Sind Bauleitpläne noch nicht aufgestellt 
und zur Beurteilung der beabsichtigten Maß-
nahmen nicht notwendig, so soll die höhere 
Baubehörde die in § 3 Abs. 3 genannten Be- 

 



hörden beteiligen, bevor sie ihre Erklärung 
abgibt. 

C. Bodenverkehr 

§  26 
Genehmigungspflicht für den Bodenverkehr 

(1) Der Genehmigung durch die Baube-
hörde bedürfen 

1. im räumlichen Geltungsbereich eines Be-
bauungsplans die Teilung sowie die Grenz-
änderung eines Grundstücks; 

2. außerhalb des räumlichen Geltungsbe-
reiches eines Bebauungsplans 
a) die Teilung, die Grenzänderung sowie 

die Auflassung eines Grundstücks zum 
Zwecke der Bebauung oder der klein-
gärtnerischen Nutzung, 

b) die Teilung sowie die Grenzänderung 
eines Grundstücks, das bebaut ist oder 
dessen Bebauung genehmigt worden 
ist; 

3. jede Vereinbarung, durch die einem an-
deren ein Recht zur Bebauung oder klein-
gärtnerischen Nutzung eines Nicht-Bau-
grundstücks eingeräumt wird. 
(2) Rechtsvorgänge nach Absatz 1 bedür-

fen der Genehmigung nicht, wenn sie in 
einem Verfahren zur Enteignung oder 
Bodenordnung nach diesem Gesetz oder an-
deren bundes- und landesrechtlichen Vor-
schriften vorgenommen werden. 

(3) Die Genehmigung nach Absatz 1 ist 
nicht erforderlich für Rechtsgeschäfte, durch 
die Einzeleigentum oder Bruchteilseigentum 
in Gesamthandseigentum umgewandelt wird 
oder umgekehrt. 

§ 27 

Versagungsgründe 

Die Genehmigung ist zu versagen, wenn 
zu besorgen ist, daß der mit dem Rechts-
vorgang verfolgte Zweck diesem Gesetz, den 
auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Vor-
schriften, den Bauvorschriften oder der ge-
ordneten städtebaulichen Entwicklung des 
Gemeindegebietes zuwiderlaufen würde. 

§ 28 

Inhalt der Genehmigung 

Mit der Genehmigung erklärt die zustän-
dige Baubehörde, daß der Rechtsvorgang für 

den derzeitigen Stand der Planung unschäd-
lich ist. Die Genehmigung begründet noch 
keinen Rechtsanspruch für die Ausübung 
der mit dem Zweck verfolgten Nutzung. 

§ 29 
Verhältnis zu anderen Vorschriften über den 

Bodenverkehr 

(1) In dem räumlichen Geltungsbereich 
eines Bebauungsplans sind andere Vorschrif-
ten über den Bodenverkehr nicht anzu-
wenden. 

(2) Außerhalb des räumlichen Geltungsbe-
reiches eines Bebauungsplans tritt die Geneh-
migung nach § 26 Abs. 1 Nr. 2 und 3 an die 
Stelle einer Genehmigung nach anderen Vor-
schriften über den Bodenverkehr. In diesem 
Falle darf die Genehmigung nach § 26 nur 
im Einvernehmen mit der nach anderen Vor-
schriften zuständigen Genehmigungsbehörde 
erteilt werden. 

§ 30 

Sicherung des Bodenverkehrs 

(1) Rechtsgeschäfte nach § 26, die die Bau

-

behörde nicht genehmigt hat, sind nichtig. 
(2) Das Grundbuchamt darf auf Grund 

eines nach 5 26 Abs. 1 Nr. 1 und 2 geneh-
migungspflichtigen Rechtsvorgangs eine Ein

-tragung im Grundbuch erst vornehmen, 
wenn der Genehmigungsbescheid vorgelegt 
oder durch eine Bescheinigung der Baube-
hörde nachgewiesen ist, daß es einer Geneh-
migung nicht bedarf. 

(3) Wird auf Grund eines nicht genehmig-
ten Rechtsvorgangs eine Eintragung im 
Grundbuch vorgenommen, so kann die Bau-
behörde, falls sie die Genehmigung für er

-

forderlich hält, das Grundbuchamt um die 
Eintragung eines Widerspruchs ersuchen. 
§  53 Abs. 1 der Grundbuchordnung bleibt 
unberührt. 

(4) Ein nach Absatz 2 eingetragener Wi-
derspruch ist zu löschen, wenn die Baube-
hörde darum ersucht oder wenn die Geneh-
migung erteilt worden ist. 

§ 31 

Vorkaufsrecht der Gemeinde 

(1) Zur Sicherung und Durchführung der 
Bauleitplanung kann die Gemeinde durch 
Satzung Gebiete bezeichnen, in denen ihr 
für alle Grundstücksverkäufe ein gesetz- 



liches Vorkaufsrecht mit Rang vor allen an-
deren Vorkaufsrechten zusteht. 

(2) Für das Vorkaufsrecht gelten die 
§§ 504 bis 510, 1098 Abs. 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs. 
(3) Das Vorkaufsrecht darf nicht ausgeübt 

werden, wenn der Grundeigentümer das 
Grundstück an seinen Ehegatten oder an 
eine Person veräußert, die mit ihm in ge-
rader Linie oder bis zum dritten Grade der 
Seitenlinie verwandt oder in gerader Linie 
oder bis zum zweiten Grade der Seiten-
linie verschwägert ist. 

D. Regelung der Bebauung 

§ 32 

Übereinstimmung der Bebauung 
und der sonstigen Nutzung mit dem 

Bebauungsplan 

Die Errichtung oder Änderung baulicher 
Anlagen, das Anbringen oder Aufstellen 
von Werbeeinrichtungen, wesentliche Ver-
änderungen der Erdoberfläche sowie Ände-
rungen ihrer Nutzung und Bepflanzung dür-
fen den Festsetzungen des Bebauungsplans 
nicht widersprechen. 

§ 33 

Zulässigkeit von Maßnahmen im Geltungs

-

bereich eines Bebauungsplans 

(1) Im Geltungsbereich eines Bebauungs-
plans sind 
1. die Errichtung, die Änderung und der Ab-
bruch von baulichen Anlagen sowie Werbe-
einrichtungen, 

2. die Nutzungsänderung von baulichen An-
lagen, sofern an die beabsichtigte Nutzung 
besondere baurechtliche Anforderungen 
gestellt werden, 

3. wesentliche Veränderungen der Erdober-
fläche im räumlichen Geltungsbereich einer 
Veränderungssperre, 

4. wertsteigernde Veränderungen von Grund-
stücken oder baulichen Anlagen im Gel-
tungsbereich einer Veränderungssperre, 

5. wertsteigernde Veränderungen von bau-
lichen Anlagen im Geltungsbereich eines 
Bebauungsplan nach Maßgabe des § 36 

nur zulässig, wenn die Maßnahme dem Be-
bauungsplan und sonstigen baurechtlichen 
Vorschriften entspricht. 

(2) Ist ein Grundstück 
1. in ein Verfahren zur Bodenordnung ein-
bezogen oder soll es in ein solches Ver-
fahren einbezogen werden oder 

2. nicht erschlossen oder die Erschließung 
nicht gesichert, 

so sind Maßnahmen im Sinne des Absatzes 1 
nur zulässig, wenn sie die Durchführung des 
Bebauungsplans nicht erschweren. 
(3) Ist ein Bebauungsplan, der aufgestellt 

werden soll, noch nicht festgesetzt, so kön-
nen Maßnahmen im Sinne des Absatzes 1 
mit Zustimmung der höheren Baubehörde 
zugelassen werden, wenn die Maßnahme den 
in Aussicht genommenen Festsetzungen des 
Bebauungsplans entspricht und der Antrag-
steller diese Festsetzungen für sich und seine 
Rechtsnachfolger schriftlich anerkennt. 

§ 34 

Bauliche Anlagen auf öffentlichen Frei

- 

und Verkehrsflächen 

(1) Auf öffentlichen Frei- und Verkehrs-
flächen sind bauliche Anlagen nur zulässig, 
wenn sie mit dem Zweck der Flächenfest-
setzung des Bebauungsplans vereinbar sind. 

(2) Auf öffentlichen Frei- und Verkehrs-
flächen können bis zur bebauungsplanmäßi-
gen Verwendung bauliche Anlagen zu vor-
übergehenden Zwecken für die bisherige oder 
übergangsweise für eine andere Art der 
Nutzung widerruflich oder befristet zuge-
lassen werden. Das gleiche gilt, wenn über-
gangsweise von der bisherigen Art der 
Nutzung solcher Flächen abgewichen werden 
soll. 

(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 ist 
die Zustimmung des Bedarfsträgers erfor-
derlich. 

§ 35 

Bauliche Anlagen auf Grundstücken, für die 
kein Bebauungsplan festgesetzt werden soll 
(1) Auf Grundstücken, für die kein Be-

bauungsplan festgesetzt und in Aussicht ge-
nommen ist, dürfen nur solche einzelne bau-
liche Anlagen zugelassen werden, die 
1. einem land- oder forstwirtschaftlichen 
oder gärtnerischen Betrieb, einem Energie- 

 



versorgungsbetrieb, dem Fernmeldewesen 
oder einem ortsgebundenen gewerblichen 
Betrieb dienen, 

2. wegen ihrer erhöhten Anforderungen an 
die Umgebung oder wegen ihrer nachtei-
ligen Wirkung auf die Umgebung nicht 
innerhalb des Gesamtbaubereichs errichtet 
werden können oder dürfen oder 

3. wegen ihrer besonderen Zweckbestim-
mung nicht innerhalb des Gesamtbaube-
reichs oder der im Zusammenhang bebau-
ten Ortslage errichtet werden sollen. 

(2) Liegen die Voraussetzungen des Ab-
satzes 1 Nr. 1 bis 3 nicht vor, so können mit 
Zustimmung der höheren Baubehörde ein-
zelne bauliche Anlagen zugelassen werden, 
wenn die Anlage weder öffentliche Belange 
noch Rechte oder erhebliche Interessen eines 
Dritten beeinträchtigt. Bauliche Anlagen 
sind insbesondere unzulässig, wenn sie un-
wirtschaftliche Aufwendungen für Straßen 
oder andere Verkehrseinrichtungen, Versor-
gungs- oder Entwässerungsanlagen, für die 
Schulversorgung, Sicherheit, Gesundheit, den 
Feuerschutz oder für sonstige öffentliche Auf-
gaben erfordern oder ihre Benutzung beson-
dere wirtschaftliche Schwierigkeiten für die 
Bewohner ergeben würde. 

(3) Werden bauliche Anlagen nach Maß-
gabe der Absätze 1 und 2 zugelassen, so sind 
im Einzelfalle die städtebaulichen Regelun-
gen im Sinne des § 14 unter Berücksichti-
gung der in den §§ 1 und 13 bezeichneten 
Zwecke der Bauleitplanung und des Be-
bauungsplans zu treffen, soweit dies für die 
beabsichtigte bauliche Anlage oder künftig 
zu erwartende bauliche Anlagen erforderlich 
ist. 

§ 36 

Wirkung des Bebauungsplans auf die der

-

zeitige bauliche oder sonstige Nutzung 

(1) Für bauliche Anlagen, deren überbaute 
Fläche nach dem Bebauungsplan als Bauplatz 
für den Gemeinbedarf oder als private oder 
öffentliche Frei- und Verkehrsfläche festge-
setzt ist, dürfen wertsteigernde Verände-
rungen nur zugelassen und eine Befreiung 
von zwingenden baurechtlichen Vorschrif-
ten nur gewährt werden, wenn der Bedarfs-
träger der Veränderung zustimmt oder der 
Eigentümer für den Fall der Durchführung 
des Bebauungsplans auf Ersatz der Wert-
erhöhung oder bei einer Enteignung auf eine 

Übernahme des Restbesitzes für sich und 
seine Rechtsnachfolger schriftlich verzichtet. 
Dies gilt auch für die dem Bebauungsplan 
nicht widersprechenden Teile der baulichen 
Anlage, wenn sie für sich allein nicht wirt-
schaftlich verwertbar sind oder wenn bei 
einer Enteignung die Übernahme des Rest-
besitzes verlangt werden kann. 

(2) Wird infolge der Unzulässigkeit von 
Bauarbeiten nach Absatz 1 die Nutzbarkeit 
einer baulichen Anlage aufgehoben oder we-
sentlich herabgesetzt oder die Instand-
setzung oder der Wiederaufbau zerstörter 
oder beschädigter baulicher Anlagen unmög-
lich gemacht, so kann der Eigentümer die 
Übernahme durch den Bedarfsträger ver-
langen. Wird dem Verlangen nicht inner-
halb zweier Jahre stattgegeben und kommt 
mit dem Eigentümer keine Einigung zu-
stande, so ist der Bebauungsplan zu ändern. 

§ 37 

Übernahmepflicht 

(1) Werden für Grundstücke Festsetzun-
gen nach § 14 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe g 
(Bauplätze für den Gemeinbedarf), Buch-
stabe h (Bauplätze für besondere private 
Zwecke) oder Nummer 5 (öffentliche Frei-
und Verkehrsflächen) getroffen, so ist der 
Bedarfsträger zum Erwerb des Grundstücks 
verpflichtet, sobald die Erschließung durch-
geführt ist oder der Stand der Bebauung in 
der Umgebung die bisherige Nutzung wirt-
schaftlich unzumutbar macht. Steht im Falle 
des § 14 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe h (Bau-
plätze für besondere private Zwecke) die Per-
son des Bedarfsträgers nicht fest, so ist die 
Gemeinde zum Erwerb verpflichtet. 

(2) Die Verpflichtung zum Erwerb ent-
steht spätestens fünf Jahre nach Inkrafttreten 
des Bebauungsplans. 

DRITTER TEIL 

Bodenordnung 

A. Umlegung 

I. Zweck und Voraussetzungen 

§ 38 

(1) Um im Geltungsbereich eines Bebau-
ungsplans den Grundstücken eine zweck-
mäßige Lage, Form und Größe für die Be- 



bauung zu geben, können sie durch Um-
legung nach den folgenden Vorschriften neu 
geordnet werden. 
(2) Für Grundstücke, für die ein Be-

bauungsplan noch nicht aufgestellt ist, kann 
das Umlegungsverfahren ebenfalls eingeleitet 
werden. Der Bebauungsplan muß in diesem 
Falle vor der Auslegung der Lagepläne (§ 55) 
in Kraft getreten sein. 

II. Zuständigkeit 

§ 39 

(1) Die Umlegung wird von der Gemeinde 
eingeleitet und von der Baubehörde durch-
geführt. 

(2) Die Länder können durch Rechtsver-
ordnung bestimmen, daß die Umlegung 
durch Ausschüsse mit selbständiger Entschei-
dungsbefugnis durchgeführt wird (Um-
legungsausschuß). Die Umlegungsausschüsse 
werden bei den Gemeinden errichtet. Den 
Ausschüssen müssen angehören ein zum 
Richteramt oder zum höheren Verwaltungs-
dienst befähigtes Mitglied, ein zum höheren 
vermessungstechnischen Verwaltungsdienst 
befähigtes Mitglied, ein im Städtebau und in 
der Bauaufsicht erfahrener Sachverständiger 
und zwei Mitglieder der Gemeindevertre-
tung. Eines dieser Mitglieder muß sachver-
ständig für die Bewertung von Grundstücken 
sein. Die Mitglieder des Umlegungsausschus-
ses dürfen an der Umlegung nicht selbst be-
teiligt sein. 

III. Vorverfahren 

§ 40 

Einleitung 

(1) Die Umlegung wird durch Beschluß 
eingeleitet (Umlegungsbeschluß). In diesem 
ist das Umlegungsgebiet genau zu bezeichnen. 

(2) Der Umlegungsbeschluß ist in der Ge-
meinde ortsüblich bekanntzumachen. 

(3) In der Bekanntmachung des Um-
legungsbeschlusses sind Inhaber von unbe-
kannten Rechten aufzufordern, innerhalb 
eines Monats Rechte, die aus dem Grund-
buch nicht ersichtlich sind, und die mög-
licherweise durch die Umlegung betroffen 
werden, innerhalb einer von ihr zu bestim-
menden Frist nachzuweisen. Werden die 
Rechte nicht fristgemäß angemeldet und 

nachgewiesen, so brauchen sie nicht berück-
sichtigt zu werden. Auf diese Rechtsfolge 
ist in der Bekanntmachung hinzuweisen. 
(4) Der Umlegungsbeschluß ist der höhe-

ren Baubehörde mitzuteilen. Er bedarf deren 
Genehmigung, wenn der Bebauungsplan noch 
nicht bestätigt ist. 

§ 41 

Verfügungs- und Veränderungssperre 

Während des Umlegungsverfahrens darf 
der Eigentümer nur mit Genehmigung der 
Baubehörde über das Grundstück verfügen, 
bauliche Anlagen auf dem Grundstück er-
richten oder verändern oder Vereinbarun-
gen treffen, durch die einem anderen ein 
Recht zur Nutzung oder Bebauung des 
Grundstücks eingeräumt wird. Dies gilt von 
der Bekanntmachung des Umlegungsbeschlus-
ses bis zum Inkrafttreten des Umlegungs-
plans. 

§ 42 

Umlegungsgebiet 

(1) Das Umlegungsgebiet ist so zu begren-
zen, daß sich die Umlegung zweckmäßig 
durchführen läßt. Es kann aus räumlich ge-
trennten Flächen bestehen. 

(2) Von der Umlegung können ganz oder 
teilweise ausgenommen werden insbesondere 
Grundstücke, die 
1. bebaut sind, 
2. in besonderer Weise genutzt werden, 
3. im Interesse des Naturschutzes oder der 
Denkmalpflege zu schützen sind, 

4. als Bauplätze für den Gemeinbedarf aus-
gewiesen sind (S 14 Abs. 1 Nr. 2 Buch-
stabe g), 

5. von der Bebauung freizuhalten sind (§ 14 
Abs. 1 Nr. 3), 

6. als öffentliche Vorbehaltsflächen ausge-
wiesen sind (§ 14 Abs. 1 Nr. 5 Buch-
stabe b). 
(3) Unwesentliche Änderungen des Um-

legungsgebietes können während der Dauer 
des Umlegungsverfahrens von der Bau-
behörde ohne förmliche Änderungen des 
Umlegungsbeschlusses vorgenommen wer-
den. Die Änderungen sind den Eigentümern 
der betroffenen Grundstücke bekanntzu-
geben. 



§ 43 

Bestandsverzeichnis 

(1) Die Baubehörde stellt ein Verzeichnis 
der Grundstücke des Umlegungsgebietes auf 
(Bestandsverzeichnis). Dabei sind anzu-
geben 
1. die Grundstücke nach ihrer grundbuch-
mäßigen und katastermäßigen Bezeichnung 
unter Angabe von Straße und Hausnummer, 

2. die im Grundbuch eingetragenen Eigen-
tümer, 

3. die im Grundbuch eingetragenen Rechte 
und Lasten. 
(2) Der im Absatz 1 Nummer 1 und 2 

bezeichnete Inhalt des Bestandsverzeichnisses 
ist auf die Dauer eines Monats in der Ge-
meinde öffentlich auszulegen. Ort und Dauer 
der Auslegung sind in der Gemeinde vor der 
Auslegung ortsüblich bekanntzumachen. Be-
trifft die Umlegung nur einzelne Grund-
stücke, so genügt an Stelle der ortsüblichen 
Bekanntmachung die Mitteilung an die 
Eigentümer und die Inhaber sonstiger 
Rechte, soweit sie aus dem Grundbuch er-
sichtlich sind. 

§ 44 

Benachrichtigung des Grundbuchamtes 

(1) Die Baubehörde übersendet dem 
Grundbuchamt den Umlegungsbeschluß mit 
einem Verzeichnis der umzulegenden Grund-
stücke. Das Grundbuchamt benachrichtigt die 
Baubehörde von allen Eintragungen, die 
nach der Einleitung des Umlegungsverfah-
rens bei diesen Grundstücken im Grundbuch 
vorgenommen worden sind und vorgenom-
men werden. 

(2) Ist oder wird im Grundbuch die An-
ordnung der Zwangsversteigerung oder 
Zwangsverwaltung eingetragen, so gibt das 
Grundbuchamt dem Vollstreckungsgericht 
von der Einleitung des Umlegungsverfahrens 
Kenntnis. 

IV. Umlegungsgrundsätze 

§ 45 

Umlegungsmasse, Zuweisung 
der Gemeingebrauchsflächen 

(1) Die umzulegenden Grundstücke ein-
schließlich der vorhandenen Gemein-
gebrauchsflächen werden rechnerisch zu 
einer Masse vereinigt (Umlegungsmasse). 

(2) Aus der Umlegungsmasse sind die 
Flächen, die nach dem Bebauungsplan für 
den Gemeingebrauch bestimmt sind, auszu-
scheiden und der Gemeinde oder, soweit 
dies zweckmäßig ist, dem sonstigen Er-
schließungsträger zuzuweisen. 

(3) Mit der Zuweisung ist die Gemeinde 
oder der sonstige Erschließungsträger für die 
eingeworfenen Gemeingebrauchsflächen so-
wie für die nachweisbar zu diesem Zweck 
erworbenen Flächen abgefunden. 

§ 46 

Verteilungsmasse, Wertberechnung 

(1) Die verbleibende Masse (Verteilungs-
masse) ist in zweckmäßig geformten neuen 
Grundstücken nach Maßgabe der folgenden 
Vorschriften den Eigentümern wieder zuzu-
teilen. Die Wiederzuteilung erfolgt nach 
pflichtmäßigem Ermessen der Baubehörde je 
nach Zweckmäßigkeit unter gerechter Ab-
wägung der Interessen der Beteiligten ent-
sprechend dem Verhältnis der Fläche oder 
des Wertes, in welchem die früheren Grund-
stücke zueinander vor der Umlegung gestan-
den haben. Es kann auch ein beide Merk-
male verbindender Maßstab gewählt werden. 
Dabei sind die neuen Grundstücke möglichst 
in gleicher oder gleichwertiger Lage wie die 
eingeworfenen Grundstücke zuzuteilen. Ver-
bleibende Wertunterschiede zwischen dem 
eingeworfenen und dem zugeteilten Grund-
stück sind in Geld oder in Fläche auszuglei-
chen. 

(2) Eigentümer, denen für ihre eingewor-
fenen Grundstücke kein für die Bebauung 
hinreichend großes Grundstück wieder zu-
gewiesen werden kann (Kleingrundstück), 
werden in Geld abgefunden. 

(3) Die Berechnung des Wertes der Grund-
stücke erfolgt nach dem Verkehrswert 
(§ 184), und zwar für das eingeworfene 
Grundstück nach dem Zeitpunkt des Um-
legungsbeschlusses und für das zugewiesene 
Grundstück nach dem Zeitpunkt der Auf-
stellung des Umlegungsplans. Wertsteigerun-
gen, die durch die Umlegung herbeigeführt 
werden, sind bei der Bewertung des zugewie-
senen Grundstücks zu berücksichtigen. 

(4) Die Baubehörde kann, statt von den 
Vorschriften des Absatzes 3 Gebrauch zu ma-
chen, von den Eigentümern der eingewor-
fenen Grundstücke einen Flächenbeitrag zu 
den Gemeingebrauchsflächen in Anspruch 
nehmen, der in Gebieten, die erstmalig er- 



schlossen werden, bis zu 30 vom Hundert, im 
übrigen bis zu 10 vom Hundert der einge-
worfenen Flächen beträgt, oder sie kann einen 
entsprechenden Geldbeitrag erheben. 

(5) Mit Einverständnis der Eigentümer 
kann die Abfindung auch durch die Begrün-
dung von Wohnungseigentum oder Dauer-
wohnrecht gewährt werden. Unter der glei-
chen Voraussetzung können als Abfindung 
auch Grundstücke außerhalb des Umlegungs-
gebietes zugewiesen werden. 

§ 47 

Abfindung für bauliche Anlagen 
und  für Anpflanzungen 

Für bauliche Anlagen und für Anpflanzun-
gen steht dem Eigentümer nur ein Anspruch 
auf Geldabfindung zu. Die Vorschrift des 
§ 104 Abs. 4 findet entsprechende Anwen-
dung. 

§ 4 8  

Ablösung, Änderung und Neubegründung 
von Rechten 

Rechte an eingeworfenen Grundstücken, 
Miet- und Pachtrechte und solche schuldrecht-
liche Verpflichtungen, die sich auf das Eigen

-

tum,  sonstige Rechte an den Grundstücken 
oder Miet- und Pachtrechte beziehen, können 
abgelöst, geändert oder neu begründet wer-
den. Soweit der Betroffene hierdurch benach-
teiligt wird, ist er nach den Vorschriften der 
§§ 103 bis 113 zu entschädigen. 

§ 49 

Gesamthandseigentum, Miteigentum 
nach Bruchteilen 

und besondere Rechtsverhältnisse 

(1) Gesamthandseigentum und Miteigen-
tum nach Bruchteilen an Grundstücken kön-
nen in Alleineigentum umgewandelt werden, 
wenn dies zur Erreichung der Ziele der Um-
legung zweckmäßig ist und die Eigentümer 
zustimmen. 

(2) Wenn einem Eigentümer für mehrere, 
verschiedenen Rechtsverhältnissen unterlie-
gende alte Grundstücke oder Berechtigungen 
ein neues Grundstück zugeteilt wird, so wer-
den entsprechend den verschiedenen Rechts-
verhältnissen Bruchteile der Gesamtabfindung 
bestimmt, die an die Stelle der einzelnen 
Grundstücke oder Berechtigungen treten. Auf 
Antrag ist in diesen Fällen aus der Gesamt

-

abfindung für jedes eingeworfene Grundstück 
oder jede Berechtigung anstelle des Bruch-
teiles ein besonderes Grundstück zuzuteilen; 
soweit erforderlich, kann dies auch von Amts 
wegen geschehen. 

§ 50 

Geldleistungen 

(1) Die Gemeinde ist Gläubigerin und 
Schuldnerin der im Umlegungsplan fest-
gesetzten geldlichen Leistungen. 

(2) Die geldlichen Leistungen, die auf 
Grund des Umlegungsplans zu bewirken 
sind, werden im Zeitpunkt des Eintritts der 
Unanfechtbarkeit des Umlegungsplans fällig. 
Die Fälligkeit der Ausgleichsleistungen für 
Mehrwerte (§ 46 Abs. 1 Satz 5) kann um 
längstens zehn Jahre hinausgeschoben werden. 

(3) Wird für die Wertminderung eines 
Grundstücks, das einem Grundpfandrecht 
unterliegt, eine Geldabfindung gezahlt, so 
erstreckt sich das Grundpfandrecht auch auf 
die Abfindung. 

(4) Zur Empfangnahme von Geldabfin-
dungen bis zum Betrage von dreihundert 
Deutsche Mark ist der Eigentümer auch beim 
Vorhandensein von Grundpfandrechten allein 
berechtigt. Das gleiche kann im Umlegungs-
plan bei Abfindungsbeträgen bis zu fünfhun-
dert Deutsche Mark bestimmt werden, wenn 
die Zahlung an den Eigentümer die Sicherheit 
des Grundpfandgläubigers nicht beeinträchtigt. 
Bei höheren Beträgen ist die Zahlung an den 
Eigentümer den Grundpfandgläubigern ge-
genüber nur wirksam, wenn ihnen die 
Zahlung vorher angekündigt wurde und sie 
binnen einem Monat nach Erhalt der Ankün-
digung der Zahlung nicht widersprochen ha-
ben. Widerspricht ein Grundpfandgläubiger, 
so ist der Betrag zugunsten der Beteiligten 
gerichtlich unter Verzicht auf das Recht der 
Rücknahme bei dem für das betroffene 
Grundstück örtlich zuständigen Amtsgericht 
zu hinterlegen. 

§ 51 

Geldausgleich des Eigentümers 

(1) Die Verpflichtung des Eigentümers zum 
Geldausgleich nach § 46 Abs. 1 Satz 5 gilt als 
Beitrag. 

(2) Der Beitrag nach Absatz 1 und der Bei-
trag nach § 46 Abs. 4 sind öffentliche Lasten 
des Grundstücks. Auf Ersuchen der Bau-
behörde sind sie im Grundbuch zu vermerken. 



§ 52 

Kosten der Umlegung 

Die Gemeinde trägt die Verfahrenskosten 
und die nicht durch Beiträge nach § 46 Abs. 1 
Satz 5 und Abs. 4 gedeckten Sachkosten. 

§ 53 

Hinterlegung und  Verteilungsverfahren 

Für die Hinterlegung von Geldabfindungen 
und für das Verteilungsverfahren gelten die 
Vorschriften der §§ 135, 136 entsprechend. 

V. Hauptverfahren 

§ 54 

Aufstellung und Inhalt des Umlegungsplans 

(1) Der Umlegungsplan ist von der Bau-
behörde nach Erörterung mit den beteiligten 
Eigentümern aufzustellen. Er besteht aus den 
Lageplänen und dem Umlegungsverzeichnis. 

(2) Aus dem Umlegungsplan muß der in 
Aussicht genommene Neuzustand mit allen 
tatsächlichen und rechtlichen Änderungen 
hervorgehen, welche die von der Umlegung 
betroffenen Grundstücke erfahren. Der Um-
legungsplan muß nach Form und Inhalt zur 
Übernahme in das Liegenschaftskataster ge-
eignet sein. 

(3) Die Lagepläne sind 

1. der Plan •über den bisherigen Zustand 
(Altzustand), in dem die Grenzen des Um-
legungsgebietes, die bisherigen Grund-
stücksgrenzen und -bezeichnungen sowie 
sonstige für die Umlegung bedeutungs-
volle Verhältnisse einzutragen sind (Alt-
bestandsplan), 

2. der Plan über den künftigen Zustand 
(Neuzustand), der insbesondere die neuen 
Grundstücksgrenzen und -bezeichnungen 
sowie die Gemeingebrauchsflächen ent-
halt (Neubestandsplan). 

Der Neubestandsplan kann, wenn dadurch 
die Übersichtlichkeit nicht leidet, mit dem 
Altbestandsplan auf einem Blatt dargestellt 
werden. 
(4) Das Umlegungsverzeichnis führt auf 

1. die Grundstücke nach Lage, Größe und 
Nutzungsart unter Gegenüberstellung des 
alten und neuen Bestandes mit Angabe 
ihrer Eigentümer; die Größe des Anteils 

an Gemeingebrauchsflächen ist besonders 
anzugeben, 

2. die Kleingrundstücke (S 46 Abs. 2), 

3. die Rechte an Grundstücken einschließlich 
der Rechte nach dem Wohnungseigen-
tumsgesetz sowie Miet- und Pachtrechte 
und sonstige schuldrechtliche Verpflich-
tungen, die abgelöst, geändert oder neu 
begründet werden sollen (5 48), 

4. die Grundstückslasten nach Rang und 
Höhe, 

5. die Geldleistungen sowie deren Fälligkeit 
und Zahlungsart (§§ 50, 51, 53), 

6. die Leistungspflichtigen und Entschädi-
gungsberechtigten, 

7. die einzuziehenden und die zu verlegen-
den öffentlichen Wege und Wasserläufe. 

Das Umlegungsverzeichnis kann auch für jedes 
Grundstück gesondert aufgestellt werden. 

§ 55 

Auslegung der Lagepläne 

Die Lagepläne sind auf die Dauer eines 
Monats in der Gemeinde öffentlich auszulegen. 
Ort und Dauer der Auslegung sind vorher 
ortsüblich bekanntzumachen. 

§ 56 

Zustellung des Umlegungsplans, 
Widerspruch 

(1) Den beteiligten Eigentümern, den aus 
dem Grundbuch ersichtlichen oder der Bau-
behörde bekannten Inhabern von Rechten an 
Umlegungsgrundstücken sowie, sofern ihre 
Rechte durch die Umlegung beeinträchtigt 
werden, den Mietern und Pächtern von Um-
legungsgrundstücken ist ein ihre Rechte be-
treffender Auszug aus dem Umlegungsplan 
zuzustellen. 

(2) Die Baubehörde soll den nach § 271 
erhobenen Widerspruch mit den Betroffenen 
erörtern. 

(3) Hilft die Baubehörde dem Widerspruch 
nicht ab, so ist er der höheren Baubehörde 
zur Entscheidung vorzulegen. Die Länder 
können durch Rechtsverordnung bestimmen, 
daß zur Entscheidung über den Widerspruch 
obere Umlegungsausschüsse bei der höheren 
Baubehörde errichtet werden. Die Vor-
schriften des 39 Abs. 2 Sätze 3 bis 5 finden 
entsprechende Anwendung. 



§ 57 

Genehmigung des Umlegungsplans 

Die Länder können durch Rechtsverord-
nung bestimmen, daß der Umlegungsplan der 
höheren Baubehörde zur Genehmigung vor-
zulegen ist. 

§ 58 

Inkrafttreten des Umlegungsplans 

(1) Der Eintritt der Unanfechtbarkeit des 
Umlegungsplans ist von der Baubehörde 
öffentlich bekanntzumachen. 

(2) Mit der Bekanntmachung wird der bis-
herige Rechtszustand durch den in dem Um-
legungsplan vorgesehenen neuen Rechts-
zustand ersetzt. 

§ 59 

Örtlich beschränkte Rechtskraft 
des Umlegungsplans 

Soweit Widersprüche nur einzelne Grund-
stücke betreffen, kann die Baubehörde den 
Umlegungsplan für die übrigen Grundstücke 
bereits vor Unanfechtbarkeit der Entschei-
dung über die Rechtsmittel insoweit in Kraft 
setzen, als diese Grundstücke von dem Rechts

-

mittelverfahren nicht berührt werden. 

§ 60 

Berichtigung der öffentlichen Bücher 

(1) Die Baubehörde ersucht das Grund-
buchamt unter Übersendung einer beglaubig-
ten  Abschrift der Bekanntmachung nach 
§ 58 sowie beglaubigter Abschriften aus dem 
Umlegungsplan um Eintragung der eingetre-
tenen Rechtsänderungen in das Grundbuch. 

(2) Bis zur Berichtigung des Liegenschafts-
katasters dienen der Neubestandsplan und das 
Umlegungsverzeichnis (§ 54 Abs. 3 Nr. 2 und 
Abs. 4) als amtliches Verzeichnis der Grund-
stücke im Sinne des § 2 Abs. 2 der Grundbuch-
ordnung, wenn die für die Führung des 
Liegenschaftskatasters zuständige Stelle auf 
diesen Urkunden bescheinigt hat, daß sie nach 
Form und Inhalt zur Übernahme in das 
Liegenschaftskataster geeignet sind. 

§ 61 

Einsichtnahme in den Umiegungsplan 

Bis zur Berichtigung des Grundbuchs ist 
jedem, der ein berechtigtes Interesse glaub

-

haft macht, Einsicht in den Umlegungsplan 
zu gewähren. 

§ 62 

Vorausverfügung 

Bei Einverständnis der Betroffenen kön-
nen durch Bescheid der Baubehörde für ein-
zelne eingeworfene Grundstücke bereits vor 
der Aufstellung des Umlegungsplans und des 
Umlegungsverzeichnisses die Eigentums- und 
Besitzverhältnisse geregelt und die in §§ 46 
und 48 vorgesehenen Regelungen getrof-
fen werden. Die Vorschriften der §§ 57, 58, 
60 und 61 finden entsprechende Anwendung. 

VI. Vereinfachtes Umlegungs

-

verfahren 

§ 63 

Sind ,die in § 56 Abs. 1 bezeichneten Be-
teiligten mit einem vereinfachten Umlegungs-
verfahren einverstanden, so kann von der 
Bekanntmachung des Umlegungsbeschlusses 
(§ 40 Abs. 2 und 3), der Offenlegung von 
Teilen des Bestandsverzeichnisses (§ 43 Abs. 2) 
und der Auslegung der Lagepläne (§ 55) ab-
gesehen werden. 

VII. Vorzeitige 
Besitzeinweisung 

§ 64 

Ist der Bebauungsplan in Kraft getreten 
(§ 19), so kann die Baubehörde aus Gründen 
des öffentlichen Wohles mit Zustimmung der 
höheren Baubehörde bereits vor Aufstellung 
des Umlegungsplans die Gemeinde oder den 
sonstigen Erschließungsträger auf ihren An

-

trag vorzeitig in den Besitz der neuen 
Grundstücke einweisen, die nach dem Be-
bauungsplan für sie als Gemeingebrauchs

-

flächen vorgesehen sind. § 131 Abs. 2 Sätze 
2 bis 4, Abs. 3, 5, 6 finden entsprechende 
Anwendung. 

B. Grenzregelung 

§ 65 

Zweck und Voraussetzung 

(1) Zur Verbesserung von Grundstücks-
grenzen oder zur Beseitigung baurechts- 



widriger Zustände können im Geltungsbereich 
des Bebauungsplans Teile benachbarter 
Grundstücke gegeneinander ausgetauscht oder 
einseitig zugeteilt werden (Grenzregelung), 
wenn 
1. dadurch der Verkehrswert keines der 

beiden Grundstücke um mehr als 5 vom 
Hundert gemindert wird oder 

2. die Eigentümer und die Inhaber von son-
stigen Rechten an den Grundstücken sich 
über die Wertänderung und die Höhe der 
Geldabfindung einig sind. 
(2) Die Grundstücksteile dürfen selbständig 

nicht bebaubar sein. 

§ 66 

Vollzug 

(1) Die Baubehörde setzt die neuen Gren-
zen durch Bescheid fest. Dieser muß nach 
Form und Inhalt zur Übernahme in das 
Liegenschaftskataster geeignet sein. 

(2) Werden durch die Grenzregelung die 
Verkehrswerte der Grundstücke geändert, so 
sind diese Wertänderungen unter den Betei-
ligten auszugleichen. Die Baubehörde setzt die 
zu zahlenden Beträge in dem Bescheid fest. 

(3) Der Bescheid ist allen Beteiligten zuzu-
stellen, deren Rechte durch die Grenzregelung 
betroffen werden. Er ist auch der Gemeinde 
mitzuteilen, wenn diese nicht Baubehörde ist. 

§ 67 

Unanfechtbarkeit und Wirkung 
des Bescheides 

(1) Ist der Bescheid unanfechtbar geworden 
und sind die Geldabfindungen geleistet, ge-
stundet oder hinterlegt, so bestimmt die Bau-
behörde den Tag, mit dessen Beginn der bis-
herige Rechtszustand durch den im Bescheid 
vorgesehenen neuen Rechtszustand ersetzt 
wird. 

(2) Das Eigentum an den ausgetauschten 
oder zugewiesenen Grundstücksteilen geht 
lastenfrei auf die neuen Eigentümer über. 
Unschädlichkeitszeugnisse sind nicht erforder-
lich. Die ausgetauschten oder zugewiesenen 
Grundstücksteile werden Bestandteil des 
Grundstücks, dem sie zugewiesen werden. Die 
dinglichen Rechte an diesem Grundstück er-
strecken sich auf die zugewiesenen Grund-
stücksteile. 

(3) Die Anordnung nach Absatz 1 ist allen 
Beteiligten zuzustellen, deren Rechte durch 
die Grenzregelung betroffen werden. 

§ 68 

Berichtigung der öffentlichen Bücher 

(1) Die Baubehörde ersucht das Grund-
buchamt unter Übersendung einer beglau-
bigten Abschrift des Bescheides über die 
Grenzregelung (§ 65 Abs. 1) sowie der An-
ordnung nach § 67 Abs. 1 um Eintragung 
der eingetretenen Rechtsänderungen in das 
Grundbuch. 

(2) Die Vorschrift des S 60 Abs. 2 findet 
auf den Bescheid nach S 66 Abs. 1 entspre-
chende Anwendung. 

C. Zusammenlegung 

I. Zweck und Voraussetzungen 
der Zusammenlegung 

§ 69 

Um nach Maßgabe des Bebauungsplans 
die Herstellung von größeren Baueinheiten 
zu erleichtern, kann die Baubehörde un-
bebaute und bebaute Grundstücke zu einem 
Grundstück oder zu mehreren Grundstücken 
zusammenlegen (Zusammenlegung), wenn 
1. für die geplante Bebauung ein dringendes 

öffentliches Interesse besteht, 
2. ohne Zusammenlegung den Grundstücken 

eine für diese Bebauung erforderliche 
Lage, Form und Größe nicht gegeben 
werden kann und 

3. zu erwarten ist, daß mit der gemeinschaft-
lichen  Bebauung innerhalb eines Jahres 
von dem Inkrafttreten des Zusammen-
legungsplans (§ 91 Nr. 3) an begonnen 
wird. 

II. Vorverfahren 

s 70 

Anhörungstermin 

Beabsichtigt die Baubehörde, das Zusam-
menlegungsverfahren einzuleiten, so sind die 
Eigentümer zu einem Anhörungstermin mit 
einer Frist von wenigstens einem Monat zu 



laden. In der Ladung soll auf die Vorschrift 
des § 71 Abs. 1 hingewiesen werden. Die 
Ladung ist zuzustellen. Der Inhalt der Ladung 
ist zugleich ortsüblich bekanntzumachen. 

§ 71 

Einleitung 

(1) Die Baubehörde kann das Zusammen-
legungsverfahren einleiten, wenn wenigstens 
zwei Drittel aller Eigentümer, denen zugleich 
wenigstens zwei Drittel der zu erfassenden 
Grundflächen gehören, der Einleitung des 
Verfahrens zustimmen. 

(2) Ist die Gemeinde nicht Baubehörde, so 
ist für die Einleitung des Zusammenlegungs-
verfahrens die Zustimmung der Gemeinde 
erforderlich. 

§ 72 

Zusammenlegungsbeschluß 

(1) Sind die Voraussetzungen des § 71 er-
füllt und ist der Bebauungsplan in Kraft ge-
treten, so leitet die Baubehörde das Zusam-
menlegungsverfahren durch Beschluß ein (Zu-
sammenlegungsbeschluß). Im Zusammen-
legungsbeschluß ist das Zusammenlegungsge-
biet genau zu bezeichnen und auf die Vor-
schrift des § 73 hinzuweisen. Der Zusammen-
legungsbeschluß ist in der Gemeinde ortsüb-
lich bekanntzumachen und den Eigentümern 
zuzustellen. 

(2) Die Vorschrift des § 40 Abs. 3 findet 
entsprechende Anwendung. 

§ 73 

Übernahmeantrag 

(1) Ein Eigentümer, der der Zusammen-
legung widersprochen hat, kann verlangen, 
daß die Gemeinde sein Grundstück binnen 
einer angemessenen Frist gegen Entschädigung 
übernimmt, wenn ein Zusammenlegungsver-
band nach § 75 Abs. 2 zustande kommt. Auf 
die Entschädigung finden die Vorschriften der 
§§ 103 bis 106 entsprechende Anwendung. 

(2) Das Verlangen ist spätestens binnen 
einem Monat nach Zustellung des Zusammen-
legungsbeschlusses gegenüber der Baubehörde 
schriftlich oder zur Niederschrift zu erklären. 
Die Baubehörde hat die Eigentümer der übri-
gen betroffenen Grundstücke hiervon zu un-
terrichten. 

§ 74 

Bestandsverzeichnis, Benachrichtigung 
des Grundbuchamtes, 

Verfügungs- und Veränderungssperre 

Es finden entsprechende Anwendung 

1. für die Verfügungs- und Veränderungs-
sperre die Vorschrift des § 41; für die Er-
teilung der Zustimmung ist nach der Grün-
dung des Zusammenlegungsverbandes dieser 
zuständig; 

2. für das Bestandsverzeichnis die Vorschrift 
des § 43; 

3. für die Benachrichtigung des Grundbuch-
amtes die Vorschrift des § 44. 

III. Zusammenlegungsverband 

§ 75 

Errichtung des Zusammenlegungsverbandes 

(1) Ist der Zusammenlegungsbeschluß un-
anfechtbar geworden, so fordert die Baube-
hörde die Eigentümer der Grundstücke auf, 
sich innerhalb von zwei Monaten freiwillig zu 
einem Zusammenlegungsverband oder in einer 
von ihnen zu bestimmenden Rechtsform zu-
sammenzuschließen. 

(2) Kommen die Eigentümer dieser Auf-
forderung nicht nach, so ordnet die Baube-
hörde die Errichtung eines Zusammenlegungs-
verbandes an. Die Anordnung ist ortsüblich 
bekanntzumachen. 

§ 76 

Rechtsfähigkeit und Sitz 

Der Zusammenlegungsverband ist eine Kör-
perschaft des öffentlichen Rechts; er hat sei-
nen Sitz in der Gemeinde, in welcher das Zu-
sammenlegungsgebiet ganz oder zum größten 
Teil liegt. 

§ 77 

Mitgliedschaft 

Mitglieder des Zusammenlegungsverbandes 
sind die jeweiligen Eigentümer der Grund-
stücke des Zusammenlegungsgebietes. Für 
Grundstücke, für die der Übernahmeantrag 
nach § 73 gestellt ist, tritt die Gemeinde als 
Mitglied auf. 



§ 78 

Aufgebotsverfahren 
zum Zwecke der Kraftloserklärung 

von Urkunden 

Werden Urkunden über dingliche Rechte 
an Grundstücken des Zusammenlegungsge-
bietes nach entsprechender Aufforderung an 
den Rechtsinhaber dem Zusammenlegungs-
verband nicht innerhalb eines Monats vorge-
legt, so ist der Zusammenlegungsverband be-
rechtigt, das Aufgebotsverfahren zum Zwecke 
der Kraftloserklärung dieser Urkunden nach 
den Bestimmungen der Zivilprozeßordnung 
und nach den ergänzenden Vorschriften an-
stelle des Rechtsinhabers und auf seine 
Kosten zu beantragen. 

§ 79 

Gründung des Zusammenlegungsverbandes 

(1) Zur Gründung des Zusammenlegungs-
verbandes beruft die Baubehörde eine vor-
bereitende Mitgliederversammlung ein. 

(2) .Die vorbereitende Mitgliederversamm-
lung wählt einen vorläufigen Vorsitzenden, 
einen Schriftführer und einen Ausschuß zur 
Ausarbeitung eines Satzungsentwurfs. Diese 
Beschlüsse werden mit einfacher Stimmen-
mehrheit der Erschienenen gefaßt. Bis zur 
Wahl des vorläufigen Vorsitzenden über-
nimmt die Baubehörde zunächst die Leitung 
der Versammlung. 

(3) Der vorläufige Vorsitzende hat bin-
nen einer Frist von längstens zwei Monaten 
nach der vorbereitenden Mitgliederversamm-
lung zu einer Gründungsversammlung zu la-
den. In dieser werden die Satzung beschlos-
sen und die satzungsmäßigen Organe gewählt. 
Die Satzung bedarf der Genehmigung durch 
die Baubehörde. Mit dieser Genehmigung gilt 
der Verband als gegründet. 

(4) Wenn die Wahlen und der Beschluß 
über die Satzung nach den Vorschriften der 
Absätze 2 und 3 nicht zustandekommen, so 
erläßt die Baubehörde die Satzung, beruft die 
erste ordentliche Mitgliederversammlung ein 
und veranlaßt in dieser die Wahl der sat-
zungsmäßigen Organe. Das gleiche gilt, wenn 
die Baubehörde die Satzung nicht genehmigt 
und die Mitgliederversammlung eine den Wei-
sungen der Baubehörde entsprechende Sat-
zung nicht beschließt. 

§ 80 

Satzung 

Die Satzung muß Vorschriften enthalten 
über 
1. den Namen, den Sitz und den Zweck des 

Verbandes, 
2. die Organe des Verbandes und ihre Befug-

nis zur Geschäftsführung und Vertretung, 
3. die Voraussetzungen und die Form für die 
Einberufung von Versammlungen der 
Organe und die Voraussetzung für deren 
Beschlußfähigkeit, 

4. das Stimmrecht und die erforderliche Stim-
menmehrheit in den Versammlungen der 
Organe und das Wahlverfahren, 

5. die Bewertung der Anteilschaften und die 
Bemessungsgrundlage für die Beiträge, 

6. das Haushalts-, Kassen- und Rechnungs-
wesen, 

7. die Form der Bekanntmachungen des Ver-
bandes, 
8. die Voraussetzungen und das Verfahren für 
die Auflösung des Verbandes. 

§ 81 

Organe des Zusammenlegungsverbandes 

Organe des Zusammenlegungsverbandes 
sind die Mitgliederversammlung und der Vor-
stand. Die Satzung kann auch einen Verbands-
ausschuß vorsehen, der die Geschäftsführung 
überwacht. Beschlüsse werden mit einfacher 
Mehrheit gefaßt, soweit die Satzung nichts 
anderes vorschreibt. Bei Stimmengleichheit 
gibt die Stimme des Vorsitzenden den Aus-
schlag. 

§ 82 

Mitgliederversammlung 

(1) Die Angelegenheiten des Zusammen-
legungsverbandes werden, soweit sie nicht von 
anderen Organen zu besorgen sind, durch die 
Mitgliederversammlung geregelt. Sie beschließt 
insbesondere über 
1. die Satzung des Zusammenlegungsverban-
des und ihre Änderung, 

2. die Geschäftsordnung der Verbandsorgane, 
3. die Feststellung des Haushaltsplans und 

die Höhe der Beiträge, 
4. die Aufnahme von Darlehen, 



5. die Obernahme von Bürgschaften und Ver-
pflichtungen aus Gewährverträgen sowie 
die Bestellung von Sicherheiten, 

6. den Ankauf und den Verkauf von Grund-
stücken des Verbandes, 

7. die Bestellung der Mitglieder des Vor-
standes und des Verbandsausschusses, die 
Gewährung von Vergütungen an sie und 
den Abschluß von Verträgen mit ihnen, 
8. die Entlastung des Vorstandes, 

9. die Aufstellung des Zusammenlegungs-
plans, 

10. die Auflösung des Zusammenlegungsver-
bandes. 
(2) Die Mitgliederversammlung ist vom 

Vorstand in den durch die Satzung bestimm-
ten Fällen sowie dann zu berufen, wenn das 
Interesse des Verbandes es erfordert. Die Mit-
gliederversammlung ist außerdem zu berufen, 
wenn ein Drittel der Mitglieder dies unter 
Angabe von Gründen verlangt. Die Tages-
ordnung ist der Einberufung der Versamm-
lung beizufügen. Der Vorstand ist verpflich-
tet, an den Mitgliederversammlungen teilzu-
nehmen und über alle Angelegenheiten der 
Geschäftsführung Auskunft zu geben. 

(3) 'Ober die Beschlüsse der Mitgliederver-
sammlung ist eine Niederschrift zu fertigen 
und der Baubehörde vorzulegen. 

§ 83 

Vorstand 
(1) Der Vorstand besteht aus dem Vor-

sitzenden und zwei Beisitzern. Der Vorsit-
zende braucht nicht Verbandsmitglied zu sein. 

(2) Der Vorstand führt die Geschäfte des 
Verbandes, soweit sie nicht der Mitglieder-
versammlung zugewiesen sind. Er hat die Be-
schlüsse der Mitgliederversammlung vorzu-
bereiten und auszuführen. 

(3) Der Vorstand vertritt den Zusammen-
legungsverband gerichtlich und außergericht-
lich; er hat die Stellung eines gesetzlichen Ver-
treters. Zur außergerichtlichen Vertretung ge-
nügt die Mitwirkung von zwei Vorstandsmit-
gliedern. Der Umfang der Vertretungsmacht 
des Vorstandes kann durch die Satzung mit 
Wirkung gegen Dritte beschränkt werden. 

§ 84 

Beiträge 

(1) Der Zusammenlegungsverband . kann 
von seinen Mitgliedern Beiträge erheben, wenn 

dies zur Erfüllung seiner Aufgaben und Ver-
bindlichkeiten erforderlich ist. 

(2) Die Festsetzung der Beiträge bedarf der 
Genehmigung der Baubehörde. 
(3) Die Beiträge ruhen als öffentliche 

Lasten auf den Grundstücken. 

§ 85 

Aufsicht über den Zusammenlegungsverband 

(1) Die Baubehörde führt die Aufsicht über 
den Zusammenlegungsverband. 

(2) Zum Abschluß von Verträgen ist die 
Zustimmung der Baubehörde erforderlich. Sie 
kann den Zusammenlegungsverband zum Ab-
schluß von Verträgen geringerer Bedeutung 
allgemein ermächtigen, jedoch nicht in den 
Fällen des § 82 Abs. 1 Nr. 4 bis 6. 

(3) Die Baubehörde kann sich jederzeit, 
auch durch Beauftragte, über alle Angelegen-
heiten des Verbandes unterrichten, sie kann 
mündliche und schriftliche Berichte, Akten und 
andere Unterlagen anfordern und Prüfungen 
und Besichtigungen an Ort und Stelle vor-
nehmen. Sie kann auch die Geschäftsführung 
des Verbandes auf seine Kosten auf Zweck-
mäßigkeit und Wirtschaftlichkeit prüfen 
lassen. 

(4) Die Baubehörde kann Beschlüsse und 
Anordnungen der Organe des Verbandes, die 
nicht im Einklang mit den Gesetzen, der Sat-
zung oder den Zielen des Bebauungsplans 
stehen, aufheben. Sie kann verlangen, daß die 
getroffenen Maßnahmen rückgängig gemacht 
werden. 

(5) Wenn Organe des Verbandes Be-
schlüsse oder Maßnahmen unterlassen, die 
zur Erfüllung der Aufgaben des Verbandes 
erforderlich sind, kann die Baubehörde an-
ordnen, daß innerhalb einer bestimmten Frist 
die erforderlichen Beschlüsse oder Maßnah-
men getroffen werden. Wird dieser Anord-
nung nicht fristgemäß entsprochen, so kann 
die Baubehörde an Stelle der Verbandsorgane 
die erforderlichen Beschlüsse selbst fassen 
und die notwendigen Maßnahmen auf Ko-
sten des Verbandes durchführen oder durch-
führen lassen. 

(6) Die Baubehörde kann Mitglieder des 
Vorstandes oder des Verbandsausschusses, die 
ihre Pflicht gröblich verletzen, abberufen und 
deren Aufgaben bis zur Bestellung neuer Mit-
glieder durch Beauftragte auf Kosten des Ver-
bandes wahrnehmen lassen. 



§ 86 

Rechtsmittel 

Gegen alle Entscheidungen des Zusammen-
legungsverbandes steht den Betroffenen inner-
halb eines Monats der Widerspruch an die 
Baubehörde zu. 

IV. Grundsätze 
der Zusammenlegung 

§ 87 

Zusammenlegungsmasse, Zuweisung 
der Gemeingebrauchsflächen 

(1) Die zusammenzulegenden Grundstücke 
einschließlich der vorhandenen Gemeinge-
brauchsflächen werden rechnerisch zu einer 
Masse vereinigt (Zusammenlegungsmasse). 

(2) Aus der Zusammenlegungsmasse sind 
die Flächen, die nach dem Bebauungsplan für 
den Gemeingebrauch bestimmt sind, auszu-
scheiden und der Gemeinde oder, soweit dies 
zweckmäßig ist, dem sonstigen Erschließungs-
träger zuzuweisen. Für diese Zuweisung ist 
eine Entschädigung an den Zusammenlegungs-
verband zu leisten, soweit die Fläche der zu-
gewiesenen die der vorhandenen Gemeinge-
brauchsflächen übersteigt. Die Höhe der Geld-
abfindung bemißt sich nach dem Durch-
schnittswert, der sich aus den Verkehrswerten 
der Grundstücke des Zusammenlegungsgebie-
tes ergibt. Im übrigen ist die Gemeinde oder 
der sonstige Erschließungsträger mit dieser 
Zuweisung für die eingeworfenen Gemeinge-
brauchsflächen sowie für die nachweisbar zu 
diesem Zweck übereigneten Flächen abge-
funden. 

§ 88 

Verbandsgrundstück, Anteilschaft 

(1) Die für die Zusammenlegung verblei-
benden Grundstücke sind unter Vereinigung 
zu einem Grundstück oder zu mehreren 
Grundstücken lastenfrei in das Verbandseigen

-

tum  zu überführen. 

(2) Die Mitglieder sind an dem Verbands-
grundstück nach dem Wertverhältnis der von 
ihnen eingebrachten Grundstücke beteiligt 
(Anteilschaft), und zwar abzüglich des Wertes 
der auf dem Grundstück ruhenden Lasten 
samt den gesetzlichen Hypothekengewinnab-
gaben ohne Berücksichtigung von Eigentümer-
grundschulden und Auflassungsvormerkungen. 

(3) Der Wertberechnung wird der Ver-
kehrswert im Zeitpunkt der Aufstellung des 
Zusammenlegungsplans zugrunde gelegt. 

§ 89 

Anteilschaftsurkunde 

(1) Ober die Rechte des Mitgliedes am Zu-
sammenlegungsverband wird vom Zusammen-
legungsverband eine Urkunde ausgestellt 
(Anteilschaftsurkunde). 

1 2) Die Anteilschaftsurkunde hat die An-
teilschaft und Angaben über das Stimmrecht 
zu enthalten. 

(3) Die Anteilschaft ist unteilbar; sie ist 
veräußerlich und vererblich. 

(4) Die Übertragung oder Verpfändung der 
Anteilschaft durch Rechtsgeschäfte sowie die 
Verpflichtung dazu bedürfen der gerichtlichen 
oder notariellen Beurkundung und sind dem 
Zusammenlegungsverband anzuzeigen. 

§ 90 

Aufhebung, Änderung oder Neubegründung 
von Rechten 

Die öffentlichen und privatrechtlichen La-
sten der Grundstücke einschließlich der Erb

-
baurechte und die Miet- und Pachtverhält-
nisse sind gegen Entschädigung aufzuheben. 

V. Hauptverfahren 

§ 91 

Es finden entsprechende Anwendung 

1. für die Aufstellung und den Inhalt des 
Zusammenlegungsplans die Vorschriften 
des § 54; der Zusammenlegungsplan ist 
vor seiner Aufstellung mit den beteiligten 
Mitgliedern zu erörtern, er bedarf der Ge-
nehmigung der Baubehörde; 

2. für die Auslegung der Lagepläne und die 
Einlegung des Widerspruchs die Vorschrif-
ten der §§ 55, 56 Abs. 1 und 2; hilft der 
Zusammenlegungsverband dem Wider-
spruch nicht ab, so hat er ihn der Baube-
hörde zur Entscheidung vorzulegen; 

3. für das Inkrafttreten des Zusammen-
legungsplans die Vorschriften des § 58; 

4. für die Berichtigung der öffentlichen 
Bücher die Vorschriften des § 60. 



VI. Verwertung 

§ 92 

(1) Der Zusammenlegungsverband be-
schließt nach Eintritt der Unanfechtbarkeit 
des Zusammenlegungsplans über die Verwer-
tung des Verbandsgrundstücks. 

(2) Bei der Verwertung ist den Mitglie-
dern auf ihr Verlangen nach Möglichkeit ein 
dem Werte ihrer Anteilschaft entsprechendes 
Eigentum, Erbbaurecht, Wohnungseigentum 
oder Dauerwohnrecht zu verschaffen. 

VII. Wohnungs 
und Teileigentum 

§ 93 

Im Zusammenlegungsverfahren gelten 
Wohnungseigentum und Teileigentum nach 
dem Wohnungseigentumsgesetz als Bruchteils-
eigentum nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch. 

VIII. Auflösung des 
Zusammenlegungsverbandes 

§ 94 

(1) Die Baubehörde löst den Zusammen-
legungsverband auf, wenn sein Fortbestand 
nicht mehr erforderlich ist. 

(2) Die Auflösung des Zusammenlegungs-
verbandes ist ortsüblich bekanntzumachen. 

VIERTER TEIL 

Enteignung 

A. Zulässigkeit der Enteignung 

§ 95 

Gegenstand der Enteignung 

(1) Durch Enteignung können 

1. das Eigentum an Grundstücken und 
Grundstücksteilen entzogen oder belastet 
werden, 

2. andere Rechte an Grundstücken entzogen, 
belastet oder inhaltlich verändert werden, 

3. Rechte entzogen oder inhaltlich verändert 
werden, die zum Erwerb, zum Besitz oder 

zur Nutzung von Grundstücken berech-
tigen oder die Benutzung von Grundstük-
ken beschränken. 
(2) Die Enteignung kann auf Bestandteile 

(§ 95 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) und auf 
Zubehör (§ 97 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) 
ausgedehnt werden. 

(3) Die für die Entziehung oder Belastung 
des Eigentums an Grundstücken geltenden 
Vorschriften finden auf andere Rechte an 
Grundstücken sowie auf die in Absatz 1 
Nummer 3 bezeichneten Rechte entsprechende 
Anwendung. 

§ 96 

Umfang der Enteignung 

(1) Eine Enteignung ist nur insoweit zu-
lässig, als sie zur Verwirklichung des Enteig-
nungszwecks erforderlich ist. 

(2) Der Eigentümer kann an Stelle der 
Entziehung die Belastung der Grundstücke 
mit einem dinglichen Recht verlangen, wenn 
die Belastung zur Verwirklichung des Ent-
eignungszwecks ausreicht. 

(3) Soll ein Grundstück mit einem Erbbau-
recht belastet werden, so kann der Eigentümer 
an Stelle der Belastung die Entziehung des 
Eigentums verlangen. Soll ein Grundstück mit 
einem anderen Recht belastet werden, so kann 
der Eigentümer die Entziehung des Eigen-
tums verlangen, wenn durch die Belastung die 
nach dem Bebauungsplan zulässige Nutzung 
unmöglich oder unwirtschaftlich würde. 

(4) Soll ein Grundstück oder ein räum-
lich oder wirtschaftlich zusammenhängender 
Grundbesitz nur zu einem Teil enteignet wer-
den, so kann der Eigentümer verlangen, daß 
die Enteignung insoweit auf das Restgrund-
stück oder den Restbesitz ausgedehnt wird, 
als die nach dem Bebauungsplan zulässige 
Nutzung unmöglich oder unwirtschaftlich 
würde. 

(5) Ein Verlangen nach den Absätzen 2 bis 
4 kann nur schriftlich oder zur Niederschrift 
der Enteignungsbehörde und nur bis zur letz-
ten mündlichen Verhandlung gestellt werden. 

§ 97 

Enteignungszweck 

(1) Eine Enteignung ist nach Maßgabe der 
Vorschriften dieses Teiles des Gesetzes zu-
lässig, um 



1. eine im Bebauungsplan festgesetzte bau-
liche oder sonstige Nutzung zu ermög-
lichen, 

2. die bebauungsplanmäßige Nutzung von 
Grundstücken vorzubereiten (§ 100), 

3. Ersatzland zu beschaffen (§ 102). 
(2) Die Enteignung muß dem Wohle der 

Allgemeinheit dienen. 

§ 98 

Erwerbsberechtigung 

(1) Die Enteignung ist nur zulässig, wenn 
der Antragsteller nachweist, daß 

1. er das Grundstück innerhalb angemesse-
ner Frist zu dem vorgesehenen Zweck 
(§ 97) verwenden wird, 

2. er ein geeignetes Grundstück freihändig 
zu angemessenen Bedingungen nicht er-
werben kann, 

3. eigene Grundstücke für das beabsichtigte 
Vorhaben nicht geeignet sind. 

(2) Die Enteignungsbehörde bestimmt im 
Enteignungsbeschluß die Frist, innerhalb 
derer das Grundstück zu dem vorgesehenen 
Zweck zu verwenden ist. 

(3) Ein Rechtsanspruch auf Enteignung be-
steht nicht, jedoch kann ein auf die Enteig-
nung für Zwecke des Gemeingebrauchs und 
des Gemeinbedarfs gerichteter Antrag nicht 
abgelehnt werden, wenn die Enteignung im 
übrigen zulässig ist. 

§ 99 

Auswahl unter mehreren Erwerbsberechtigten 

Dic Auswahl unter mehreren Antragstellern 
trifft die Enteignungsbehörde nach pflicht-
mäßigem Ermessen. Bevorzugt soll insbeson-
dere berücksichtigt werden, wer 

1. ein Grundstück oder ein grundstücksglei-
ches Recht durch Enteignung oder Kriegs-
oder Kriegsfolgemaßnahmen verloren und 
keinen Ersatz dafür erlangt hat oder 

2. an dem Grundstück, dessen Enteignung 
beantragt wird, ein dingliches oder nicht-
dingliches Besitz- oder Nutzungsrecht hat 
oder 

3. kein Grundeigentum besitzt. 

§ 100 

Zusätzliche Erwerbsberechtigung für 
Gemeinden 

(1) Die Enteignung zugunsten einer Ge-
meinde ist auch zulässig, wenn die Gemeinde 
nachweist, daß sie die bebauungsplanmäßige 
Nutzung von Gelände durch zweckdienliche 
Maßnahmen vorbereiten wird. Die Vorschrif-
ten des § 98 Abs. 1 Nr. 1 und 3 finden keine 
Anwendung. 

(2) Die Enteignungsbehörde bestimmt im 
Enteignungsbeschluß die Frist, binnen derer 
die Gemeinde die Maßnahmen durchzuführen 
hat. 

(3) Die Gemeinde hat das Gelände, soweit 
es nicht für Zwecke des Gemeingebrauchs und 
des Gemeinbedarfs benötigt wird, binnen 
eines Jahres nach Ablauf der festgesetzten 
Frist an Nutzungswillige ohne Gewinn zu 
übereignen. An Stelle der Übereignung kön-
nen Erbbaurechte bestellt werden. In diesem 
Falle hat die Gemeinde dem Enteigneten den 
Rückerwerb des mit dem Erbbaurecht belaste-
ten Grundstückes zu angemessenen Bedingun-
gen anzubieten. 

§ 101 

Abwendungsrecht 

(1) Der Eigentümer kann die Enteignung 
abwenden, wenn er glaubhaft macht, daß er 
das Grundstück binnen zweier Jahre in der 
im Bebauungsplan vorgesehenen Weise nutzen 
und die dazu erforderlichen baulichen oder 
sonstigen Maßnahmen innerhalb einer ange-
messenen Frist durchführen wird. Beabsichtigt 
der Eigentümer die Errichtung eines Eigen-
heimes oder liegen andere besondere Gründe 
s or, so kann für den Beginn der Maßnahmen 
eine längere Frist gewährt werden. 

(2) Der Eigentümer kann das Verlangen 
nach Absatz 1 nur schriftlich oder zur Nieder-
schrift der Enteignungsbehörde und nur bis 
zur letzten mündlichen Verhandlung stellen. 
Die Enteignungsbehörde bestimmt im Zu-
rückweisungsbeschluß (§ 123) oder im Ableh-
nungsbeschluß (§ 129) die Fristen für den Be-
ginn und die Beendigung der durch den Eigen-
tümer durchzuführenden Maßnahmen. Die 
Enteignungsbehörde kann diese Fristen in 
dem erforderlichen Maße verlängern, wenn sie 
der Eigentümer oder sein Rechtsnachfolger 
aus Gründen, die er nicht zu vertreten hat, 
nicht einhalten konnte. 

(3)Hat der Eigentümer die Fristen des Ab-
satzes 2 nicht eingehalten, so kann er die Ent- 



eignung in einem neuen Verfahren nicht wie-
der abwenden. 

(4) Ein Eigentümer, der ein Grundstück 
durch Enteignung auf Grund dieses Gesetzes 
oder des Baulandbeschaffungsgesetzes vom 
3. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 720) er-
worben hat, oder sein Rechtsnachfolger kann 
die Enteignung nicht abwenden, wenn er das 
Vorhaben nicht innerhalb der im Enteignungs-
beschluß festgesetzten Frist ausgeführt hat. 
Das gleiche gilt, wenn das Grundstück durch 
Enteignung auf Grund anderer gesetzlicher 
Vorschriften erworben und der Enteignungs-
zweck nicht binnen angemessener Frist ver-
wirklicht worden ist. 

(5) Das Abwendungsverlangen ist zurück-
zuweisen, wenn der Eigentümer die im Be-
bauungsplan vorgesehene Nutzung nicht ver-
wirklichen kann. 

(6) Das Abwendungsverlangen kann zu-
rückgewiesen werden, wenn ein größeres zu-
sammenhängendes Vorhaben ohne dieses 
Grundstück nicht ausführbar ist. 

§ 102 

Enteignung von Ersatzland 

(1) Wenn in Ersatzland entschädigt wer-
den muß (§ 112), ist die Enteignung der dazu 
benötigten Grundstücke zulässig, wenn die 
Voraussetzungen des § 98 Abs. 1 Nr. 2 und 3 
vorliegen. 

(2) Sofern die Enteignung von Ersatzland 
außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebau-
ungsplans beabsichtigt ist, darf die vom Ent-
schädigungsberechtigten vorgesehene Verwen-
dung einer geordneten baulichen Entwicklung 
nicht zuwiderlaufen. Darüber befindet die für 
das Ersatzland örtlich zuständige höhere Bau-
behörde. 

(3) Die Enteignung von Ersatzland ist 
nicht zulässig, wenn der Eigentümer des in 
Aussicht genommenen Ersatzlandes einen An-
spruch nach § 112 haben oder die Enteignung 
für ihn eine unbillige Härte darstellen würde. 

(4) Die Vorschriften des § 96 Abs. 2 und 3 
und des § 101 finden Anwendung. 

B. Entschädigung 

§ 103 

Entschädigung 

(1) Für die Enteignung ist Entschädigung 
zu leisten. Die Entschädigung ist unter ge

-

rechter Abwägung der Interessen der Allge-
meinheit und der Beteiligten festzusetzen. Sie 
ist zu gewähren 
1. für den durch die Enteignung eintretenden 

Rechtsverlust nach Maßgabe des § 104, 
2. für andere durch die Enteignung eintre-

tende Vermögensnachteile nach Maßgabe 
des § 105. 
(2) Vermögensvorteile, die dem Entschä-

digungsberechtigten infolge der Enteignung 
entstehen, sind zu berücksichtigen. 

(3) Für die Entschädigung ist der Zeit-
punkt maßgebend, in dem der Enteignungs-
beschluß ergeht (§ 127). Im Falle der vorzei-
tigen Besitzeinweisung (§ 131) ist der Zeit-
punkt maßgebend, in dem diese wirksam 
wird. 

§ 104 

Entschädigung für den Rechtsverlust 

(1) Bei der Ermittlung der Entschädigung 
für den Rechtsverlust ist von dem Verkehrs-
wert (§ 184) des Grundstücks oder Rechtes 
auszugehen. 

(2) Wertminderungen durch Rechte Drit-
ter, die an dem Grundstück aufrechterhalten 
(§ 127 Abs. 2 Nr. 1) oder gesondert entschä-
digt werden (§ 106 Abs. 3), sind zu berück-
sichtigen. 

(3) Werterhöhende Veränderungen bleiben 
unberücksichtigt, wenn sie nach Zustellung 
des Enteignungsantrages (§ 122) vorgenom-
men wurden, es sei denn, daß die Maßnahme 
behördlich angeordnet wurde oder die Ent-
eignungsbehörde ihr zugestimmt hatte. 

(4) Für Bauwerke, deren jederzeitiger ent-
schädigungsloser Abbruch gefordert werden 
kann, ist keine Entschädigung zu gewähren. 
Für Bauwerke, deren entschädigungsloser Ab-
bruch nach Ablauf einer Frist gefordert wer-
den kann, ist die Entschädigung bei Enteig-
nung vor Fristablauf nach dem Verhältnis der 
restlichen Frist zu der gesamten Frist zu be-
messen. 

(5) Die Entschädigung darf den Verkehrs-
wert (§ 184) nicht übersteigen. 

§ 105 

Entschädigung für andere Vermögensnachteile 

(1) Andere Vermögensnachteile im Sinne 
des § 103 Abs. 1 Nr. 2 sind, soweit diese nicht 



durch .die Entschädigung für den Rechtsver-
lust: einschließlich ihrer Verzinsung ausgegli-
chen sind, insbesondere 
1. der Verlust des höheren Wertes, den das 

enteignete Grundstück durch seinen Zu-
sammenhang mit anderen Grundstücken 
desselben Eigentümers oder durch seine 
bisherige Benutzungsweise für den Eigen-
tümer hatte; 

2. die Wertminderung, die durch Enteignung 
eines Grundstücksteils oder eines Teiles 
eines räumlich oder wirtschaftlich zusam-
menhängenden Grundbesitzes bei dem 
anderen Teil oder durch Enteignung des 
Rechtes an einem Grundstück bei einem 
anderen Grundstück entsteht; 

3. der vorübergehende oder dauernde Ver-
lust, den der bisherige Eigentümer in sei-
nem Erwerb erleidet, jedoch nur bis zu 
dem Betrage des Aufwandes, der erforder-
lich ist, um ein anderes Grundstück in der 
gleichen Weise wie das zu enteignende 
Grundstück zu nutzen; 

4. die notwendigen Aufwendungen für einen 
durch die Enteignung bedingten Umzug. 
(2) Vermögensnachteile im Sinne des § 103 

Abs. 1 Nr. 2 sind insbesondere nicht 
1. der Gewinn, der nach Erlaß des Enteig-

nungsbeschlusses entgeht; 
2. Vermögensnachteile, die der bisherige 

Eigentümer bei Anwendung der im Ver-
kehr erforderlichen Sorgfalt hätte ver-
meiden können; 

3. der Zeitaufwand des bisherigen Eigen-
tümers im Enteignungsverfahren. 

§ 106 

Entschädigungsberechtigte 

(1) Entschädigungsberechtigt ist, wer als 
Inhaber eines Rechtes durch die Enteignung 
beeinträchtigt wird. 

(2) Gesondert zu entschädigen sind 
1. Erbbauberechtigte, Altenteilsberechtigte so-

wie die Inhaber von Dienstbarkeiten und 
Rechten, die zum Erwerb eines Grund-
stücks berechtigten, 

2. Inhaber von persönlichen Rechten, die 
zum Besitz, zur Nutzung oder zum Er-
werb des Grundstücks berechtigen, wenn 
der Berechtigte im Besitz des Grundstücks 
ist, 

soweit deren Rechte nicht aufrechterhalten 
oder am Ersatzland neu begründet werden. 
(3) Entschädigungsberechtigte, die nicht 

nach Absatz 2 gesondert entschädigt werden, 
haben Anspruch auf Ersatz des Wertes ihres 
Rechtes aus der Geldentschädigung, die für 
das Eigentum oder das enteignete Recht ge-
währt wird, soweit sich ihr Recht hierauf er-
streckt. Das gilt entsprechend für die Geld-
entschädigungen, die für Wertminderungen 
des Restbesitzes nach § 105 Abs. 1 Nr. 2 fest-
gesetzt werden. 

§ 107 

Entschädigungspflichtiger 

(1) Entschädigungspflichtig ist derjenige, 
für den enteignet wird. 

(2) Bei der Enteignung von Ersatzland ist 
derjenige entschädigungspflichtig, der dieses 
Ersatzland für das zu enteignende Grund-
stück zur Verfügung stellen muß. 

§ 108 

Maßnahmen zur Minderung der 
Vermögensnachteile 

Der bisherige Eigentümer muß Maßnahmen 
dulden, durch welche der Entschädigungs

-

pflichtige die Vermögensnachteile abwendet 
oder mindert. Die Enteignungsbehörde be-
stimmt auf Antrag die Maßnahmen nach 
pflichtmäßigem Ermessen im Enteignungsbe-
schluß. 

§ 109 

Sicherungsmaßnahmen 

(1) Entstehen infolge der Enteignung Ein-
wirkungen auf öffentliche Einrichtungen, so 
hat der Entschädigungspflichtige diese so zu 
beseitigen, daß diese Einrichtungen ihrem 
Zwecke im gleichen Maße dienen wie zuvor, 
oder dem Träger der Aufgabe, zu deren Er-
füllung die Errichtung oder Unterhaltung der 
bezeichneten Einrichtungen und Anlagen ge-
hört, die notwendigen Kosten zu erstatten, 
soweit sich nicht gemäß besonderer bundes-
rechtlicher Vorschriften die Leistung des Ent-
schädigungsverpflichteten auf einen Beitrag zu 
den Kosten beschränkt. Vorteile und Nach-
teile, die dem Träger der Aufgabe durch den 
Ersatz oder die Verlegung der Einrichtungen 
und Anlagen gegenüber dem bisherigen Zu-
stand entstehen, sind angemessen auszu-
gleichen. 



(2) Der Entschädigungspflichtige hat die 
erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um im 
öffentlichen Interesse oder im Interesse ande-
rer Grundeigentümer, vor allem der Nach-
barn, die Nachteile und Gefahren abzuwen-
den, die infolge der Enteignung entstehen; 
das gilt nicht für Nachteile, welche die Grund

-

eigentümer dulden müssen. Für Maßnahmen 
außerhalb des enteigneten Grundstücks trägt 
der Entschädigungspflichtige die Kosten. Vor-
teile, die dem Eigentümer des Nachbargrund-
stücks durch die Maßnahmen des Entschädi-
gungspflichtigen entstehen, sind angemessen 
auszugleichen. 

(3) Die Enteignungsbehörde bestimmt im 
Enteignungsbeschluß die dem Entschädigungs-
pflichtigen aufzuerlegenden Verpflichtungen 
gemäß den Absätzen 1 und 2 sowie die Höhe 
der ihm zu gewährenden Ausgleichszahlungen. 

5 110 
Entschädigung bei nicht durchgeführter 

Enteignung 

(1) Wenn die Enteignungsbehörde den Ent-
eignungsantrag zurückweist oder das Verfah-
ren einstellt, weil der Antragsteller seinen 
Antrag zurückgenommen hat, so hat der An-
tragsteller demjenigen, der im Falle der Ent-
eignung entschädigungsberechtigt sein würde, 
angemessenen Ersatz der ihm infolge des Ent-
eignungsantrages entstandenen Vermögens-
nachteile zu leisten. 

(2) Die Enteignungsbehörde setzt auf An-
trag die Höhe der Entschädigung fest. 

5 111 
Entschädigung in Geld 

(1) Die Entschädigung ist in einer Kapital-
summe zu leisten, soweit dieses Gesetz nichts 
anderes bestimmt. 

(2) Erbbaurechte sind durch einen Erbbau-
zins zu entschädigen. 

(3) Soweit im freien Geschäftsverkehr wie-
derkehrende Leistungen üblich sind, kann die 
Enteignungsbehörde diese festsetzen. 

(4) Eine Geldentschädigung, die nicht in 
wiederkehrenden Leistungen besteht, hat der 
Entschädigungspflichtige von dem in § 103 
Abs. 3 bestimmten Zeitpunkt ab zu verzinsen. 
Der Zinssatz beträgt 2 vom Hundert über 
dem Diskontsatz der Bank deutscher Länder. 

§ 112 

Entschädigung in Land 

(1) Bei der Enteignung von Grundstücken 
kann auf Antrag die Entschädigung ganz oder 
teilweise in Land (Ersatzland) festgesetzt wer-
den, wenn diese Art der Entschädigung bei 
gerechter Abwägung der Interessen der All-
gemeinheit und der Beteiligten geboten ist. 

(2) Auf Antrag des Eigentümers ist Ent-
schädigung in Land zu gewähren, wenn und 
soweit 

1. der Eigentümer zur Sicherung seiner Exi-
stenz oder zur Erfüllung der ihm wesens-
gemäß obliegenden Aufgaben auf Ersatz-
land unabweisbar angewiesen ist oder 

2. der Pächter eines landwirtschaftlichen 
oder erwerbsgärtnerischen Betriebes in 
seiner Existenz durch die Enteignung ge-
fährdet ist; in diesem Falle hat der Eigen-
tümer nur dann einen Anspruch auf Er-
satzland, wenn dieses dem bisherigen 
Pächter weiter überlassen wird, oder 

3. der Entschädigungspflichtige selbst andere 
Grundstücke hat und durch diese Art 
der Entschädigung in seiner Existenz oder 
bei Erfüllung  der ihm wesensgemäß ob

-

liegenden Aufgaben nicht gefährdet wird. 

(3) Auf die Bewertung des Ersatzlandes 
und der darauf ruhenden Lasten gegenüber 
dem Entschädigungspflichtigen sind die Vor-
schriften des § 104 entsprechend anzuwenden. 
Hat das Ersatzland einen geringeren Wert 
als das zu enteignende Grundstück, so ist eine 
dem Wertunterschied entsprechende zusätz-
liche Geldentschädigung festzusetzen. Hat das 
Ersatzland einen höheren Wert als das zu ent-
eignende Grundstück, so ist zu bestimmen, daß 
der Entschädigungsberechtigte an den Entschä-
digungsverpflichteten eine dem Wertunter-
schied entsprechende Ausgleichszahlung zu 
leisten hat. Die zusätzliche Geldentschädigung 
und die Ausgleichszahlung sind nach Maßgabe 
der SS  103 bis 105 zu bemessen. 

(4) Im Falle der Entschädigung in Land 
sollen die Inhaber dinglicher und persönlicher 
Rechte, soweit diese nicht an dem zu enteig-
nenden Grundstück aufrechterhalten werden, 
ganz oder teilweise durch Begründung gleich-
artiger Rechte an dem Ersatzland entschädigt 
werden. Soweit dies nicht möglich ist oder 
nicht ausreicht, ist eine gesonderte Entschädi-
gung in Geld festzusetzen; das gilt für die in 
106 Abs. 3 bezeichneten Berechtigten nur, 



soweit ihre Rechte nicht durch eine dem Eigen-
tümer gemäß Absatz 3 zu gewährende zusätz-
liche Geldentschädigung gedeckt werden. 

§ 113 
Entschädigung durch Gewährung anderer 

Rechte 

Bei der Enteignung eines Grundstücks kann 
der bisherige Eigentümer auf seinen Antrag 
dadurch ganz oder zum Teil entschädigt wer-
den, daß Wohnungseigentum, Teileigentum, 
Dauerwohnrecht oder Dauernutzungsrecht an 
diesem oder an einem anderen Grundstück 
des Entschädigungspflichtigen bestellt oder 
übertragen wird. Auch kann ein Grundstück, 
das mit Eigenheimen oder Kleinsiedlungen 
bebaut ist oder bebaut werden soll, zu Eigen

-

tum  übertragen werden. 

C. Rückenteignung 

§  114 
Voraussetzungen der Rückenteignung 

(1) Der bisherige Eigentümer kann ver-
langen, daß das nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes, des Baulandbeschaffungsgesetzes 
oder einer entsprechenden landesrechtlichen 
Vorschrift enteignete Grundstück für ihn wie-
der enteignet wird (Rückenteignung), wenn 
der neue Eigentümer oder sein Rechtsnach-
folger 

1. das Grundstück nicht innerhalb der im 
Enteignungsbeschluß bestimmten Frist 
oder, soweit eine Frist nicht festzusetzen 
war, binnen angemessener Frist in der vor-
gesehenen Weise genutzt hat oder 

2. im Falle des § 100 die Gemeinde nicht 
innerhalb der festgesetzten Frist das ent-
eignete Gelände, soweit es nicht für 
Zwecke des Gemeingebrauchs und des Ge-
meinbedarfs benötigt wird, an Nutzungs-
willige übereignet oder im Erbbaurecht 
ausgegeben hat; die Vorschrift des 5 100 
Abs. 3 Satz 2 bleibt unberührt, 

3. den Enteignungszweck vor Ablauf der 
Fristen endgültig aufgibt. 

(2) Die Rückenteignung kann nicht ver-
langt werden, 

1. wenn der bisherige Eigentümer selbst das 
Grundstück im Wege der Enteignung nach 

den Vorschriften dieses Gesetzes, des Bau-
landbeschaffungsgesetzes oder einer ent-
sprechenden landesrechtlichen Vorschrift 
erworben hat, 

2. wenn für einen anderen Nutzungswilligen 
ein Enteignungsverfahren eingeleitet wor-
den ist, es sei denn, daß bei dem bisherigen 
Eigentümer die Voraussetzungen für das 
Abwendungsrecht nach § 101 vorliegen, 
oder 

3. wenn der im Enteignungsbeschluß be-
stimmte Enteignungszweck durch einen 
anderen die Enteignung rechtfertigenden 
Zweck ersetzt worden ist. 

(3) Die Enteignungsbehörde kann die Rück-
enteignung ablehnen, wenn 

1. die Grenzen des Grundstücks erheblich 
verändert worden sind, 

2. ganz oder überwiegend Entschädigung in 
Land gewährt worden ist oder 

3. der bisherige Eigentümer nach der Ent-
eignung eines Grundstücksteils das Rest-
grundstück veräußert hat. 

§ 115 

Rückenteignungsantrag und -verfahren 

(1) Die Rückenteignung ist innerhalb eines 
Jahres, seitdem das Rückenteignungsrecht 
entstanden ist, bei der Enteignungsbehörde 
zu beantragen. 

(2) Das Recht auf Rückenteignung ist ver-
erblich, aber nicht übertragbar. 

(3) Auf das Rückenteignungsverfahren 
finden die Bestimmungen der §§  117 bis 136 
entsprechende Anwendung. 

§ 116 

Rückenteignungsentschädigung 

(1) Wird dem Rückenteignungsantrag statt-
gegeben, so hat der Rückenteignungsberech-
tigte dem Rückenteignungsverpflichteten Ent-
schädigung zu gewähren. Bei der Ermittlung 
der Enteignungsentschädigung ist von der dem 
Enteigneten gewährten Enteignungsentschädi-
gung auszugehen. In der Zwischenzeit einge-
tretene Veränderungen der Wertverhältnisse 
sind zu berücksichtigen. 

(2) Für die Rückenteignungsentschädigung 
ist der Zeitpunkt der Zustellung des Rück- 



enteignungsantrages maßgebend. Auf das 
Rechtsverhältnis zwischen dem Rückenteig-
nungspflichtigen und dem Rückenteignuns

-

berechtigten finden für die Zeit nach der 
Zustellung des Rückenteignungsantrages die 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
über das Rechtsverhältnis zwischen Besitzer 
und Eigentümer nach der Rechtshängigkeit 
des Herausgabeanspruchs entsprechende An-
wendung. Im übrigen sind die §§ 103 bis 111 
sinngemäß anzuwenden. 

D. Enteignungsverfahren 

§ 117 

Enteignungsbehörde 

(1) Enteignungsbehörde ist die höhere Bau-
behörde. 

(2) Die Länder können eine andere Ver-
waltungsbehörde als Enteignungsbchörde bc-
stimmen. 

(3)Örtlich zuständig ist die Enteignungs-
behörde, in deren Bezirk das von der Ent-
eignung betroffene Grundstück ganz oder 
überwiegend liegt. 

(4) Sind mehrere Enteignungsbehörden 
örtlich zuständig, so bestimmt die gemein-
same übergeordnete Behörde die zuständige 
Enteignungsbehörde. Dasselbe gilt, wenn 
mehrere Vorhaben im Bereich verschiedener 
Enteignungsbehörden im engen tatsächlichen 
Zusammenhang stehen. 

§ 118 

Enteignungsantrag 

(1) Der Antrag auf Enteignung ist schrift-
lich bei der Gemeinde zu stellen. Diese hat 
den Antrag binnen eines Monats mit ihrer 
Stellungnahme der Enteignungsbehörde vor-
zulegen. 

(2) In dem Antrag sind die zu enteignen-
den Grundstücksflächen nach ihrer Kataster 
und Grundbuchbezeichnung anzugeben. Der 
Antrag ist zu begründen. 

§ 119 

Rücknahme des Enteignungsantrages 

Der Enteignungsantrag kann jederzeit zu-
rückgenommen werden. 

§ 120 

Sicherheitsleistung 

Die Enteignungsbehörde kann die Durch-
führung des Enteignungsverfahrens von einer 
angemessenen Sicherheitsleistung abhängig 
machen. 

§ 121 

Beteiligte 

(1) In dem Enteignungsverfahren sind Be-
teiligte 
1. der Antragsteller, 
2. die Personen, für welche ein Recht an 

dem Grundstück oder an einem das 
Grundstück belastenden Recht im Grund-
buch eingetragen oder durch Eintragung 
gesichert ist, 

3. die Inhaber eines nicht im Grundbuch 
eingetragenen Rechtes an dem Grundstück 
oder an dem das Grundstück belastenden 
Recht, eines Anspruchs mit dem Recht 
auf Befriedigung aus dem Grundstück, 
eines persönlichen Rechtes, das zum Er-
werb, zum Besitz oder zur Nutzung des 
Grundstücks berechtigt oder die Benut-
zung des Grundstücks beschränkt, 

4. wenn Ersatzland enteignet wird, die In-
haber der in Nummer 2 und 3 genannten 
Rechte hinsichtlich des Ersatzlandes, 

5. die Behörden und Personen, denen bei 
der Durchführung der Enteignung ein 
Anspruch nach § 109 zusteht. 
(2) Die Enteignungsbehörde ermittelt im 

Benehmen mit den Grundbuchämtern die Be-
teiligten vom Amts wegen. Die in Absatz 1 
Nummer 3 und 5 bezeichneten Personen und 
Behörden werden zu dem Zeitpunkt Betei-
ligte, in dem die Anmeldung ihres Rechtes 
oder Anspruchs der Enteignungsbehörde zu-
geht. Die Rechte oder Ansprüche können spä-
testens in der letzten mündlichen Verhand-
lung angemeldet werden. 
(3) Bestehen Zweifel an einem angemel-

deten Recht, so hat die Enteignungsbehörde 
dem Anmeldenden unverzüglich eine Frist 
zur Glaubhaftmachung seines Rechtes zu set-
zen. Nach fruchtlosem Ablauf der Frist ist 
er nicht mehr beteiligt. 

(4) Der im Grundbuch eingetragene Gläu-
biger einer Hypothek, Grundschuld oder Ren-
tenschuld, für die ein Brief erteilt ist, hat 
auf Verlangen der Enteignungsbehörde eine 



Erklärung darüber abzugeben, ob diese 
Hypothek, Grundschuld oder Rentenschuld 
auf einen anderen übertragen worden ist. 

§ 122 

Zustellung des Enteignungsantrags 

Der Enteignungsantrag ist dem Eigentümer 
mit der Aufforderung zuzustellen, binnen 
einer von der Enteignungsbehörde zu bestim-
menden angemessenen Frist seine Einwendun-
gen vorzubringen. Dabei ist der Eigentümer 
über sein Anwendungsrecht (§ 101), über die 
Möglichkeit der Entschädigung in Land 
(§ 112) und die Rechtsfolgen des § 104 
Abs. 3 zu belehren. Dem Eigentümer ist auf-
zugeben, der Enteignungsbehörde die Perso-
nen bekanntzugeben, die berechtigt sind, ohne 
seine Zustimmung werterhöhende Verände-
rungen an dem Grundstück vorzunehmen. 
Die Enteignungsbehörde hat den Enteignungs-
antrag alsbald auch diesen Personen zuzu-
stellen und sie über die Rechtsfolgen des 
§ 104 Abs. 3 zu belehren. 

§ 123 

Zurückweisung des Enteignungsantrags 

Ist die Enteignung offensichtlich unzuläs-
sig oder wird eine gemäß § 120 geforderte 
Sicherheit nicht geleistet, so ist der Enteig-
nungsantrag durch Beschluß zurückzuweisen. 
§ 128 Abs. 2 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 124 

Einleitung des Enteignungsverfahrens 

(1) Das Enteignungsverfahren wird durch 
Anberaumung eines Termins zu einer münd-
lichen Verhandlung mit den Beteiligten ein-
geleitet. Die Einleitung des Verfahrens ist 
nur zusammen mit dem Enteignungsbeschluß 
anfechtbar. 

(2) Die Einleitung des Verfahrens ist unter 
Bezeichnung des Antragstellers, des betroffe-
nen Grundstücks und des im Grundbuch als 
Eigentümer Eingetragenen sowie des Verhand-
lungstermins in ortsüblicher Weise in der zu-
ständigen Gemeinde öffentlich bekanntzu-
machen und in den Amtsblättern der Ent-
eignungsbehörde zu veröffentlichen. 

(3) In der Bekanntmachung sind alle Be-
teiligten aufzufordern, ihre Rechte spätestens 
in der mündlichen Verhandlung geltend zu 
machen mit dem Hinweis, daß auch bei 

Nichterscheinen über den Enteignungsantrag 
und andere im Verfahren zu erledigende An-
träge entschieden werden kann. Einwendun-
gen gegen das Verfahren können bei der Ent-
eignungsbehörde oder bei der unteren Ver-
waltungsbehörde, bei welcher der Enteig-
nungsantrag ausgelegt ist (Absatz 4), zur 
Niederschrift oder schriftlich erhoben wer-
den. 

(4) Der Enteignungsantrag ist mit den 
gesamten Unterlagen vier Wochen bei der 
Enteignungsbehörde oder bei der unteren 
Verwaltungsbehörde auszulegen. In der Be-
kanntmachung gemäß Absatz 2 ist auf die 
Auslegung hinzuweisen. 

(5) Zu der mündlichen Verhandlung sind 
die Beteiligten (§ 121) unter Hinweis auf die 
öffentliche Bekanntmachung und unter Wie-
dergabe des wesentlichen Inhalts derselben zu 
laden. Die Ladung ist zuzustellen. Die La-
dungsfrist beträgt zwei Wochen. 

(6) Die Enteignungsbehörde teilt dem 
Grundbuchamt die Einleitung des Enteig-
nungsverfahrens mit. Das Grundbuchamt hat 
die Enteignungsbehörde von allen Eintragun-
gen zu benachrichtigen, die nach dem Zeit-
punkt der Eintragung des Enteignungsver

-

fahrens im Grundbuch des betroffenen 
Grundstücks vorgenommen sind und vorge-
nommen werden. 

§ 125 

Verfahren vor der mündlichen Verhandlung 

(1) Die Enteignungsbehörde hat den gan-
zen Sachverhalt, soweit er für das Enteig-
nungsverfahren von Bedeutung ist, zu ermit-
teln. Sie soll den Behörden, für deren Ge-
schäftsbereich die Enteignung von Bedeutung 
ist, Gelegenheit zur Äußerung geben. Die 
Enteignungsbehörde hat das Gutachten der 
Schätzstelle (§§ 180 ff.) einzuholen. 

(2) Sollen landwirtschaftlich oder gärtne-
risch genutzte Grundstücke, die außerhalb 
eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles 
liegen, enteignet werden, so hat sich die Ent-
eignungsbehörde mit der zuständigen Land-
wirtschaftsbehörde ins Benehmen zu setzen. 

§ 126 

Einigung 

(1) In der mündlichen Verhandlung hat 
die Enteignungsbehörde auf eine Einigung 
zwischen den Beteiligten hinzuwirken. 



(2) Einigen sich die Beteiligten, so ist dar-
über eine Niederschrift aufzunehmen, die den 
Erfordernissen des Enteignungsbeschlusses 
entsprechen muß. Die Niederschrift steht 
einem unanfechtbaren Enteignungsbeschluß 
gleich. Sie ist den Beteiligten zuzustellen. 

(3) Einigen sich die Beteiligten nur über 
die Entziehung des Eigentums oder die Be-
lastung des Grundstücks, so ist der Absatz 2 
entsprechend anzuwenden. Im übrigen nimmt 
das Enteignungsverfahren seinen Fortgang. 

§ 127 

Entscheidung der Enteignungsbehörde 

(1) Die Enteignungsbehörde entscheidet 
auf Grund der mündlichen Verhandlung über 
den Enteignungsantrag, die übrigen gestell-
ten Anträge sowie über die erhobenen Ein-
wendungen. 

(2) Gibt die Enteignungsbehörde dem Ent-
eignungsantrag statt, so entscheidet sie zu-
gleich d arüb e r , 

1. welche der an dem Gegenstand der Ent

-

eignung bestehenden Rechte aufrechter

-

halten bleiben, 

2. welche Rechte an dem Gegenstand der 
Enteignung oder an dem Ersatzland be

-

gründet werden, 

3. welche Maßnahmen gemäß §  109 durch-
zuführen sind. 

(3) Wird Entschädigung in Land festge-
setzt und wird das Ersatzland durch Enteig-
nung beschafft, so ist in der Entscheidung 
über den Enteignungsantrag zugleich über 
die Enteignung des Ersatzlandes zu ent-
scheiden. 
(4) Stellt der Entschädigungspflichtige das 

Ersatzland, so befindet die Enteignungsbe

-

hörde im Enteignungsbeschluß über den Ober

-

gang des Eigentums von dem Entschädigungs-
pflichtigen auf den Entschädigungsberech-
tigten. 

(5) Der Enteignungsbeschluß kann mit 
Auflagen versehen werden. 

§ 128 

Enteignungsbeschluß 

(1) Der Enteignungsbeschluß muß bezeich-
nen 
1. den Gegenstand der Enteignung, und 

zwar 

a) das betroffene Grundstück nach Größe, 
grundbuchmäßiger, katastermäßiger 
oder sonst üblicher Bezeichnung; im 
Falle der Enteignung eines Grund-
stücksteils ist zu seiner Bezeichnung 
auf die Vermessungsschriften (Karten 
und Zahlenrisse), die von einer zu 
Fortführungsvermessungen befugten 
Stelle oder von einem öffentlich be-
stellten Vermessungsingenieur gefer-
tigt sind, Bezug zu nehmen, 

b) die an dem Grundstück bestehenden 
Rechte nach Inhalt und grundbuch-
mäßiger Bezeichnung, soweit ein an-
deres Recht an einem Grundstück Ge-
genstand einer selbständigen Enteig-
nung ist, 

c) hinsichtlich des Grundstückes beste-
hende persönliche Rechte nach ihrem 
Inhalt und dem Grund ihres Beste-
hens, soweit diese Gegenstand einer 
selbständigen Enteignung sind, 

d) die Bestandteile (§ 95 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs) und das Zubehör (5 97 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs), soweit 
die Enteignung auf diese ausgedehnt 
wird, 

e) den Rang des dinglichen Rechtes, so-
fern das Grundstück im Wege der 
Enteignung mit einem solchen belastet 
werden soll; 

2. die am Enteignungsverfahren Beteiligten 
(§ 121); 

3. den Enteignungszweck unter Angabe der 
Fristen, innerhalb derer dieser zu ver-
wirklichen ist; 

4. die Eigentums- und sonstigen Rechtsver-
hältnisse vor und nach der Enteignung; 

5. die Art und die Höhe der Entschädigung 
mit der Angabe, von wem und an wen sie 
zu leisten ist; Geldentschädigungen, aus 
denen andere Entschädigungsberechtigte 
nach 5  106 Abs. 3 zu entschädigen sind, 
müssen von sonstigen Geldentschädigun-
gen getrennt ausgewiesen werden; 

6. Auflagen nach 55 108 und 109; 
7. die Entscheidung über die Kosten des Ver-

fahrens. 

(2) Der Enteignungsbeschluß ist zu be-
gründen; dabei sind die Anträge, die erhobe-
nen Einwendungen und die sonstigen rechts-
erheblichen Tatsachen vollständig wiederzu- 



geben. Der Beschluß ist mit einer Rechtsmit-
telbelehrung zu versehen und den Beteiligten 
zuzustellen. 

§ 129 

Ablehnungsbeschluß 

(1) Wird die Enteignung abgelehnt, so ist 
§ 128 Abs. 2 entsprechend anzuwenden. 

(2) Wird der Enteignungsantrag zurückge-
nommen oder die Enteignung abgelehnt, so 
hat die Enteignungsbehörde auf Antrag des 
Eigentümers die Entschädigung nach § 110 
Abs. 1 festzusetzen. 

§ 130 

Verfahren bei der Entschädigung durch Ge

-

währung anderer Rechte 

(1) Soll eine Entschädigung durch Rechte 
gemäß § 113 gewährt werden und ist deren 
Begründung oder Übertragung erst zu einem 
späteren Zeitpunkt möglich, so kann die Ent-
eignungsbehörde, wenn der Entschädigungs-
berechtigte dies unter genauer Bezeichnung 
des Rechtes beantragt, im Enteignungsbe-
schluß neben der Festsetzung der Geldent-
schädigung bestimmen, daß der Entschädi-
gungsverpflichtete binnen einer bestimmten 
Frist den Entschädigungsberechtigten dieses 
Recht anzubieten hat. 

(2) Bietet der Entschädigungspflichtige bin-
nen der bestimmten Frist das Recht nicht an 
oder einigt sich der Entschädigungspflichtige 
mit dem Entschädigungsberechtigten nicht 
binnen eines Monats nach dem Angebot, so 
wird ihm das Recht gemäß § 113 auf Antrag 
und zugunsten des Entschädigungsberechtig-
ten  durch Beschluß entzogen. Die Enteig-
nungsbehörde setzt den Inhalt des Rechtes 
fest, soweit dessen Inhalt durch Vereinbarung 
bestimmt werden kann. Sie setzt gleichzeitig 
die für das Recht zu gewährende Entschädi-
gung fest. 

§ 131 

Vorzeitige Besitzeinweisung 

(1) Ist die sofortige Ausführung des be-
absichtigten Vorhabens aus Gründen des 
Wohles der Allgemeinheit geboten, so kann 
die Enteignungsbehörde auf Antrag durch 
Beschluß den Antragsteller in den Besitz des 
von dem Enteignungsverfahren betroffenen 
Grundstücks einweisen. 

(2) Die Besitzeinweisung ist nur zulässig, 
wenn über den Besitzeinweisungsantrag münd-
lich verhandelt worden ist. In der Ladung 
zur mündlichen Verhandlung ist darauf hin-
zuweisen, daß über die Besitzeinweisung auch 
in Abwesenheit der Beteiligten verhandelt 
werden kann. Der Besitzeinweisungsbeschluß 
ist dem Antragsteller, dem Eigentümer und 
dem unmittelbaren und mittelbaren Besitzer 
zuzustellen. Die Besitzeinweisung wird in dem 
im Beschluß bezeichneten Zeitpunkt, frühe-
stens zwei Wochen nach Zustellung des Be-
schlusses an den unmittelbaren Besitzer, wirk-
sam. Die Anfechtung des Besitzeinweisungs-
beschlusses hat keine aufschiebende Wirkung. 

(3) Die Enteignungsbehörde hat den Zu-
stand .des Grundstücks vor der Besitzeinwei-
sung in einer Niederschrift festzustellen. Den 
Beteiligten (§ 121) ist eine Abschrift der Nie-
derschrift zu übersenden. 

(4) Die Enteignungsbehörde kann die Be-
sitzeinweisung von der Leistung einer Sicher-
heit in Höhe der voraussichtlichen Entschä-
digung und von der Erfüllung von Auflagen 
abhängig machen. Auf Antrag des Inhabers 
eines Rechtes, das zum Besitz oder zur Benut-
zung berechtigt, muß sie den Einweisungs-
beschluß von der Leistung einer Sicherheit in 
Höhe der voraussichtlichen Entschädigung ab-
hängig machen, soweit nicht eine gemäß § 120 
geleistete Sicherheit ausreicht. 

(5) Durch die Besitzeinweisung wird dem 
Besitzer der Besitz entzogen. Der Eingewie-
sene wird unmittelbarer Besitzer. Der Einge-
wiesene darf auf dem Grundstück das von 
ihm im Enteignungsantrag bezeichnete Vor-
haben ausführen und die dafür erforderlichen 
Maßnahmen treffen, sofern die nach diesem 
Gesetz oder anderen Rechtsvorschriften er-
forderlichen Genehmigungen erteilt sind. 

(6) Der Eingewiesene hat für Vermögens-
nachteile, die infolge der Besitzeinweisung 
entstehen, Entschädigung zu leisten, soweit 
diese Nachteile nicht durch die Verzinsung 
der Enteignungsentschädigung ausgeglichen 
werden. Art und Höhe der Einweisungsent-
schädigung werden im Einweisungsbeschluß 
festgesetzt. Sie ist ohne Rücksicht darauf, ob 
der Einweisungsbeschluß angefochten wird, 
zu dem in Absatz 2 Satz 3 bezeichneten Zeit-
punkt fällig. 

(7) Wird der Enteignungsantrag zurückge-
nommen oder abgelehnt, so ist die Besitzein-
weisung unverzüglich aufzuheben und der 
vorherige unmittelbare Besitzer wieder in 



den Besitz einzuweisen. Der gemäß Absatz 1 
Eingewiesene hat für alle durch die Besitz-
einweisung entstandenen Nachteile Entschädi-
gung zu leisten, die in dem Ablehnungsbe-
schluß (§ 129) festzusetzen ist. 

§ 132 

Wirkung der Enteignung 

(1) Im Falle der Entziehung des Eigen-
tums  an  einem Grundstück treten folgende 
Wirkungen ein: 
1. Der bisherige Eigentümer verliert das 
Eigentum an dem Grundstück; für den 
Antragsteller wird das Eigentum an dem 
Grundstück begründet. 

2. Der Antragsteller wird Besitzer des Grund-
stücks. 

3. Das enteignete Grundstück wird von allen 
Rechten frei, deren Fortbestehen nicht im 
Enteignungsbeschluß vorgesehen ist. 
(2) Im Falle der Belastung des Grund-

stücks mit einem Recht wird der Antrag-
steller Inhaber dieses Rechtes. Wird ein Erb-
baurecht begründet, so wird der Antragstel-
ler Besitzer des Grundstücks. Bestehende 
Rechte treten hinter das durch die Enteig-
nung begründete Recht zurück. 
(3) Im Falle der Entziehung eines be-

schränkt dinglichen Rechtes verliert der bis-
herige Inhaber dieses Recht; für den Antrag-
steller wird es begründet. Falls der Antrag-
steller der Grundstückseigentümer ist, er-
lischt das Recht. 
(4) Im Falle der Entziehung von persön-

lichen Rechten, die zum Erwerb, zum Besitz 
oder zur Nutzung eines Grundstücks berech-
tigen, erlöschen diese. 
(5) Im Falle der inhaltlichen Veränderung 

von persönlichen Rechten wird der Umfang 
und die Art der Inhaltsänderung im Ent-
eignungsbeschluß bestimmt. 

§ 133 

Eintretende Rechtswirkungen des Ent

-

eignungsbeschlusses 

(1) Ist der Enteignungsbeschluß nicht mehr 
anfechtbar, so ordnet auf Antrag eines Be-
teiligten die Enteignungsbehörde seine Aus-
führung an, wenn der Enschädigungspflich-
tige die ihm nach dem Enteignungsbeschluß 
obliegenden Verpflichtungen erfüllt hat. 
Wiederkehrende Leistungen bleiben dabei 
außer Betracht. 

(2) Die Anordnung gemäß Absatz 1 ist 
allen Beteiligten zuzustellen, deren Rechts-
stellung durch den Enteignungsbeschluß be-
troffen wird; sie ist der Gemeinde abschrift-
lich mitzuteilen, in deren Bezirk das von der 
Enteignung betroffene Grundstück liegt. 

(3) Mit dem in der Anordnung gemäß 
Absatz 1 festzusetzenden Tag treten die 
Wirkungen der Enteignung (§ 132) ein. 

(4) Die Enteignungsbehörde ersucht unter 
Obersendung einer beglaubigten Abschrift 
des Enteignungsbeschlusses und der Anord-
nung gemäß Absatz 1 das Grundbuchamt um 
Eintragung der eingetretenen Rechtsände-
rungen in das Grundbuch. 

§ 134 

Vollstreckbarer Titel 

Aus dem nicht mehr anfechtbaren Enteig-
nungsbeschluß (§ 128), Ablehnungsbeschluß 
(§ 129) und Besitzeinweisungsbeschluß (§ 131) 
sowie aus der Einigungsniederschrift (§ 126 
Abs. 2) findet hinsichtlich der in diesen fest-
gesetzten oder vereinbarten Entschädigungs-
verpflichtungen die Zwangsvollstreckung nach 
den Vorschriften des Achten Buches der Zivil-
prozeßordnung statt. 

§ 135 

Hinterlegung 

(1) Geldentschädigungen, aus denen andere 
Entschädigungsberechtigte nach § 106 zu be-
friedigen sind, sind unter Verzicht auf das 
Recht der Rücknahme bei dem nach § 136 
Abs. 2 für das Verteilungsverfahren zustän-
digen Amtsgericht zu hinterlegen, soweit 
mehrere Personen auf sie Anspruch haben 
und eine Einigung über die Auszahlung nicht 
nachgewiesen ist. 

(2) Andere Vorschriften, nach denen die 
Hinterlegung geboten oder statthaft ist, 
werden hierdurch nicht berührt. 

§ 136 

Verteilungsverfahren 

(1) Jeder Beteiligte kann sein Recht an 
der hinterlegten Summe gegen einen Mitbe-
teiligten, der dieses Recht bestreitet, vor den 
bürgerlichen Gerichten geltend machen oder 
die Einleitung eines gerichtlichen Verteilungs-
verfahrens beantragen. 



(2) Für das Verteilungsverfahren ist das 
Amtsgericht zuständig, in dessen Bezirk das 
von der Enteignung betroffene Grundstück 
liegt; in Zweifelsfällen gilt § 2 des Zwangs-
versteigerungsgesetzes sinngemäß. 

(3) Auf das Verteilungsverfahren sind die 
Vorschriften über die Verteilung des Er-
löses im Falle der Zwangsversteigerung nach 
Maßgabe der folgenden Bestimmungen sinn-
gemäß anzuwenden: 

1. Das Verteilungsverfahren ist durch Be-
schluß zu eröffnen; 

2. Die Zustellung des Eröffnungsbeschlusses 
an den Antragsteller gilt als Beschlag-
nahme im Sinne des § 13 des Zwangs-
versteigerungsgesetzes; war das enteignete 
Grundstück schon in einem Zwangsver-
steigerungs- oder Zwangsverwaltungsver-
fahren beschlagnahmt worden, so hat es 
hierbei sein Bewenden. 

3. Das Verteilungsgericht hat bei Eröffnung 
des Verfahrens von Amts wegen das 
Grundbuchamt um die in § 19 Abs. 2 des 
Zwangsversteigerungsgesetzes bezeichneten 
Mitteilungen zu ersuchen; in die beglau-
bigte Abschrift des Grundbuchblattes sind 
die zur Zeit der Zustellung des Enteig-
nungsbeschlusses an den Enteigneten vor-
handenen Eintragungen sowie die später 
eingetragenen Veränderungen und Lö-
schungen aufzunehmen. 

4. Bei den Verfahren sind die in § 106 
bezeichneten Entschädigungsberechtigten 
nach Maßgabe des § 10 des Zwangsverstei-
gerungsgesetzes zu berücksichtigen, wegen 
der Ansprüche auf wiederkehrende Neben-
leistungen jedoch nur für die Zeit bis zur 
Hinterlegung. 

FÜNFTER TEIL 

Erschließung 

A. Allgemeine Vorschriften 

§ 137 

Inhalt der Erschließung 

(1) Die Erschließung umfaßt im Gesamt-
baubereich 
1. die Bereitstellung der für die in Num-

mer 2 Buchstabe a bis c genannten Er

-

schließungsanlagen und -einrichtungen er-
forderlichen Grundflächen; 

2. die Herstellung und die Unterhaltung 

a) der Gemeingebrauchsanlagen und -ein-
richtungen, 

b) der Anlagen und Einrichtungen für 
die öffentliche Wasserversorgung und 
Entwässerung, 

c) der übrigen im Bebauungsplan für die 
Erschließung festgesetzten Anlagen 
und Einrichtungen. 

Zur Erschließung gehören auch solche außer-
halb des Gesamtbaubereichs liegenden An-
lagen und Einrichtungen, die zu dessen Er-
schließung notwendig sind. 

(2) Bis zur Aufstellung eines Flächen-
nutzungsplans oder eines Gesamtaufbauplans 
gelten die im Zusammenhang bebauten Orts-
teile als Gesamtbaubereich. 

(3) Die Erschließung setzt die Festsetzung 
des Bebauungsplans voraus. Innerhalb der 
im Zusammenhang bebauten Ortslage kön-
nen Erschließungsmaßnahmen nach Absatz 1 
Nummer 2 Buchstabe b durchgeführt wer-
den, ohne daß es eines Bebauungsplans be-
darf, wenn die Gemeingebrauchsanlagen und 
-einrichtungen (Absatz 1 Nummer 2 Buch-
stabe a) bereits bestehen. Die in Absatz 1 
Satz 2 bezeichneten Anlagen und Einrichtun-
gen können auch ohne Festsetzung eines Be-
bauungsplans hergestellt werden. 

(4) Ist ein Bebauungsplan noch nicht fest-
gesetzt, so kann die Baubehörde mit Zustim-
mung der höheren Baubehörde Erschließungs-
maßnahmen zulassen, die den in Aussicht ge-
nommenen Festsetzungen entsprechen. 

§ 138 

Erschließungslast 

(1) Die Erschließung nach § 137 ist Auf-
gabe der Gemeinde, soweit sie nicht nach ge-
setzlichen Vorschriften oder öffentlich-recht-
lichen Verpflichtungen einem anderen obliegt. 
Ein Rechtsanspruch auf die Durchführung 
von Erschließungsmaßnahmen besteht nicht. 

(2) Die Gemeinde kann die Erschließung 
und die Unterhaltung der Erschließungs-
anlagen und -einrichtungen durch öffentlich

-

rechtlichen Vertrag einem anderen über-
tragen. Der Vertrag hat den späteren Ober-
gang der Anlagen und Einrichtungen auf die 



Gemeinde und dessen finanzielle Folgen zu 
regeln. 

(3) Liegen auf Grund einer gemeinsamen 
Bauleitplanung (S 4 Abs. 1) Teile der Er-
schließungsanlagen einer Gemeinde auf dem 
Gebiet einer anderen Gemeinde, so ist die-
jenige Gemeinde Erschließungsträger, mit 
deren Anlagen die Teile eine bauliche Einheit 
bilden. 

5 139 

Bauten in unerschlossenen Gebieten 

(1) Soll ein Gebäude in einem Baugebiet 
innerhalb des Gesamtbaubereichs vor der 
Herstellung der Gemeingebrauchsanlagen und 
der Anlagen der öffentlichen Wasserversor-
gung und  Entwässerung errichtet werden, so 
hat der Eigentümer des Baugrundstücks die 
für den Bau und die Benutzung des Gebäudes 
erforderlichen Erschließungsanlagen und -ein-
richtungen nach näherer Bestimmung der Ge-
meinde auf eigene Kosten herzustellen und 
zu unterhalten. 

(2) Wird das Baugebiet, in dem nach Ab-
satz 1 hergestellte Erschließungsanlagen und 
-einrichtungen liegen, nach § 137 erschlossen, 
so hat der Erschließungsträger den Eigen-
tümern den nachgewiesenen notwendigen 
Aufwand für die Herstellung zu ersetzen, so-
weit hierdurch Erschließungskosten erspart 
werden. Die Unterhaltung der Anlagen und 
Einrichtungen geht mit ihrer Widmung für 
den Gemeindebrauch auf den Erschließungs-
träger über. 

§ 140 

Bestehende Gemeingebrauchsanlagen 

(1) Die beim Inkrafttreten des Gesetzes 
bestehenden Gemeingebrauchsanlagen, die in 
einem bereits erschlossenen Baugebiet liegen 
und von den Eigentümern der angrenzenden 
Grundstücke zu unterhalten sind, sind inner-
halb von fünf Jahren in die Unterhaltung des 
Erschließungsträgers für die anschließenden 
gleichen Anlagen zu übernehmen. 

(2) Der Erschließungsträger hat den nach-
gewiesenen notwendigen Aufwand für die 
Herstellung der Anlagen und Einrichtungen 
den Eigentümern zu ersetzen, soweit hier-
durch Erschließungskostenerspart werden. 

(3) Soweit die privaten Erschließungs-
anlagen und -einrichtungen in unerschlosse-
nen Baugebieten liegen, ist 5 139 anzuwenden. 

§ 141 

Erschließung 
außerhalb des Gesamtbaubereichs 

Außerhalb des Gesamtbaubereichs hat der 
Eigentümer des Grundstücks, auf dem bau-
liche Anlagen errichtet werden sollen, nach 
näherer Anordnung der Gemeinde für die 
erforderliche Erschließung selbst zu sorgen. 

B. Durchführung der Erschließung 
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Erschließungszeitpunkt 

(1) Verkehrs-, Versorgungs- und Entwäs-
serungsanlagen und ihre Einrichtungen (S 14 
Abs. 1 Nr. 5 Buchstabe a, Doppelbuchstabe aa 
und Nr. 6) sind vor dem Beginn der Be-
bauung entsprechend dem Bedürfnis und nach 
dem Fortschritt der Bebauung und der Ent-
wicklung des Verkehrs herzustellen. 

(2) Erschließungsanlagen und -einrichtun-
gen im Sinne des Absatzes 1 sind auch dann 
herzustellen, wenn besondere Gründe des 
Wohls der Allgemeinheit dies erfordern. Er-
füllt eine Gemeinde die ihr hiernach obliegen-
den Aufgaben nicht, so kann die höhere Bau-
behörde die Durchführung der Erschließungs-
maßnahmen unter Fristsetzung anordnen und 
nach fruchtlosem Ablauf der Frist auf Kosten 
der Gemeinde vornehmen oder vornehmen 
lassen. 

(3) Die öffentlichen Grünanlagen sollen 
spätestens dann hergestellt werden, wenn sie 
nach dem Stand der Bebauung in der Um-
gebung notwendig sind. 

5 143 

Vorläufige Besitzeinweisung 

(1) Die Gemeinde kann den Erschließungs-
träger auf seinen Antrag vorläufig in den Be-
sitz ,der im Bebauungsplan festgesetzten Flä-
chen einweisen, wenn dies zur unmittelbar 
bevorstehenden Herstellung einer Erschlie-
ßungsanlage erforderlich ist. Der Erschlie-
ßungsträger darf auf den Grundflächen die 
für die Erschließung erforderlichen Maß-
nahmen zur Herstellung der Anlagen treffen, 
soweit in der Anordnung der Gemeinde nichts 
anderes bestimmt ist. 

(2) Auf Antrag des Nutzungsberechtigten 
hat die Gemeinde für die durch die Besitz-
einweisung entgehende Nutzung und etwaige 
sonstige Vermögensnachteile eine Entschädi- 



gung festzusetzen, die der Erschließungsträger 
zu leisten hat. 
(3) Soweit der Zustand eines Grundstücks 

für die Ermittlung des Wertes und für die 
Bemessung der Entschädigung von Bedeutung 
ist, hat ihn die Gemeinde nötigenfalls unter 
Zuziehung von Sachverständigen in der An-
ordnung festzustellen. 

§ 144 

Erwerbspflicht 

(1) Die im Bebauungsplan festgesetzten 
Flächen für Erschließungsanlagen sind vom 
Erschließungsträger vor der Herstellung der 
Anlagen zu erwerben. 
(2) Die Grundstückseigentümer können 

von der Gemeinde den Erwerb der im Be-
bauungsplan festgesetzten Flächen für Er-
schließungsanlagen verlangen, wenn der Stand 
der Bebauung in der Umgebung die bisherige 
Nutzung wirtschaftlich unzumutbar macht 
oder fünf Jahre seit dem Inkrafttreten des 
Bebauungsplans vergangen sind. 

§ 145 

Rückerwerb 

(1) Der frühere Eigentümer oder sein 
Rechtsnachfolger kann von der Gemeinde 
oder dem Erschließungsträger verlangen, daß 
die für eine Erschließungsanlage abgetretene 
Grundfläche ihm wieder übertragen wird, 
wenn sie dem vorgesehenen Zweck nicht bin-
nen fünf Jahren zugeführt oder für diesen 
Zweck infolge Änderung des Bebauungsplans 
nicht mehr benötigt wird. 

(2) Ist der Erschließungsträger nicht die 
Gemeinde, so kann diese die Übertragung des 
Eigentums an den nicht mehr benötigten 
Flächen verlangen, wenn der frühere Eigen-
tümer oder sein Rechtsnachfolger von dem 
Anspruch auf Rückerwerb keinen Gebrauch 
machen will. 

(3) Der Antrag auf Rückerwerb ist späte-
stens innerhalb eines Jahres nach Entstehung 
des Anspruchs bei der höheren Baubehörde 
geltend zu machen. Die höhere Baubehörde 
entscheidet über den Antrag und setzt Art 
und Höhe der Rückvergütung fest. 

§ 146 

Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 

(1) Sind im Bebauungsplan Geh-, Fahr 
und Leitungsrechte nach § 14 Abs. 1 Nr. 7 

oder 8 festgesetzt worden, so wird die Frei-
haltungspflicht von der Gemeinde durch An-
ordnung gegenüber den betroffenen Eigen-
tümern begründet, soweit dies zur unmittel-
baren Herstellung der Anlage erforderlich ist. 

(2) In der Anordnung sind der Inhalt der 
Verpflichtung sowie Art und Höhe der Ent-
schädigung unter Angabe des Leistungspflich-
tigen und des Empfangsberechtigten zu be-
zeichnen. Die Anordnung ist dem bestroffe-
nen Eigentümer zuzustellen. Ist die Anord-
nung unanfechtbar geworden, und ist die fest-
gesetzte Entschädigung von dem Verpflich-
teten, soweit sie fällig geworden ist, geleistet 
worden, so ist die Anordnung im Baulasten

-

buch einzutragen. 

§ 147 

Grundsätze des Erschließungsbaues 

(1) Die Erschließung hat sich nach den Bau-
leitplänen zu richten; dabei sind die beabsich-
tigte Entwicklung des Gebietes und die Er-
fordernisse der Wirtschaftlichkeit und Zweck-
mäßigkeit sowie der allgemeinen Sicherheit 
und Gesundheit zu berücksichtigen. 

(2) Die Erschließung ist nach den aner-
kannten Regeln der Technik und Gestaltung 
durchzuführen. 

(3) Die einzelnen Erschließungsmaßnahmen 
sind technisch und zeitlich aufeinander abzu-
stimmen. 

§ 148 

Erschließungsplan 

(1) Vor Durchführung der Erschließung 
soll die Gemeinde im Einvernehmen mit den 
Trägern der Erschließung Pläne (Erschlie-
ßungspläne) aufstellen. Kommt eine Einigung 
zwischen den beteiligten Stellen nicht zu-
stande, so entscheidet die höhere Baubehörde. 

(2) Der Erschließungsplan hat die notwen-
digen technischen Angaben und die voraus-
sichtlichen Kosten der Erschließungsmaßnah-
men zu enthalten. 

(3) Die Träger der Erschließung haben die 
Absicht der Herstellung, Änderung und ver-
kehrsstörenden Unterhaltung von Erschlie-
ßungsanlagen der Gemeinde anzuzeigen. Mit 
der Ausführung der Arbeiten darf erst be-
gonnen werden, wenn die Gemeinde nicht 
binnen eines Monats widerspricht oder er- 



klärt, von ihrem Widerspruchsrecht keinen 
Gebrauch zu machen. Über den Widerspruch 
entscheidet die höhere Baubehörde. 

§ 149 

Örtliche Verkehrsanlagen 

(1) Die Verkehrsanlagen sind so anzulegen 
und zu unterhalten, daß sie den fließenden 
und ruhenden Verkehr sicher, schnell und 
reibungslos bewältigen können. 

(2) Soweit die Bedürfnisse der Allgemein-
heit es erfordern, sind die Verkehrsanlagen 
mit dem notwendigen Zubehör zu versehen. 

(3) Die Zuständigkeit der Straßenverkehrs-
behörden zur Bestimmung der Verkehrs-
zeichen und anderer amtlicher Verkehrs-
einrichtungen bleibt unberührt. 

§ 150 

Wasserversorgung 

(1) In den Baugebieten sind Anlagen zur 
Versorgung mit gesundheitlich einwandfreiem 
Trinkwasser und mit Wasser für Feuerlösch-
zwecke in der Regel als Sammeldruckwasser-
versorgung einzurichten und zu unterhalten. 

(2) Auf eine Sammeldruckwasserversorgung 
kann in den Gebieten mit offener Bauweise 
solange verzichtet werden, wie für jedes Bau-
grundstück eine andere ausreichende und ge-
sundheitlidi einwandfreie Wasserversorgung 
gewährleistet ist. 

(3) Um die Wasserversorgung der Bau-
gebiete zu sichern, ist die höhere Baubehörde 
an den Verfahren, die wasserrechtliche Be-
willigungen betreffen, zu beteiligen. 

§ 151 

Abwasserbeseitigung 

(1) Für die Baugebiete sind Anlagen zur 
unschädlichen Beseitigung der Abwässer in 
der Regel als Sammelanlagen herzustellen und 
zu unterhalten. Die Beseitigung gewerblicher 
Abwässer kann besonders geregelt werden. 

(2) Auf eine Sammelanlage kann soweit 
und solange verzichtet werden, als eine 
andere einwandfreie Art der Abwasserbeseiti-
gung gewährleistet ist. 

(3) Die Herstellung, Änderung oder Still-
legung einer Sammelanlage für die Beseiti

-

gung von Abwasser darf nur auf Grund einer 
Erlaubnis der höheren Behörde, die im Ein-
vernehmen mit der für die Wasserwirtschaft 
zuständigen Behörde zu erteilen ist, in An-
griff genommen werden. Die höhere Bau-
behörde hat die für das Gesundheitswesen 
zuständige Behörde und andere Behörden, 
deren Geschäftsbereich betroffen wird, anzu-
hören. 

(4) Die Erlaubnis ersetzt die nach dem 
Wasserrecht oder nach sonstigen Vorschriften 
erforderlichen Verleihungen, Genehmigungen 
und Erlaubnisse. 
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Beseitigung fester Abfallstoffe 

Zur unschädlichen Beseitigung der festen 
Abfallstoffe haben die Gemeinden die dem 
örtlichen Bedürfnis entsprechenden Anlagen 
einzurichten. Die Beseitigung fester gewerb

-

licher Abfallstoffe kann besonders geregelt 
werden. 

§ 153 

Betriebe an Ortsstraßen 

(1) Betriebe an Ortsstraßen einschließlich 
Ortsdurchfahrten, die den Belangen der Ver-
kehrsteilnehmer dienen und einen unmittel-
baren Zugang zu den Ortsstraßen haben, 
dürfen nur mit Erlaubnis der Gemeinde er-
richtet oder erweitert werden. 

(2) Soweit für die Eröffnung oder Erwei-
terung eines Betriebes der in Absatz 1 be-
zeichneten Art eine behördliche Erlaubnis 
oder Genehmigung erforderlich ist, ist die 
Gemeinde vor der Erteilung zu hören. 

(3) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn die 
Gefahr besteht, daß durch die Anlage dieser 
Betriebe die Sicherheit oder Leichtigkeit des 
Verkehrs beeinträchtigt wird. Die Erlaubnis 
kann unter Auflagen erteilt werden, wenn 
hierdurch Abhilfe geschaffen werden kann. 

C. Benutzung der Erschließungsanlagen 

§ 154 

Widmung und Entwidmung 

(1) Die Gemeingebrauchsanlagen werden 
von der Gemeinde dem Gemeingebrauch ge-
widmet. Der Inhalt der Widmung kann ge-
ändert werden, wenn es das Bedürfnis erfor-
dert. 



(2) Voraussetzung für die Widmung ist, 
daß der Erschließungsträger Eigentümer der 
Gemeingebrauchsflächen oder in ihren Besitz 
eingewiesen ist, oder daß der Eigentümer 
oder ein sonst zur Nutzung dinglich Berech-
tigter der Widmung zugestimmt hat. Durch 
privatrechtliche Verfügungen oder Verfügun-
gen im Wege der Zwangsvollstreckung über 
die Flächen für die Erschließungsanlagen oder 
Rechte an ihnen wird die Widmung nicht be-
rührt. 

(3) Die Gemeinde soll eine dem Gemeinge-
brauch gewidmete Erschließungsanlage ent-
widmen, wenn das Bedürfnis für diese Anlage 
weggefallen ist. Die Absicht einer Änderung 
der Widmung und der Entwidmung ist einen 
Monat vorher in der Gemeinde öffentlich be-
kanntzumachen. 

(4) Widmung, Änderung einer Widmung 
und Entwidmung sind öffentlich bekanntzu-
machen. 

§ 155 

Gemeingebrauch 

(1) Die Gemeingebrauchsanlagen kann 
jedermann ohne besondere Erlaubnis im Rah-
men der dafür erlassenen Vorschriften und 
der Widmung benutzen, soweit andere nicht 
dadurch benachteiligt werden. 

(2) Eine nur gelegentliche oder über die 
Zweckbestimmung hinausgehende Benutzung 
fällt nicht unter den Gemeingebrauch. 

5 156 
Anliegergebrauch 

(1) Der Anlieger darf die Gemeinge-
brauchsanlagen, die an sein Grundstück an-
grenzen, im Rahmen ihrer Widmung auch zur 
Erleichterung der Benutzung seines Grund-
stücks benutzen, soweit dadurch der Gemein-
gebrauch nicht beeinträchtigt wird. 

(2) Wird für den Anliegergebrauch eine 
bauliche Änderung der Gemeingebrauchsan-
lagen erforderlich, so darf diese nur mit Er-
laubnis der Gemeinde und nach Anhörung des 
Erschließungsträgers durchgeführt werden. 
Die Durchführung der baulichen Änderung 
kann durch Ortssatzung geregelt werden. Die 
Erlaubnis ist zu versagen, wenn durch die 
Veränderung die Sicherheit oder Leichtigkeit 
des Verkehrs beeinträchtigt wird. Die Erlaub-
nis kann unter Auflagen auf Zeit und auf 
Widerruf erteilt werden. 

(3) Der Anlieger haftet für Schäden an den 
Gemeingebrauchsanlagen, die durch den An-
liegergebrauch entstehen. 

§ 157 

Sondernutzungen 

(1) Die über den Gemeingebrauch hinaus-
gehende Nutzung von Gemeingebrauchsan-
lagen (Sondernutzung) bedarf der Genehmi-
gung der Gemeinde. Diese darf die Genehmi-
gung nur mit Zustimmung des Erschließungs-
trägers und nur dann erteilen, wenn die 
Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs nicht 
beeinträchtigt wird. 

(2) Die Genehmigung darf nur auf Zeit 
oder auf Widerruf erteilt werden. Bei ihrer 
Erteilung können Bedingungen und Auflagen 
festgesetzt und Sondernutzungsgebühren er-
hoben werden, für deren Bemessung auch der 
wirtschaftliche Vorteil der Sondernutzung be-
rücksichtigt werden darf. 

(3) Bei Widerruf der Erlaubnis oder bei 
Sperrung, Änderung, Entwidmung oder Ein-
ziehung der Gemeingebrauchsanlage besteht 
kein Ersatzanspruch. 

(4) Der Antragsteller hat dem Erschlie-
ßungsträger alle Kosten zu ersetzen, die die-
sem durch die Sondernutzung zusätzlich ent-
stehen. Hierfür kann der Erschließungsträger 
angemessene Vorschüsse oder Sicherheit ver-
langen. 

§ 158 
Reinigen, Besprengen, Streuen 

(1) Die örtlichen Verkehrsflächen sind zu 
reinigen und zur Verhinderung der Staubent-
wicklung zu besprengen, soweit das für die 
öffentliche Sicherheit oder Leichtigkeit des 
Verkehrs erforderlich ist. Sie sind ferner zur 
Offenhaltung des Verkehrs von Eis und 
Schnee zu räumen und bei Winterglätte mit 
abstumpfenden Stoffen zu bestreuen. 

(2) Die Verpflichtungen nach Absatz 1 sind 
Aufgabe der Gemeinde, soweit sie nicht nach 
gesetzlichen Vorschriften oder öffentlich

-

rechtlichen Verpflichtungen anderen obliegen. 
Sie können durch Ortssatzung auf die Eigen-
tümer der an die Gemeingebrauchsanlagen 
angrenzenden Grundstücke übertragen wer-
den. 

(3) Die Gemeinde kann Gebühren erheben, 
soweit sie die Verpflichtungen nach Absatz 1 
selbst erfüllt. 
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Straßenbenennung und -beschilderung 

(1) Ortsstraßen, Ortswege und Plätze sind 
von der Gemeinde zu benennen und entspre-
chend zu kennzeichnen. 

(2) Die Grundeigentümer und sonstigen 
Nutzungsberechtigten haben das Anbringen 
der Kennzeichen auf ihren Grundstücken ohne 
Anspruch auf Entschädigung zu dulden. 

§ 160 

Kennzeichnung der Grundstücke 

(1) Die Nummern der Grundstücke an 
Ortsstraßen, Ortswegen und Plätzen werden 
von der Gemeinde festgesetzt. Das Nähere 
kann in einer Ortssatzung geregelt werden. 

(2) Die Nummern sind von den Eigen-
tümern an ihren Grundstücken anzubringen. 

§ 161 

Sperrung 

(1) Die Gemeingebrauchsanlagen können 
von der Gemeinde für die Benutzung durch 
die Allgemeinheit gesperrt werden, wenn dies 
wegen ihres baulichen Zustandes zur Vermei-
dung außerordentlicher Schäden an ihnen not-
wendig ist oder die Sicherheit und Leichtigkeit 
des Verkehrs gefährdet sind. 

(2) Werden Verkehrsflächen durch Bau 
und Unterhaltungsarbeiten ganz oder teil-
weise unbenutzbar, so hat die Gemeinde wäh-
rend der Übergangszeit für Zugangsmöglich-
keiten zu den Grundstücken zu sorgen. 

D. Gemeinschaftsanlagen 

§  162 
Träger der Gemeinschaftsanlagen 

(1) Die Herstellung und die Unterhaltung 
von Gemeinschaftsanlagen (§ 14 Abs. 1 Nr. 
12) obliegt dem Eigentümer oder der Ge-
meinschaft der Eigentümer der Grundstücke, 
für die diese Anlagen bestimmt sind. 

(2) Das Verhältnis mehrerer Eigentümer 
untereinander bestimmt sich nach den Vor-
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über 
die Gemeinschaft, soweit sie nicht eine abwei-
chende Vereinbarung treffen. Abweichende 
Vereinbarungen sind nur wirksam, wenn sie 
im Baulastenbuch eingetragen sind. 

(3) Die Rechte und Pflichten mehrer Eigen-
tümer bestimmen sich im Verhältnis der mög-
lichen baulichen Ausnutzung ihrer Grund-
stücke. Das Nähere ist durch Ortssatzung zu 
regeln. 

(4) Die Gemeinschaft der Eigentümer kann 
nur aufgehoben werden, wenn die Unterhal-
tung und Verwaltung der Gemeinschafts-
anlage anderweitig sichergestellt oder die Fest-
setzung der Gemeinschaftsanlage im Bebau-
ungsplan aufgehoben ist. 

§ 163 

Herstellung der Gemeinschaftsanlagen 

(1) Eine Gemeinschaftsanlage ist spätestens 
dann herzustellen, wenn sie nach dem Stand 
der Bebauung der Grundstücke, für die sie 
bestimmt ist, zur Erfüllung ihres Zwecks not-
wendig ist. 

(2) Die Genehmigung für die Bebauung 
eines Grundstücks kann davon abhängig ge-
macht werden, daß die Herstellung einer da-
zugehörigen Gemeinschaftsanlage gewährlei-
stet ist. 

(3) Die Gemeinde hat im Zweifel den Zeit-
punkt der Herstellung einer Gemeinschafts-
anlage durch eine schriftliche Anordnung fest-
zustellen. Die Anordnung ist den beteiligten 
Eigentümern zuzustellen. 

(4) Erfüllt der Träger der Gemeinschafts-
anlage die ihm hinsichtlich ihrer Herstellung 
und Unterhaltung obliegenden Aufgaben 
nicht, so kann die Gemeinde die Durchführung 
der erforderlichen Maßnahmen unter Frist-
setzung anordnen und nach fruchtlosem Ab-
lauf der Frist auf Kosten des Trägers vor-
nehmen oder vornehmen lassen. 

§ 164 

Benutzung der Gemeinschaftsanlagen 

(1) Der Träger der Gemeinschaftsanlage 
hat deren Benutzung zu regeln. 

(2) Die Gemeinde kann eine Benutzungs-
regelung anordnen,' wenn der Träger der Ge-
meinschaftsanlage nach angemessener Frist-
setzung keine ausreichende Regelung trifft. 

§ 165 

Lasten und Kosten 

Die Lasten der Gemeinschaftsanlage und 
die Kosten für den Bau, die Unterhaltung 



und die Verwaltung sowie die Nutzungsent-
schädigung für die Grundflächen hat der Trä-
ger der Gemeinschaftsanlage zu tragen. 

E. Erschließungsbeitrag 

§ 166 

Zweck des Beitrages 

(1) Die Gemeinden erheben zur teilweisen 
Deckung ihres Aufwandes für die Herstellung 
der Erschließungsanlagen und für die Bereit-
stellung der hierfür erforderlichen Grundflä-
chen einen Erschließungsbeitrag. Die Gemein-
den haben einen angemessen Teil des Erschlie-
ßungsaufwandes unter Berücksichtigung der 
örtlichen Verhältnisse aus allgemeinen Haus-
haltsmitteln zu decken. 

(2) Von der Erhebung eines Erschließungs-
beitrages kann mit Genehmigung der Ge-
meindeaufsichtsbehörde in Gemeinden wider-
ruflich ganz oder für einzelne Erschließungs-
anlagen abgesehen werden, in denen der Er-
schließungsaufwand aus allgemeinen Haus-
haltsmitteln gedeckt werden  kann. 

(3) Das Aufkommen aus dem Erschlie-
ßungsbeitrag darf nur zur Deckung des in 
Absatz 1 bezeichneten Aufwandes verwendet 
werden. 

§ 167 

Gegenstand der Beitragspflicht 

Der Beitragspflicht unterliegen alle Bau-
plätze, die in einer Erschließungszonenkarte 
nach § 168 aufgenommen sind. 

§ 168 

Erschließungszonen  

(1) Die beitragspflichtigen Grundstücke 
sind in Erschließungszonen einzuteilen, in 
denen die Grundstücke mit gleichartigen Er-
schließungsanlagen zusammengefaßt werden. 
Für die Einteilung sind diejenigen Erschlie

-

ßungsanlagen maßgebend, die für ein Grund

-

stück im Falle der baulichen Nutzung im 
Rahmen etwaiger Benutzungsordnungen ge-
nutzt werden können; eine tatsächliche Nut-
zung ist nicht erforderlich. 

(2) Die Art der Erschließungszonen und 
ihre Merkmale sind in der Ortssatzung fest-
zusetzen. 

(3) Die Einordnung der einzelnen Grund-
stücke in die für sie maßgebende Erschlie-
ßungszone geschieht mit der Fertigstellung 
einer Erschließungsanlage, eines selbständigen 
Teiles oder einer Verbesserung oder Erwei-
terung einer solchen. Die Einteilung ist in 
einer Erschließungszonenkarte darzustellen. 

(4) Die Aufstellung der Erschließungs-
zonenkarte ist in ortsüblicher Weise öffent-
lich bekanntzumachen. Bei Änderungen der 
Zoneneinordnung, die nur wenige Grund-
stücke betreffen, tritt an Stelle der öffent-
lichen Bekanntmachung die schriftliche Be-
nachrichtigung der beteiligten Grundeigen-
tümer. Die Erschließungszonenkarte ist von 
der Gemeinde öffentlich auszulegen. Dritten, 
die ein berechtigtes Interesse nachweisen kön-
nen, ist die Einsicht zu gestatten. 

(5) Wird ein Grundstück infolge Verbes-
serung oder Erweiterung der Erschließungs-
anlagen in eine andere Erschließungszone ein-
geordnet, so ist der für diese Zone maßgebende 
Beitrag unter Anrechnung bereits geleisteter 
Beiträge nachzuerheben. 

§ 169 

Entstehung der Beitragspflicht 

Die Beitragspflicht entsteht mit der öffent-
lichen Bekanntmachung der Erschließungs-
zonenkarte oder mit der schriftlichen Benach-
richtigung der Grundstückseigentümer (§ 168 
Abs. 4 Satz 2). 

§ 170 

Beitragspflichtiger 

(1) Beitragspflichtig ist der zur Zeit der 
Fälligkeit des Erschließungsbeitrages im 
Grundbuch eingetragene Eigentümer des Bau-
platzes. Ist der Bauplatz mit einem Erbbau-
recht belastet, so ist der Erbbauberechtigte an 
Stelle des Eigentümers beitragspflichtig. 

(2) Neben dem Beitragspflichtigen haften 
der Nutznießer und der Nießbraucher. Hat 
der Berechtigte seit der Entstehung der Bei-
tragspflicht gewechselt, so haftet auch der 
Rechtsvorgänger. 

(3) Der Beitrag ruht auf dem Bauplatz als 
öffentliche Last. 

§ 171 

Bemessungsgrundlage 

(1) Der Erschließungsbeitrag bemißt sich in 
der Regel nach der zulässigen baulichen Aus- 



nutzung, die sich auf Grund der im Bebau-
ungsplan oder sonst festgesetzten zulässigen 
Bebauung des Grundstücks nach der Geschoß-
fläche ergibt. 

(2) Durch Ortssatzung kann bestimmt wer-
den, daß eine geringere als die zulässige bau-
liche Ausnutzung zugrunde gelegt wird und 
an die Stelle der Bemessung nach der Ge-
schoßfläche eine Bemessung nach der Grund-
stücksfläche, dem umbauten Raum oder den 
Baukosten tritt. Die verschiedenen Bernes-
sungsgrundlagen können auch nebeneinander 
oder miteinander angewandt werden. 

(3) Befinden sich auf einem Bauplatz beim 
Inkrafttreten des Gesetzes rechtmäßig begon-
nene oder errichtete bauliche Anlagen, so ist 
die nach der festgesetzten Bemessungsgrund-
lage berechnete tatsächliche Ausnutzung ab-
zusetzen. Hat sich die zulässige bauliche Aus-
nutzung durch Kriegsereignisse verringert, so 
ist die am 1. September 1939 vorhandene 
bauliche Ausnutzung maßgebend. 

§ 172 

Änderung der Bemessungsgrundlage 

(1) Die Bemessungsgrundlage nach 5 171 
ist neu zu berechnen, wenn sich die zulässige 
bauliche Ausnutzung eines Grundstücks er-
höht oder die zulässige bauliche Ausnutzung 
eines Grundstücks überschritten wird. Eine 
Neuberechnung unterbleibt, wenn ein durch 
Ortssatzung festzusetzender Mindestbetrag 
des Erschließungsbeitrages nicht überschritten 
wird. 

(2) Im Falle einer Verminderung der bau-
lichen Ausnutzung kann die Erstattung eines 
bereits 	entrichteten 	Erschließungsbeitrages 
nicht verlangt werden. 

§ 173 

Einheitssatz 

(1) Der Erschließungsbeitrag berechnet sich 
nach einem für jede Erschließungszone in 
einer Ortssatzung festzusetzenden Kostenbe-
trag je Einheit der Bemessungsgrundlage (Ein-
heitssatz). 

(2) Die Einheitssätze sind unter Berück-
sichtigung des Umfanges und der ortsüblichen 
Ausführung der Erschließungsanlagen der Er-
schließungszone so festzusetzen, daß das Ge-
samtaufkommen aus dem Erschließungsbei-
trag erfahrungsgemäß den gesamten Erschlie-
ßungsaufwand der Gemeinde deckt, soweit er 

nicht aus allgemeinen Haushaltsmitteln ge-
deckt wird. 

(3) Bei der Überschreitung der zulässigen 
baulichen Ausnutzung können für den über-
schüssigen Teil der Bemessungsgrundlage be-
sondere Einheitssätze festgesetzt werden. 

(4) Einheitssätze und Zuschläge sind nach 
Bedarf neu festzusetzen. Bei einer Neufest-
setzung findet eine Neuberechnung nur statt, 
soweit eine bereits entstandene Beitragspflicht 
noch nicht fällig geworden ist. 

§ 174 
Außergewöhnlicher Erschließungsaufwand 

Für Grundstücke, die nach ihrer Zweckbe-
stimmung einen außergewöhnlichen Aufwand 
für den Bau oder die Unterhaltung von Er-
schließungsanlagen erfordern, kann ein dem 
Mehraufwand entsprechender Zuschlag zum 
Erschließungsbeitrag festgesetzt werden. 

§ 175 

Benutzungsbeiträge 

Das Recht der Gemeinden, für die Benut-
zung ihrer Erschließungsanlagen, soweit diese 
über den Gemeingebrauch hinausgeht, Gebüh-
ren oder sonstige Entgelte zu verlangen, bleibt 
unberührt. 

§ 176 

Fälligkeit des Beitrags 

(1) Der Beitrag wird mit der Zustellung 
des Beitragsbescheides fällig. 

(2) Bei unbebauten Grundstücken tritt die 
Fälligkeit nicht ein, wenn und solange der 
Eigentümer der Gemeinde oder ein von dieser 
zu benennender Dritter das Grundstück durch 
gerichtliches oder notarielles Angebot zum 
Erwerb anbietet. 

§ 177 

Zahlung des Beitrags 

(1) Durch Ortssatzung können nähere Re-
gelungen über die Zahlungsweise und eine Er-
mäßigung des Erschließungsbeitrages getrof-
fen werden. 

(2) Zur Sicherung des Erschließungsbei-
trages kann die Gemeinde vor Aushändigung 
der Baugenehmigungsurkunde Sicherheitslei-
stung verlangen. 



(3) Auf die zu erhebenden Erschließungs-
beiträge sind Geld oder geldwerte Leistungen 
für Erschließungsanlagen, die nach dem 1. Ja-
nuar 1924 für das beitragspflichtige Grund-
stück entrichtet worden sind, sowie unentgelt-
liche Geländeabtretungen anteilig anzu-
rechnen. 

§ 178 
Ortssatzungen 

Die von der Gemeinde nach den §§ 156 
Abs. 2, 158 Abs 2, 160 Abs. 1, 162 Abs. 3, 
168 Abs. 2, 171 Abs. 2, 172 Abs. 1, 173 Abs. 1, 
177 Abs. 1 vorgesehenen Ortssatzungen be-
dürfen der Genehmigung der höheren Bau-
behörde. 

§ 179 

Übergangsbestimmung 

(1) Die bestehenden Vorschriften über An-
liegerleistungen für die Herstellung von Er-
schließungsanlagen werden aufgehoben. 

(2) Die beim Inkrafttreten des Gesetzes be-
reits entstandenen Verpflichtungen zur Ent-
richtung von Anliegerleistungen bleiben un-
berührt. 

SECHSTER TEIL 

Bodenschätzung 

A. Allgemeine Vorschriften 

§ 180 

Pflichtschätzung 

(1) Bebaute Grundstücke werden durch 
amtliche Schätzstellen geschätzt, 
1. wenn sie veräußert werden sollen oder an 
ihnen ein Erbbaurecht oder ein entgelt-
licher Nießbrauch bestellt werden soll. Das 
gleiche gilt, wenn Wohnungseigentum ge-
schaffen oder übertragen werden soll. In 
diesem Falle wird das Wohnungseigentum 
geschätzt. 
Geschätzt wird, bevor das Verpflichtungs-
geschäft abgeschlossen wird. Das Geschäft 
darf nur beurkundet werden, wenn das 
Schätzungsgutachten vorliegt. Die Parteien 
sollen in der Urkunde erklären, daß sie das 
Schätzergebnis kennen; 

2. wenn sie zwangsversteigert werden sollen. 
Geschätzt wird, bevor der Zwangsverstei

-

gerungstermin bestimmt wird. Das Ge-
richt ersucht die Schätzstelle gleichzeitig 
mit der Anordnung der Zwangsverstei-
gerung um ein Schätzgutachten, dessen Er-
gebnis im Versteigerungstermin spätestens 
bei der Aufforderung zur Abgabe von 
Geboten bekanntzugeben ist; 

3. wenn in einem Enteignungsverfahren 
Eigentum entzogen oder ein Erbbaurecht 
bestellt werden soll. 
Geschätzt wird, bevor über die Höhe der 
Enteignungsentschädigung entschieden wird 
(§ 103). 
(2) Unbebaute Grundstücke werden durch 

amtliche Schätzstellen geschätzt 
1. in den Fällen des Absatzes 1, wenn sie 
innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs 
eines Bebauungsplans oder einer Verände-
rungssperre liegen oder wenn das Entgelt 
überschritten wird, das bei Erwerb für 
landwirtschaftliche Zwecke üblicherweise 
gezahlt wird; 

2. wenn sie zum Zwecke der Bebauung oder 
kleingärtnerischen Nutzung vermietet 
oder verpachtet werden sollen. In diesem 
Falle wird geschätzt, bevor der Vertrag 
abgeschlossen wird. Soweit er einer Ge-
nehmigung nach § 24 bedarf, soll diese 
nur erteilt werden, wenn das Schätzgut-
achten vorgelegt wird und die Parteien er-
klären, daß sie vor seinem Abschluß das 
Schätzergebnis gekannt haben. 
(3) Das Grundbuchamt soll vor einer Ein-

tragung im Grundbuch verlangen, daß ihm 
das Schätzgutachten vorgelegt oder durch 
eine Bescheinigung der Baubehörde nachge-
wiesen wird, daß die Voraussetzungen der 
Absätze 1 und 2 nicht gegeben sind oder daß 
Befreiung von der Schätzpflicht erteilt ist. 
(4) Das Grundbuchamt soll eine beglau-

bigte Abschrift des Gutachtens zu den 
Grundakten nehmen. 

§ 181 

Befreiungstatbestände 

Die Schätzstelle kann auf Antrag des 
Eigentümers oder des Inhabers eines grund-
stücksgleichen Rechtes von der Schätzpflicht 
befreien, wenn 
1. der die Pflichtschätzung auslösende Rechts-
vorgang den Markt offenbar nicht beein-
flußt und die Schätzung im Interesse der 
Beteiligten nicht erforderlich ist, 



2. bei der Veräußerung von Grundstücken 
für Zwecke des Gemeingebrauchs eine 
Schätzung entbehrlich ist, 

3. es sich um überwiegend gewerblich ge-
nutzte bebaute Grundstücke handelt, 

4. durch die Veräußerung von Grundstücken 
ein Verfahren zur Umlegung, Zusammen-
legung oder Grenzberichtigung im Sinne 
der §§  38 ff. entbehrlich gemacht werden 
soll, 

5. es sich um Rechtsgeschäfte in einem Sied-
lungsverfahren nach dem Reichssiedlungs-
gesetz vom 11. August 1919 (Reichs-
gesetzbl. I S. 1429) oder um ein Verfahren 
nach den Bodenreformgesetzen handelt, 

6. das Grundstück in ein Verfahren nach 
dem Flurbereinigungsgesetz vom 14. Juli 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 591) einbezogen 
werden soll. 

§ 182 

Schätzung auf Verlangen 

Eigentümer, Erbbauberechtigte, Nießbrau-
cher, Wohnungseigentümer, Gläubiger eines 
Grundpfandrechts sowie Gerichte und Be-
hörden können jederzeit die Schätzung ver-
langen. Die Schätzstelle kann die Schätzung 
in den Fällen des 5 181 Nr. 5 und 6 ab-
lehnen. 

§ 183 

Wirkung der Schätzung 

(1) Schätzgutachten haben keine bindende 
Wirkung, es sei denn, daß die Parteien etwas 
anderes vereinbaren. 

(2) Das Schätzergebnis wird bei der 
Schätzstelle zu jedermanns Einsicht offen-
gelegt. Wer ein berechtigtes Interesse darlegt, 
kann Einsicht in das Schätzgutachten 
nehmen. 

(3) Das Schätzgutachten kann zur Erfül-
lung der Vorlagepflicht gemäß 5 180 nach 
Ablauf eines Jahres nur noch verwandt wer-
den, wenn die Schätzstelle bestätigt, daß sich 
der Verkehrswert nicht geändert hat. 

B. Schätzvorschriften 

5 184 
Schätzung 

(1) Die Schätzstelle ermittelt den Ver-
kehrswert; maßgebend ist der Zeitpunkt der 
Schätzung. 

(2) Der Verkehrswert wird durch den 
Preis bestimmt, den ein Kaufwilliger im ge-
wöhnlichen Geschäftsverkehr bei Kenntnis 
der Marktlage nach Beschaffenheit und Lage 
des Grundstücks ohne Rücksicht auf unge-
wöhnliche oder persönliche Verhältnisse zu 
zahlen bereit ist. 

(3) Bei der Schätzung des Verkehrswertes 
ist auszugehen 

1. von dem im gewöhnlichen Geschäftsver-
kehr für Grundstücke in gleicher oder 
gleichwertiger Lage und Nutzungsmög-
lichkeit gezahlten Kaufpreis, 

2. von dem Ertrag, der auf Grund der dau-
ernden Eigenschaften des Grundstücks bei 
ordnungsgemäßer Bewirtschaftung von 
jedem Besitzer unter den gegenwärtigen 
Ertragsverhältnissen und den in der über-
sehbaren Zukunft zu erwartenden Ertrags-
änderungen nachhaltig erzielt werden 
kann. Hat der Ertrag für den Wert be-
bauter Grundstücke verkehrsüblich keine 
wesentliche Bedeutung, so soli er vernach-
lässigt und der Sachwert berücksichtigt 
werden. 

(4) Von der Vorschrift des Absatzes 3 
kann ausnahmweise abgewichen werden, 
wenn Umstände dies erfordern, die nicht in 
den persönlichen Verhältnissen der Beteilig-
ten oder in dem Erwerbszweck liegen. Die 
Gründe für die Abweichung sollen in dem 
Schätzgutachten dargelegt werden. 

§ 185 

Schätzrichtlinien 

Der Bundesminister für Wohnungsbau 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
Vorschriften zu erlassen, um die gleich-
mäßige Durchführung der Schätzungen im 
Rahmen des § 184 zu sichern. 

C. Organisation und Verfahren 

§  186 
Sitz der Schätzstelle 

Die Schätzstelle wird bei den kreisfreien 
Städten und den Landkreisen eingerichtet. 

§ 187 

Zusammensetzung der Schätzstelle 

(1) Die Schätzstelle besteht aus einem be-
amteten Vorsitzenden und mindestens sechs 



weiteren Schätzern, von denen zwei Beamte 
der Kreis(Stadt)-Verwaltung oder einer 
kreisangehörigen Gemeinde oder der für die 
Fortschreibung von Grundstücken zustän

-

digen Behörde (Messungsamt) sein müssen. 
Nicht mehr als ein Drittel der Schätzer 
außer dem Vorsitzenden dürfen im Dienst 
befindliche Beamte oder Angestellte einer 
Behörde oder öffentlichen Körperschaft sein. 

(2) Für den Vorsitzenden ist mindestens 
ein beamteter Vertreter zu ernennen. 

(3) Die Schätzer werden auf Vorschlag der 
kreisfreien Stadt oder des Landkreises von 
der höheren Baubehörde auf vier Jahre be-
stellt; die Bestellung kann wiederholt 
werden. 

§ 188 

Sachkunde und Unabhängigkeit 

(1) Zu Schätzern dürfen nur Personen vor-
geschlagen werden, die in der Bewertung von 
Grundstücken erfahren sind. 

(2) Unter den Schätzern sollen sich Sach-
verständige für die verschiedenen Grund-
stücksarten und Gebietsteile des Amts-
bereichs der Baubehörde befinden. 

(3) Die Schätzer haben ihr Gutachten nach 
den Vorschriften dieses Gesetzes aus freier 
Überzeugung abzugeben; sie sind an Weisun-
gen nicht gebunden. 

§ 189 

Verpflichtung der Schätzer 

Der Vorsitzende der Schätzstelle verpflich-
tet die nichtbeamteten Schätzer vor ihrer 
ersten Dienstleistung auf die Erfüllung ihrer 
Obliegenheiten. Dabei haben die Schätzer 
zu versichern, daß sie ohne Ansehen der Per-
son nach bestem Wissen und Gewissen 
schätzen und die Verhandlungen führen so-
wie die zu ihrer Kenntnis gelangenden per-
sönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse 
der Beteiligten geheimhalten werden. 

§ 190 

Arbeit der Schätzstelle 

(1) Die Schätzstelle wird tätig auf Verlan-
gen der in 5 182 Bezeichneten sowie im 
Falle des 	180 Abs. 2 Nr. 2 auch des Ver

-

mieters oder Verpächters. 

(2) Der Vorsitzende kann die mündliche 
oder schriftliche Befragung von Sachverstän

-

digen sowie von solchen Personen anord-
nen, die Auskünfte über das Grundstück 
geben können. 

(3) Die Schätzstelle erstattet ihr Gutachten 
durch den Vorsitzenden, einen beamteten 
und einen nichtbeamteten Schätzer. Der 
Vorsitzende bestimmt, wer an der Schätzung 
mitwirkt. 

(4) Die beiden Schätzer entwerfen das 
Schätzgutachten. Der Vorsitzende fertigt das 
Gutachten innerhalb einer Woche aus. 

§ 191 

Mehrheitsentscheidung 

(1) Einigen sich die beiden Schätzer nicht 
oder hat der Vorsitzende gegen den Entwurf 
Bedenken, so tritt der Vorsitzende mit den 
beteiligten Schätzern zur Beratung zusam-
men. Die Beratung ist nicht öffentlich. 

(2) Das Schätzgutachten wird in diesem 
Falle durch Mehrheitsentscheidung ermittelt. 
Kommt eine Mehrheitsentscheidung nicht 
zustande, so ist im Schätzgutachten als 
Schätzwert der Mittelwert festzustellen. 

§ 192 

Schriftliche Begründung 

Das Schätzgutachten ist schriftlich zu er-
statten und zu begründen. Wird als Schätz-
wert ein Mittelwert festgestellt, so sollen 
die einzelnen Schätzergebnisse angegeben 
werden. 

§ 193 

Vereinfachtes Verfahren 

(1) Liegt der voraussichtliche Wert des 
Schätzgegenstandes unter 2000 Deutsche 
Mark, so kann der Vorsitzende in Abwei-
chung von § 190 Abs. 4 Satz 1 nur einen 
Schätzer mit der Schätzung beauftragen. 

(2) Hat der Vorsitzende gegen den Ent-
wurf Bedenken, so wird nach § 190 ver-
fahren. 

§ 194 

Auskunfts- und Vorlagepflicht 

Eigentümer, Nießbraucher, Erbbauberech-
tigte, Wohnungseigentümer sowie Mieter 
und Pächter sind verpflichtet, der Schätz-
stelle über die für die Ermittlung des Grund-
stückswertes wesentlichen Umstände Aus-
kunft zu erteilen. Sie müssen Verträge, 



Urkunden und sonstige Unterlagen über von 
der Schätzstelle für wesentlich gehaltene Um-
stände vorlegen. 

§ 195 

Hinderungsgründe für die Bestellung 
als Schätzer 

(1) Als Schätzer dürfen nicht bestellt 
werden 

1. Personen, die die Befähigung zur Beklei-
dung öffentlicher Ämter infolge gericht-
licher Verurteilung verloren haben, 

2. Personen, gegen die ein Hauptverfahren 
wegen eines Verbrechens oder Vergehens 
eröffnet ist, das die Aberkennung der 
bürgerlichen Ehrenrechte oder die Fähig-
keit, öffentliche Ämter zu bekleiden, zur 
Folge haben kann, 

3. Personen, die infolge gerichtlicher Anord-
nung in der Verfügung über ihr Ver-
mögen beschränkt sind, 

4. Personen, die das 35. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben, 

5. Personen, die noch nicht drei Jahre in dem 
Bezirk der Schätzstelle selbst oder einer 
angrenzenden Schätzstelle wohnen oder 
beschäftigt sind, 

6. Personen, die gewerbs- oder geschäfts-
mäßig Grundstücks- oder Hypotheken-
geschäfte vermitteln, 

7. Personen, die gewerbs- oder geschäfts-
mäßig den Erwerb, die Veräußerung oder 
die Beleihung von Grundstücken betreiben. 

(2) Die höhere Baubehörde kann in be-
sonderen Fällen von den Bestimmungen des 
Absatzes 1 Nummer 4 bis 7 abweichen. 

§ 196 

Abberufung von Schätzern 

Ein Schätzer soll von der höheren Bau-
behörde abberufen werden, wenn 

1. die Hinderungsgründe des § 195 Abs. 1 
Nr. 1, 2, 3, 6 und 7 nach der Bestellung 
eintreten, 

2. er gegen die nach § 189 übernommenen 
Pflichten verstößt. 

§ 197 

Ausschluß eines Schätzers 

(1) Ein Schätzer ist von der Mitwirkung 
bei Schätzungen ausgeschlossen 

1. in Angelegenheiten, in denen an dem 
Grundstück oder dessen Bebauung wirt-
schaftlich interessiert sind 

a) der Schätzer oder seine Ehefrau, auch 
wenn die Ehe nicht mehr besteht, 

b) eine Person, mit der der Schätzer in 
gerader Linie oder im zweiten Grad 
der Seitenlinie verwandt oder ver-
schwägert ist, 

2. in Angelegenheiten, in denen er als Ver-
treter eines Beteiligten bestellt oder als 
dessen gesetzlicher Vertreter zu handeln 
berechtigt ist oder war, 

3. in Angelegenheiten, in denen er Mitglied 
des Vorstandes, des Aufsichtsrates oder 
eines sonstigen Organs einer juristischen 
Person oder Anteilseigner oder Gesell-
schafter einer juristischen Person des Han-
delsrechts ist, wenn diese juristische Person 
an dem Grundstück wirtschaftlich inter-
essiert ist. 

(2) Der Schätzer hat den Vorsitzenden der 
Schätzstelle LU unterrichten, sobald einer der 
Ausschließungsgründe nach Absatz 1 vor-
liegt. Dieser entscheidet, ob ein Fall des Aus-
schlusses gegeben ist. Liegt bei dem Vor-
sitzenden selbst ein Ausschlußgrund vor, so 
entscheidet die höhere Baubehörde. 

§ 198 

Ablehnung eines Schätzers 

(1) Der Eigentümer oder der Antragsteller 
können einen Schätzer in den Fällen des 
§ 197 Abs. 1 oder wegen Besorgnis der Be-
fangenheit ablehnen. Die Besorgnis der Be-
fangenheit ist anzunehmen, wenn ein Grund 
vorliegt, der geeignet ist, Mißtrauen gegen 
die Unparteilichkeit des Schätzers zu recht-
fertigen. 

(2) Ober  den Ablehnungsantrag entschei-
det der Vorsitzende der Schätzstelle. Er kann 
von Amts wegen feststellen, daß ein Schätzer 
gemäß § 197 von der Mitwirkung bei der 
Schätzung ausgeschlossen ist oder wegen Be-
fangenheit nicht tätig werden darf. Richtet 
sich der Antrag gegen ihn selbst, so entschei-
det die höhere Baubehörde. 

§ 199 

Gebühren, Vergütung 

Die oberste Baubehörde kann durch 
Rechtsverordnung die Bestellung der Schätzer 



näher regeln und die Gebühren, die für die 
Tätigkeit der Schätzstelle von dem Antrag-
steller zu entrichten sind, sowie die Höhe der 
Vergütung für die nichtbeamteten Mitglieder 
der Schätzstelle bestimmen. 

§ 200 

Abweichende Regelung der Länder 

(1) Die Länder können durch Gesetz die 
Organisation und das Verfahren der Schätz-
stelle abweichend regeln. 

(2) Abweichungen von den Vorschriften 
der §§ 186, 187 Abs. 1, 188, 195, 197, 198 
sind nicht zulässig. 
(3) Die Länder können jedoch bestimmen, 

daß die Schätzstellen stets oder in besonde-
ren Fällen bei Gemeinden für eine oder meh-
rere Gemeinden errichtet werden. In diesen 
Fällen kann die Zahl der Schätzer ab-
weichend von § 188 Abs. 1 Satz 1 geregelt 
werden. 

SIEBENTER TEIL 

Wertausgleich 

A. Grundsatz 

§ 201 

(1) Ist für ein Grundstück eine Baunutz-
barkeit (§ 14 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b) neu 
zugelassen, erweitert, entzogen oder be-
schränkt worden, so ist ein Wertausgleich 
vorzunehmen. Das gleiche gilt, wenn in 
§ 205 bezeichnete Aufschließungsmaßnah-
men durchgeführt worden sind oder weg

-

fallen. 
(2) Der Wertausgleich besteht in einer 

Geldzahlung des Eigentümers an die Ge-
meinde (Wertausgleich durch Abschöpfung) 
oder der Gemeinde an den Eigentümer 
(Wertausgleich durch Vergütung). 
(3) Ist das Grundstück mit einem Erbbau-

recht belastet, das auf eine Dauer von min-
destens 50 Jahren bestellt ist, so tritt an die 
Stelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte. 

§ 202 

Wertausgleich und Umlegung 

(1) Der Wertausgleich nach § 201 Abs. 1 
unterbleibt, wenn eine der dort aufgeführ-
ten Maßnahmen ausschließlich ein Gebiet be

-

trifft, für das ein Umlegungsbeschluß besteht 
oder nach Auskunft der Umlegungsstelle bin-
nen sechs Monaten ergehen wird. 
(2) Berührt eine dieser Maßnahmen Teile 

eines oder mehrerer Umlegungsgebiete, so 
wird der Wertausgleich nach S 201 Abs. 1 
für jedes Umlegungsgebiet insgesamt durch 
Bescheid gegenüber der Umlegungsstelle fest-
gesetzt. Diese gilt als betroffener Eigentümer. 
Die Eigentümer der von der Umlegung be-
troffenen Grundstücke gelten als Beteiligte. 
Zur Deckung dieses Betrages erhebt die Um-
legungsstelle von den Eigentümern der zu-
gewiesenen Grundstücke zusätzliche Beiträge, 
die als Geldleistungen gemäß §§ 50 und 51 
zu behandeln sind. 

B. Gegenstand des Wertausgleichs 

§ 203 

Wertausgleich durch Abschöpfung bei 
Zulassung neuer oder erweiteter Bau

-

nutzbarkeit 

Ein Wertausgleich wird durch die Ge-
meinde vom Eigentümer erhoben, wenn 
durch Bebauungsplan, durch eine Baugeneh-
migung außerhalb des Geltungsbereichs eines 
Bebauungsplans oder durch unbefristete Be-
freiung innerhalb oder außerhalb des Gel-
tungsbereichs eines Bebauungsplans 
1. Grundstücke, für die bisher eine Baunutz-
barkeit nicht bestand, eine solche erhalten, 

2. Grundstücke eine erweiterte Baunutzbar-
keit erhalten. 

§ 204 

Wertausgleich durch Vergütung bei 
Minderung der Baunutzbarkeit 

(1) Ein Wertausgleich wird durch die Ge-
meinde den Eigentümern gewährt, wenn 
eine Baunutzbarkeit, die bis dahin bestand, 
durch Bebauungsplan beschränkt oder ent

-

zogen wird. 
(2) Entfällt eine Befreiung, die zur Zah-

lung eines Wertausgleichs geführt hat, so 
wird der früher für die Befreiung geleistete 
Wertausgleich vergütet. 

§ 205 

Anlage von Aufschließungsmaßnahmen 

(1) Ein Wertausgleich wird durch die Ge-
meinde auf Grund besonderer Satzung von 



den Eigentümern bei folgenden Erschließungs-
und ähnlichen Maßnahmen (Aufschließungs-
maßnahmen) erhoben, soweit im Zusam-
menhang damit Grundstückswerte steigen: 

1. Anlage von öffentlichen Wegen und 
Straßen, 

2. Anlage von Be- und Entwässerungsleitun-
gen und Versorgungsleitungen, 

3. Anlage von öffentlichen Grünflächen, Sport-
flächen und Dauerkleingartengebieten, die 
in Bauleitplänen ausgewiesen sind und Aus-
weisung von Naturschutzgebieten und son-
stigen geschützten Landschaftsteilen (§§ 4 
und 5 des Naturschutzgesetzes vom 26. Juni 
1935 — Reichsgesezbl. I S. 821 —), 

4. Anlage von Bundesfernfraßen, von dem 
öffentlichen Verkehr dienenden Wasser-
straßen, Häfen, Eisenbahnen, Schnell-
bahnen, öffentlichen Kleinbahnen, Berg-
bahnen und Bahnhöfen, 

5. Anlage von Straßenbahnen, Untergrund-
bahnen, Seil- und Schwebebahnen sowie 
Eröffnung eines öffentlichen Obusverkehrs, 

6. Anlagen zum Schutz gegen Naturgewalten. 

(2) Auf den Wertausgleich sind die Kosten 
der Maßnahmen insoweit anzurechnen, als 
sie vom Grundeigentümer getragen werden. 

§ 206 

Wegfall von Aufschließungsmaßnahmen 

(1) Ein Wertausgleich wird den Eigen-
tümern durch die Gemeinde auf Grund be-
sonderer Satzung gewährt, wenn die in 5 205 
bezeichneten Anlagen für die Dauer aufge-
hoben oder gesperrt werden oder wenn ihr 
Betrieb für die Dauer eingestellt wird und 
im Zusammenhange damit Grundstücks-
werte sinken. Dies gilt nicht, soweit dafür 
Einrichtungen geschaffen werden, die einen 
angemessenen Ersatz darstellen. 

(2) Vorschriften, nach denen bei der Ein-
ziehung von Straßen eine Entschädigung zu 
gewähren ist, bleiben unberührt. 

§ 207 

Bagatellfälle 

Die Gemeinde kann in den Fällen der 
§§ 205, 206 mit Zustimmung der höheren 
Baubehörde von der Vornahme des Wert-
ausgleichs absehen, wenn sich Wertänderun-
gen nur bei Grundstücken mit insgesamt 
nicht mehr als 5000 qm Grundfläche zeigen. 

C. Ermittlung des Wertausgleichs 

§  208 
Grundsatz 

(1) Die Höhe des Wertausgleichs wird er-
mittelt, indem die Ausgangszahl (§ 214) mit 
der Endzahl (§§ 215, 216) verglichen wird. 
Der Unterschied beider Zahlen bezeichnet 
den Ausgleichsbetrag in Deutscher Mark. 

(2) Zur Ermittlung der Ausgangs- und 
Endzahlen dienen Zonenzahlen. 

§ 209 

Wertzonen 

(1) Aus dem Gemeindegebiet werden durch 
Satzung Wertzonen gebildet. 

(2) Bestehen wesentliche Unterschiede der 
Bodenwerte von Grundstücken gleicher 
Nutzbarkeit je nach ihrer Lage in der Ge-
meinde, so wird das Gemeindegebiet in 
Wertzonen eingeteilt, und zwar derart, daß 
in jeder von ihnen sich die Bodenwerte, ab-
gesehen von den verschiedenen Nutzbarkei-
ten, nicht wesentlich unterscheiden. 

(3) Unterscheiden sich die Bodenwerte im 
ganzen Gemeindegebiet, abgesehen von den 
verschiedenen Nutzbarkeiten der Grund-
stücke, nicht wesentlich, so gilt das Ge-
meindegebiet als eine Wertzone. 

§ 210 

Wertzonenkarte, Zonenzahlen 

(1) Die Wertzonen werden in eine Karte 
(Wertzonenkarte) eingetragen. 

(2) Für jede Wertzone werden für die in 
ihr zugelassenen Nutzbarkeiten in der Satzung 
Zonenzahlen festgesetzt, die einen Pausch-
wert je Quadratmeter bezeichnen. Sie wer-
den nach Nutzbarkeiten gestaffelt. 

§ 211 

Festsetzung der Zonenzahlen 

(1) Bei der Festsetzung der Zonenzahlen 
ist von den Verkehrswerten auszugehen. 

(2) Für Baugrundstücke sind Verkehrs-
werte von Grundstücken üblicher Form, 
Größe und Beschaffenheit zugrunde zu legen. 
Die Schätzgutachten für Grundstücke inner-
halb der Wertzone und die gezahlten Preise 



sind zu berücksichtigen. Vorhandene Bepflan-
zung, Bebauung oder andere Anlagen blei-
ben außer Betracht. 

(3) Bei Grundstücken, für die eine Bau-
nutzbarkeit nicht besteht, bleiben Wert-
steigerungen außer Betracht, die durch Er-
wartung einer künftigen Baunutzbarkeit ent-
standen sind. 

(4) Erschließungskosten, die vom Anlieger 
zu zahlen sind, bleiben außer Ansatz. Sie 
können berücksichtigt werden, wenn die 
Grundstücke erschlossen sind. § 205 Abs. 2 
bleibt unberührt. 

§ 212 

Änderung der Zonenzahlen 

(1) Die Gemeinde hat in Zeitabständen 
von fünf Jahren unter Beteiligung des Gut-
achterausschusses (§ 225) zu überprüfen, ob 
die Grenzen der Wertzonen nach den Grund-
sätzen des § 209 Abs. 1 verändert werden 
müssen oder die Verkehrswerte sich um mehr 
als 10 vom Hundert gegenüber der letzten 
Festsetzung geändert haben. Ist dies der Fall, 
so ist die Satzung entsprechend zu ändern. 

(2) Ein Wertausgleich wird im Falle des 
Absatzes 1 nicht vorgenommen. 

§ 213 

Zu- und Abschläge 

(1) Durch Satzung wird bestimmt, inwie-
weit zu den Zonenzahlen Zu- und Abschläge 
treten, insbesondere 

1. für Hinterland, wobei bestimmt wird, 
welche Grundstücksteile als Hinterland 
gelten, 

2. für Eckgrundstücke, wobei bestimmt wird, 
inwieweit ein Grundstück als Eckgrund-
stück gilt, 

3. für Grundstücke in bevorzugter oder be-
nachteiligter Lage, wobei bestimmt werden 
kann, welche Grundstücke als solche gelten 
sollen, 

4. für ungünstig oder besonders günstig ge-
formte Grundstücke, 

5. für Grundstücke, deren Bebauung außer-
gewöhnlich schwierig ist, 

6. für Grundstücke am Rande der Wertzone; 
hierbei dürfen 50 vom Hundert des Un-
terschieds zwischen den entsprechenden 
Zonenzahlen der Nachbarwertzonen nicht 
überschritten werden. 

(2) Für Grundstücke ohne Baunutzbarkeit 
können Wertunterschiede, die sich aus den 
Bodengütegruppen ergeben, durch Zu- und 
Abschläge berücksichtigt werden. 

(3) Zu- und Abschläge können auch bei 
Grundstücksteilen vorgenommen werden, 
wenn die sie begründenden Verhältnisse nur 
für Teile des Grundstücks zutreffen. 

§ 214 

Ausgangszahl 

Die Ausgangszahl ergibt sich aus der 
Zonenzahl unter Berücksichtigung der Zu 
und Abschläge, indem die Größe des Grund-
stücks oder des Grundstücksteils (§ 213 
Abs. 3), ausgedrückt in Quadratmetern, mit 
dieser Zonenzahl vervielfacht wird. 

§ 215 

Endzahl 

(1) In den Fällen der §§ 203, 204 ist End-
zahl die Zahl, die sich aus der Zonenzahl der 
neuen Baunutzbarkeit ergibt. § 214 gilt ent-
sprechend. 

(2) Ist eine Zonenzahl für die neue Bau-
nutzbarkeit nicht vorhanden, entspricht aber 
die neue Baunutzbarkeit annähernd einer 
Baunutzbarkeit, für die eine Zonenzahl vor-
handen ist, so ist diese Zonenzahl zu ver-
wenden. 

(3) Enthält die Wertzone keine Zonenzahl 
für die neue Baunutzbarkeit und kann eine 
solche auch nach Absatz 2 nicht ermittelt 
werden, so wird die Zonenzahl einer Wert-
zone entnommen, deren Baunutzbarkeiten, 
Aufschließung und Lage der neuen Baunutz-
barkeit hinreichend nahekommen. 

(4) Ist eine solche Wertzone in der Ge-
meinde nicht vorhanden, so werden die für 
die Ermittlung der Endzahlen maßgebenden 
Zonenzahlen durch Satzung neu festgesetzt. 

(5) Für den Vergleich der Baunutzbarkei-
ten kann auch die kubische Ausnutzbarkeit 
herangezogen werden. 

§ 216 

Endzahl bei Aufschließungsmaßnahmen 

(1) Nach Durchführung oder Wegfall von 
in § 205 bezeichneten Aufschließungsmaß-
nahmen hat die Gemeinde zu prüfen, ob sich 
im Zusammenhang mit ihnen Grundstücks-
werte verändert haben. Ergibt sich, daß keine 



nennenswerte Veränderung eingetreten ist, 
so ist dies durch Beschluß festzustellen. Der 
Beschluß ist der höheren Baubehörde vor-
zulegen. 

(2) Haben sich Grundstückswerte ent-
sprechend verändert, so wird die Endzahl 
auf Grund von Wertzonen und Zonenzahlen 
ermittelt, die in einer besonderen Satzung 
festgesetzt werden. 

(3) Die Satzung gemäß Absatz 2 entfällt, 
wenn voraussichtlich infolge der Anrechnung 
nach § 205 Abs. 2 ein Wertausgleich nicht zu 
zahlen ist. Absatz 1 Satz 3 ist entsprechend 
anzuwenden. 

D. Festsetzung und Zahlung 

§ 217 

Schuldner oder Gläubiger des Wert

-

ausgleichs, Haftung des Grundstücks 

(1) Schuldner des Wertausgleichs durch 
Abschöpfung ist der jeweilige Eigentümer, 
Miteigentümer haften als Gesamtschuldner. 

(2) Gläubiger des Wertausgleichs durch 
Vergütung ist der jeweilige Eigentümer. 
Miteigentümer nach Bruchteilen sind Gläubi-
ger je für ihren Bruchteil, Miteigentümer zur 
gesamten Hand sind Gesamthandgläubiger. 

(3) Der Wertausgleich durch Abschöpfung 
ruht als öffentliche Last auf dem Grund -

stück, im Falle des § 201 Abs. 3 auf dem 
Erbbaurecht. 

§ 218 

Festsetzung 

(1) Die Gemeinde hat den Wertausgleich 
festzusetzen, sobald die Voraussetzungen ge-
geben sind. Die Festsetzung bedarf der 
Schriftform. 

(2) Der Anspruch auf den Wertausgleich 
entsteht mit Unanfechtbarkeit des Fest-
setzungsbescheides. 

§ 219 

Fälligkeit und Zahlung des Wertausgleichs 
durch Abschöpfung 

(1) Der Wertausgleich durch Abschöpfung 
wird als Kapitalbetrag fällig 

1. im Falle des § 203, sobald die neue Bau-
nutzbarkeit des Grundstücks ganz oder 
zum Teil ausgenutzt ist, 

2. im Falle des § 205, sobald auf dem Grund-
stück ein Bau ganz oder teilweise neu er-
richtet, erweitert oder das Grundstück an 
die Anlage angeschlossen ist. Bauten, die 
einer Genehmigung nicht bedürfen, und 
die Errichtung von Kleingartenlauben und 
-ställen lösen die Fälligkeit des Wertaus-
gleichs nicht aus. 
(2) Vom Quartalsersten ab, der auf den 

Empfang des Festsetzungsbescheides folgt, 
bis zum Eintritt der Fälligkeit ist der Aus-
gleichsbetrag mit 5 vom Hundert Jahreszins 
in halbjährlichen Teilbeträgen am 1. Januar 
und 1. Juli jedes Jahres zu verzinsen. 

(3) Der Schuldner ist berechtigt, vor Fäl-
ligkeit jederzeit den Ausgleichsbetrag oder 
Beträge, die durch 50 Deutsche Mark teilbar 
sind, zu zahlen. Zahlt der Schuldner den 
Ausgleichsbetrag vor Fälligkeit und inner-
halb von drei Monaten nach Unanfechtbar-
keit des Festsetzungsbescheides, so mindert 
sich der Wertausgleich um 20 vom Hundert. 

(4) Die Gemeinde kann nach Eintritt der 
Fälligkeit auf Antrag des Schuldners den 
Wertausgleichsbetrag durch Bescheid in eine 
Schuld umwandeln, die in höchstens zehn 
Jahresleistungen zu entrichten ist. Darin 
sind Höhe und Zeitpunkt der Fälligkeit der 
Jahresleistungen zu bestimmen. Der jewei-
lige Festbetrag ist mit 5 vom Hundert jähr-
lich zu verzinsen. Die Jahresleistungen stehen 
wiederkehrenden Leistungen im Sinne des 
§ 10 Abs. 1 Nr. 3 des Zwangsversteigerungs-
gesetzes gleich. 

§ 220 

Befreiung von Zinsleistungen 

(1) Der Eigentümer ist von der Zinslei-
stung (§ 219 Abs. 2) befreit, wenn und so-
lange er der Gemeinde oder einem von dieser 
zu benennenden Dritten das Grundstück 
durch gerichtliches oder notarielles Angebot 
anbietet. Der Eigentümer kann das Angebot 
mit einer Frist von einem Monat auf den 
kommenden Monatsersten widerrufen. 

(2) Das Grundstück muß zu einem Preis 
angeboten werden, der den von der Schätz-
stelle ermittelten Verkehrswert nicht über-
steigt. Das Angebot darf keine Bedingungen 
enthalten, die den im gewöhnlichen Geschäfts-
verkehr erzielbaren Preis des Grundstücks zu 
senken geeignet sind. 

(3) Die Befreiung endet, sobald das An-
gebot rechtswirksam angenommen wird oder 
durch Widerruf oder Fristablauf erlischt. 



§ 221 

Stundung des Wertausgleichs 

Solange ein Eigentümer die Baunutzbarkeit 
seines Grundstücks nicht voll ausnutzt und 
dies im Einzelfall städtebaulich angebracht ist, 
kann der Wertausgleich mit Genehmigung der 
Baubehörde ganz oder zu einem angemessenen 
Teil zinslos gestundet werden. 

§ 222 

Zahlung des Wertausgleichs durch Vergütung 

(1) Der Anspruch auf den Wertausgleich 
durch Vergütung wird mit seiner Entstehung 
fällig. 

(2) Für Grundstücke, deren ausgenutzte 
Baunutzbarkeit beschränkt wird, ruht der An-
spruch, solange die tatsächliche bauliche Aus-
nutzung des Grundstücks die neue Baunutz-
barkeit übersteigt. 

(3) Die Gemeinde ist berechtigt, den Wert-
ausgleich in zehn gleichen, jeweils am 1. Ja-
nuar zahlbaren Jahresraten zu entrichten. In 
diesem Falle hat sie die jeweilige Restvergü-
tung mit 5 vom Hundert Jahreszins in halb-
jährlichen Teilbeträgen am 1. Januar und 
1. Juli jedes Jahres zu verzinsen. 

§ 223 

Wertausgleichsbescheinigung 

(1) Die Gemeinde ist verpflichtet, dem 
Eigentümer auf Verlangen eine Bescheinigung 
darüber auszustellen, ob für sein Grundstück 
ein Wertausgleich festgesetzt ist. Die Beschei-
nigung soll Angaben enthalten über Fest-
setzung, Anfechtbarkeit, Höhe, Fälligkeit, 
Stundung, Verrentung, Verzinsung und Stand 
der Erfüllung des Wertausgleichs. 

(2) Zugunsten des Eigentümers sowie des-
jenigen, der durch Rechtsgeschäft ein Recht 
an dem Grundstück erwirbt, gilt diese Be-
scheinigung als richtig. 

§ 224 

Eintragung im Baulastenbuch 

Festsetzung, Verrentung und Erlöschen des 
Wertausgleichs sind im Baulastenbuch zu ver-
merken. 

E. Satzungen 

§ 225 

Verfahren 

(1) Die den Wertausgleich betreffenden 
Satzungen (§§ 209, 212, 213, 215 Abs. 4, 216 
Abs. 2) werden durch die Gemeinde nach An-
hörung eines Gutachterausschusses erlassen, 
dem angehören sollen 

1. der Leiter der Gemeindeverwaltung als 
Vorsitzender, 

2. der Vorsitzende der Schätzstelle oder sein 
Vertreter, 

3. zwei von dem Vorsitzenden der Schätz-
stelle bestimmte Schätzer, von denen nur 
einer Beamter oder Angestellter der Ge-
meinde sein darf, 

4. der Vorsteher des Finanzamtes, das die 
Einheitswerte für Grundstücke in der Ge-
meinde festsetzt, oder ein von ihm be-
stimmter Beamter des Finanzamtes, 

5. ein von der Industrie- und Handelskam-
mer vorgeschlagener Grundstücksmakler, 

6. zwei vom Leiter der Gemeindeverwaltung 
bestimmte Angehörige des öffentlichen 
Dienstes mit Erfahrungen im Grundstücks-
verkehr oder Planungswesen, 

7. ein von der Baubehörde bestellter Bau-
sachverständiger. 

§ 226 

Genehmigung 

Satzungen bedürfen der Genehmigung 
durch die höhere Baubehörde. Bei der Vor-
lage zur Genehmigung ist ein Bericht des Gut-
achterausschusses beizufügen, der die Ansicht 
der Mehrheit des Ausschusses darlegt. Die 
Meinung einer Minderheit ist darzulegen, 
wenn diese mindestens ein Viertel der Mit-
glieder umfaßt. 

§ 227 

Befugnis der Aufsichtsbehörde 

(1) Die höhere Baubehörde kann an Stelle 
der Gemeinde eine Satzung erlassen, wenn 
eine Gemeinde 
1. die erste Satzung gemäß §§ 209, 213 nicht 
binnen eines Jahres nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes, 

2. weitere erforderliche Satzungen gemäß 
§§ 212, 215 Abs. 4, 216 Abs. 2 nicht bin- 



nen eines halben Jahres nach Aufforde-
rung durch die höhere Baubehörde 

beschlossen und zur Genehmigung vorgelegt 
hat. 

(2) Das gleiche gilt, wenn nach Verweige-
rung der Genehmigung eine neue Satzung 
nicht binnen eines weiteren halben Jahres zur 
Genehmigung vorgelegt oder die vorgelegte 
wiederum nicht genehmigt wird. 

(3) Die höhere Baubehörde soll die Ge-
meinde zur Durchführung des Wertausgleichs

-

verfahrens anhalten, wenn diese die Fest-
setzung, Einziehung oder Zahlung des Wert-
ausgleichs verzögert. 

F. Zweckbindung des Wertausgleichs 

§ 228 
Das Aufkommen aus dem Wertausgleich 

durch Abschöpfung muß von der Gemeinde 
verwandt werden 

1. für den Wertausgleich durch Vergütung, 

2. für Erschließungsmaßnahmen im Sinne 
der §§ 137 ff. 

G. Übergangsvorschriften 

§ 229 
Stichtag 

Der Wertausgleich nach diesem Gesetz fin-
det statt, soweit die den Wertausgleich be-
gründenden Maßnahmen nach dem 17. Ok-
tober 1936 (Stichtag) getroffen sind, es sei 
denn, daß in den §§ 230 bis 233 etwas ande-
res bestimmt ist. 

§ 230 

Wertausgleich durch Abschöpfung 

Ein Wertausgleich durch Abschöpfung 
unterbleibt insoweit, als in der Zeit vom 
Stichtag bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes 

1. eine Baunutzbarkeit rechtlich zugelassen 
und 

a) ausgenutzt worden ist oder 
b) bei einem Eigentumswechsel des 

Grundstücks oder bei Bestellung eines 
Erbbaurechts zu einer Erhöhung des 
Entgelts geführt hat; 

2. eine der in § 205 Abs. 1 bezeichneten Auf-
schließungsmaßnahmen durchgeführt wor-
den ist und 

a) der Eigentümer das Grundstück an die 
Anlage angeschlossen oder mit Rück-
sicht auf die Maßnahmen in seinem 
baulichen Bestand verändert hat, oder 

b) die Maßnahmen bei einem Eigentums-
wechsel des Grundstücks oder bei Be-
stellung eines Erbbaurechts zu einer 
Erhöhung des Entgelts geführt haben. 

Vorschriften, nach denen die Gemeinde zur 
Erhebung von Beiträgen berechtigt ist, blei-
ben unberührt. 

§ 231 

Grundstücke ohne Baunutzbarkeit 

(1) Für die Zeit vom Stichtag bis zum In-
krafttreten dieses Gesetzes gelten als Grund-
stücke, für die bis dahin eine Baunutzbarkeit 
nicht bestand (§ 203 Abs. 1 Nr. 1), auch solche 
Grundstücke, für deren Baunutzbarkeit in 
förmlich festgesetzten städtebaulichen Plänen 
oder örtlichen baurechtlichen Vorschriften 
Festsetzungen nicht bestanden. 

(2) Bei Grundstücken innerhalb der im Zu-
sammenhang bebauten Ortsteile gilt jedoch als 
Baunutzbarkeit Art und Maß der ortsüblichen 
Baunutzung. 

§ 232 

Wertausgleich durch Vergütung 

Ein Wertausgleich durch Vergütung unter-
bleibt insoweit, als in der Zeit vom Stichtag 
bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes 

1. eine zugelassene Baunutzbarkeit entzogen 
oder beschränkt wurde, die nicht ausge-
nutzt worden ist. Dies gilt insoweit nicht, 
als die frühere Baunutzbarkeit innerhalb 
dieser Zeit bei einem Eigentumswechsel 
des Grundstücks oder bei Bestellung eines 
Erbbaurechts zu einer Erhöhung des Ent-
gelts geführt hat; 

2. eine der in § 205 Abs. 1 bezeichneten Auf-
schließungsnaßnahmen ersatzlos wegge-
fallen ist und diese Maßnahme weder für 
die tatsächliche Nutzung des Grundstücks 
von Bedeutung war noch bei einem 
Eigentumswechsel des Grundstücks oder 
bei Bestellung eines Erbbaurechts zu einer 
Erhöhung des Entgelts geführt hat. 



§ 233 

Beschränkung der Baunutzbarkeit 
aus Gründen des allgemeinen Wohls 

(1) Ein Wertausgleich unterbleibt, wenn 
eine Baunutzbarkeit, die sich mit den Anfor-
derungen der öffentlichen Ordnung, Gesund-
heit oder Sicherheit als unvereinbar erweist, 
bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes aus die-
sen Gründen beschränkt oder entzogen ist. 

(2) Die Vorschrift des Absatzes 1 findet 
keine Anwendung, wenn die Baunutzbarkeit 
eines Grundstücks beschränkt wird, um die 
Baunutzbarkeit der umgebenden Grundstücke 
vertretbar zu machen. 

§ 234 
Erstmalige Ermittlung der Zonenzahlen 

(1) Für die erstmalige Ermittlung der Zo-
nenzahlen werden an Stelle der in § 211 be-
zeichneten Werte die Preise am Stichtag zu-
grunde gelegt. Bei Grundstücken ohne Bau-
nutzbarkeit sind am Stichtag vorhandene 
Wertsteigerungen zu berücksichtigen, die 
durch Erwartung einer künftigen Baunutzbar-
keit entstanden sind. 

(2) Zu den Preisen kann ein Zuschlag oder 
Abschlag treten, soweit dies bei Berücksich-
tigung der durchschnittlichen Entwicklung 
der Grundstückspreise in der Gemeinde seit 
dem Stichtag angemessen ist. 

ACHTER TEIL 

Bauliches Nachbarrecht 
§ 235 

Errichtung von Nachbarmauern 

Ist nach den baurechtlichen Vorschriften 
eine gemeinsame Mauer (Nachbarmauer) auf 
der Grenze zwischen zwei Bauplätzen zuläs-
sig, so ist der zuerst Bauende berechtigt, die 
Mauer so auf die Grenze zu stellen, daß die 
Grenzlinie durch die Mitte der Mauer (halb-
scheidig) verläuft. 

§ 236 

Anbau an Nachbarmauern 

(1) Der Nachbar ist berechtigt, eine halb-
scheidige oder unmittelbar an die Grenze ge-
setzte Nachbarmauer durch Anbau baulich 
zu nutzen. Er hat in diesem Fall dem Eigen-
tümer des anderen Grundstücks eine Ver-
gütung in Geld zu gewähren, die dem halben 

Wert der benutzten Fläche der Nachbar-
mauer entspricht. Für die Bemessung der 
Vergütung und für ihre Fälligkeit ist der 
Zeitpunkt der Rohbauabnahme maßgebend. 
Der Eigentümer des zuerst bebauten Grund-
stücks kann Sicherheitsleistung verlangen, so-
bald die Baugenehmigung für den Anbau er-
teilt ist. Macht er von diesem Recht Ge-
brauch, so darf mit dem Anbau erst nach 
Sicherheitsleistung begonnen werden. 

(2) Hat der Eigentümer des zuerst bebau-
ten Grundstücks vor Erteilung der Geneh-
migung zur Bebauung des benachbarten 
Grundstücks die Möglichkeit zum Anbau 
ganz oder teilweise beseitigt, so hat er dem 
Nachbarn den Schaden zu ersetzen, den die-
ser durch sein Vertrauen auf die Anbaumög-
lichkeit erlitten hat. Er hat ihm ferner eine 
Vergütung für die Dauer der Nutzung des 
überbauten Grundstücksteils zu gewähren. 

(3) Ist dem Nachbarn die Baugenehmigung 
für den Anbau erteilt worden, so gilt § 922 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend. 
Der Anbauende wird im Zeitpunkt der 
Rohbauabnahme Eigentümer des auf seinem 
Grundstück bestehenden Teiles der Nachbar-
mauer. 

§ 237 

Erhöhung der Nachbarmauer 

(1) Eine Nachbarmauer kann von jedem 
Nachbarn auf eigene Kosten erhöht werden. 
Verbreiterungen, Verstärkungen oder son-
stige der Erhöhung dienende Zusatzarbeiten 
dürfen nur auf der Seite des Nachbarn vor-
genommen werden, der die Mauer erhöht. 

(2) Der Nachbar ist berechtigt, die er-
höhte Mauer baulich zu nutzen. 

§ 238 

Einseitiger Grenzbau 

Darf nach den baurechtlichen Vorschriften 
nur auf einer Seite unmittelbar an die Grenze 
gebaut werden, so muß der Eigentümer des 
Nachbargrundstücks dulden, daß ihn nicht 
unangemessen beeinträchtigende Bauteile in 
seinen Luftraum übergreifen. Dies gilt nicht 
für Bauteile, die zur Vergrößerung der 
Nutzfläche dienen. 

§ 239 
Gründungstiefe 

Darf nach dem Bebauungsplan oder sonsti-
gen baurechtlichen Vorschriften auf oder an 



der Grenze gebaut werden, so kann der 
Nachbar bis zur Erteilung der Baugenehmi-
gung von dem Eigentümer des zur Bebauung 
vorgesehenen Grundstücks verlangen, daß 
dieser die Gründung tiefer legt, wenn er die 
durch sein Verlangen entstehenden Mehr-
kosten oder nach Wahl des Eigentümers des 
bebauten Grundstücks den Mehraufwand an 
Material und Kosten erstattet. Der Nachbar 
ist auf Verlangen des Eigentümers des bebau-
ten Grundstücks zur Vorleistung verpflich-
tet. Die bei der Ausnützung der tieferen 
Gründung erzielten Vorteile sind von dem 
Erstattungsbetrag abzusetzen oder zurückzu-
gewähren. 

§ 240 

Traufrecht 

Der Eigentümer hat die auf seinem 
Grundstück befindlichen baulichen Anlagen 
so einzurichten, daß kein Wasser auf das 
Nachbargrundstück geleitet wird. 

§ 241 

Hammerschlags- und Leiterrecht 

(1) Kann eine bauliche Anlage nicht oder 
nur mit erheblichen Aufwendungen errich-
tet, ausgebessert oder unterhalten werden, 
ohne daß das Nachbargrundstück betreten 
wird und daß dort Gerüste oder Gerätschaf-
ten aufgestellt werden, so muß der Eigen-
tümer diese Maßnahmen dulden, soweit sie 
für ihn zumutbar sind. 

(2) Die Absicht, das fremde Grundstück zu 
benutzen, ist dem Eigentümer und dem un-
mittelbaren Besitzer acht Tage vor Beginn 
der Benutzung anzuzeigen. Als Eigentümer 
gilt der im Grundbuch Eingetragene, es sei 
denn, daß der Anzeigende den wirklichen 
Eigentümer kennt. Widerspricht der Emp-
fänger der Anzeige bis zu Beginn der Arbei-
ten nicht, so gilt das als Genehmigung. 

(3) Ein dem Duldungspflichtigen durch die 
Benutzung entstandener Schaden ist zu er-
setzen. Vom Augenblick der Anzeige an 
kann der Duldungspflichtige Sicherheitslei-
stung in Höhe des voraussichtlich entstehen-
den Schadens verlangen. 

§ 242 

Duldung von Leitungen 

(1) Wenn die Verlegung einer für die 
Nutzung eines Grundstücks notwendigen 
Leitung ohne Benutzung eines fremden 

Grundstücks nicht oder nur unter erheb-
lichen Aufwendungen oder nur in technisch 
unvertretbarer Weise möglich ist, kann die 
Gemeinde dem Eigentümer des fremden 
Grundstücks zugunsten des Eigentümers des 
Grundstücks, für das die Leitung notwendig 
ist, die Verpflichtung auferlegen, die Be-
nutzung seines Grundstücks zu dulden, soweit 
dies dem Eigentümer des fremden Grund-
stücks zuzumuten ist. Die Gemeinde hat den 
Eigentümer vor ihrer Entscheidung zu 
hören. Überbaute Teile oder solche Teile 
eines fremden Grundstücks, deren Über-
bauung nach den baurechtlichen Vorschriften 
zulässig ist, dürfen für eine unterirdische Ver-
legung nicht in Anspruch genommen werden. 

(2) Ergeben sich nach Verlegung der Lei-
tung unzumutbare Beeinträchtigungen, so 
kann die Gemeinde auf Antrag des duldungs

-

pflichtigen Eigentümers anordnen, daß der 
Begünstigte die Leitung umlegt oder sonstige 
Vorkehrungen trifft, die die Beeinträchti-
gung mindern oder beseitigen. 

(3) Dem Duldungspflichtigen ist der durch 
Maßnahmen oder durch die Anlage ent-
stehende Schaden von dem begünstigten 
Eigentümer zu ersetzen. Der Schaden ist 
zwischen den Eigentümern der begünstigten 
Grundstücke zu gleichen Teilen zu teilen. 
Einen Schaden, der durch einen Leitungsteil 
herbeigeführt wird, der auch dem Grund-
stück des duldungspflichtigen Eigentümers 
dient, hat er anteilig mit zu tragen. 

§ 243 

Lichtrecht 

Der Eigentümer eines Grundstücks kann 
verlangen, daß seinem Grundstück durch 
Anlagen oder Anpflanzungen auf dem Nach-
bargrundstück nicht in unzumutbarer Weise 
Licht und Luft abgeschnitten wird. Das Maß 
des Zumutbaren wird hinsichtlich der bau-
lichen Anlagen grundsätzlich durch die Bau-
ordnung bestimmt. 

Dem Eigentümer bleibt der Nachweis vor-
behalten, daß wegen der besonderen Beschaf-
fenheit seines Grundstücks das von der Bau-
ordnung als zulässig Erklärte im Einzelfall 
unzumutbar ist. 

§ 244 

Vereinbartes Nachbarrecht 

Von den Vorschriften des Achten Teiles 
dieses Gesetzes abweichende Vereinbarungen 



werden erst mit Genehmigung der Bau-
behörde wirksam. 

NEUNTER TEIL 

Baulasten 

§ 245 

Baulastenbuch 

(1) Das Baulastenbuch wird von der Ge-
meinde geführt. Es enthält Baulasten (§ 246) 
und Bauvermerke (§ 247). 

(2) Eintragungen und Löschungen ordnet 
die Baubehörde an. 

§ 246 

Baulasten 

(1) Baulasten sind öffentlich-rechtliche Ver-
pflichtungen des jeweiligen Eigentümers 
gegenüber der Baubehörde zu einem sein 
Grundstück betreffenden baurechtlich bedeut-
samen Handeln, Dulden oder Unterlassen, die 
sich nicht schon aus baurechtlichen Vorschrif-
ten ergeben, sondern ausschließlich durch Wil-
lenserklärung des Eigentümers übernommen 
werden. Die Willenserklärung bedarf der 
Schriftform; die Unterschrift muß öffentlich 
beglaubigt, vor der Baubehörde vollzogen 
oder von ihr anerkannt werden. Die Gültig-
keit der Erklärung richtet sich nach den bür-
gerlich-rechtlichen Vorschriften über Willens-
erklärungen. 

(2) Die Übernahme einer Baulast bedarf 
der Zustimmung derer, für die an dem zu be-
lastenden Grundstück im Grundbuch ein Recht 
eingetragen ist. Die Vorschriften des Absatzes 
1 Satz 2 und 3 gelten entsprechend. Der Zu-
stimmung bedarf es nicht, wenn die Baube-
hörde bescheinigt, daß die Baulast das einge-
tragene Recht nicht beeinträchtigt. 

(3) Eine von dem Eigentümer rechtswirk-
sam übernommene Baulast wird durch die 
Eintragung in das Baulastenbuch für jeden 
Rechtsnachfolger des Eigentümers wirksam. 

(4) Ist das Bestehen oder der Inhalt einer 
Baulast streitig, so entscheidet hierüber die 
Baubehörde. Eine Baulast, deren Nichtbe-
stehen unanfechtbar festgestellt ist, wird von 
Amts wegen gelöscht. 

(5) Eine Baulast ist auf Antrag des Eigen-
tümers des belasteten Grundstücks oder von 

Amts wegen zu löschen, wenn die Baubehörde 
sie als entbehrlich ansieht und der Eigentümer 
des durch die Baulast begünstigten Grund-
stücks mit Zustimmung der nach Absatz 2 
Satz 1 an dem belasteten und an dem begün-
stigten Grundstück Berechtigten einverstanden 
ist. Die Vorschrift des Absatzes 2 Satz 3 gilt 
entsprechend. 

§ 247 

Bauvermerke 

(1) Bauvermerke sind Eintragungen be-
stehender öffentlich-rechtlicher Berechtigun-
gen oder Verpflichtungen des jeweiligen 
Eigentümers, die auf baurechtlichen Vor-
schriften beruhen und auf Geldleistungen 
oder auf ein sein Grundstück betreffendes 
baurechtlich bedeutsames Handeln, Dulden 
oder Unterlassen gerichtet sind. 

(2) Ein Bauvermerk ist in das Baulasten

-

buch eingetragen, wenn die Berechtigungen 
und die Verpflichtungen unanfechtbar gewor-
den sind und die Eintragung 
1. von dem Eigentümer oder von der Ge-

meinde beantragt wird oder 

2. im öffentlichen Interesse erforderlich ist 
oder 

3. in diesem Gesetz oder in sonstigen bau-
rechtlichen Vorschriften vorgesehen ist. 

Die Eintragung hat keine rechtsbegründende 
Wirkung. 

(3) Ein Bauvermerk ist auf Antrag oder 
von Amts wegen zu löschen, wenn die be-
stehenden Berechtigungen und Verpflichtun-
gen weggefallen sind oder ihr Nichtbestehen 
unanfechtbar festgestellt ist. 

§ 248 

Einrichtung und Führung des Baulastenbuches 

(1) Jedes Grundstück erhält, wenn erst-
malig eine Baulast (§ 246) oder ein Bauver-
merk (§ 247) eingetragen wird, ein besonderes 
Blatt (Baulastenblatt). 

(2) Wer ein berechtigtes Interesse dartut, 
kann in das Baulastenbuch gebührenfrei Ein-
sicht nehmen oder sich gegen Kostenersatz be-
glaubigte Abschriften der Baulastenblätter er-
teilen lassen. 

(3) Der Bundesminister für Wohnungsbau 
wird ermächtigt, mit Zustimmung des Bun-
desrates durch Rechtsverordnung Vorschrif-
ten zu erlassen über die Einrichtung und über 



die Führung des Baulastenbuches, über das 
Verfahren bei der Begründung und der Auf-
hebung von Baulasten, über die Eintragung 
der bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits 
bestehenden Baulasten, über Bauvermerke, 
über die Behandlung bereits bestehender Bau-
lastenbücher sowie über die Kostentragung. 

(4) Die nach bisherigem Recht geführten 
Baulastenbücher gelten als Baulastenbücher im 
Sinne dieses Gesetzes. Neue Eintragungen 
sind jedoch ausschließlich nach den Vorschrif-
ten dieses Gesetzes vorzunehmen. Dabei sind 
die auf den alten Baulastenblättern befind-
lichen Eintragungen auf die neuen Baulasten-
blätter zu übertragen. 

ZEHNTER TEIL 

Allgemeine Verwaltungsvorschriften 

A. Zuständigkeit 

§ 249 

Baubehörden 

(1) Baubehörde im Sinne dieses Gesetzes 
ist 
a) die Gemeinde bei kreisfreien Gemeinden, 
b) der Landkreis bei kreisangehörigen Ge-

meinden. 

(2) Höhere Baubehörde im Sinne dieses 
Gesetzes ist der Regierungspräsident oder 
die ihm entsprechende Landesmittelbehörde. 

(3) Oberste Baubehörde im Sinne dieses 
Gesetzes ist die oberste Landesbehörde. 

(4 Die oberste Baubehörde kann die Auf-
gaben der Baubehörde einer kreisangehörigen 
Gemeinde oder einem Gemeindeverband, der 
nach Landesrecht Aufgaben kreisangehöriger 
Gemeinden wahrnimmt, widerruflich über-
tragen. 

(5) Besteht keine Landesmittelbehörde, so 
ist die oberste Baubehörde zugleich höhere 
Baubehörde. 

(6) In dem Geschäftsbereich der Baube-
hörde, der höheren und der obersten Baube-
hörde sind alle ihnen nach diesem Gesetz 
obliegenden Aufgaben einheitlich zusammen-
zufassen. 

(7 Die Regelung der sachlichen Zuständig-
keit in den Ländern Hamburg und Bremen 
bleibt der Landesgesetzgebung vorbehalten. 

§ 250 

Örtliche Zuständigkeit 

Örtlich zuständig ist, soweit dieses Gesetz 
nichts anderes bestimmt, die sachlich zustän-
dige Behörde, in deren Bereich das betrof-
fene Grundstück liegt. Fallen Grundstücke, 
die eine wirtschaftliche Einheit bilden, unter 
die Zuständigkeit mehrerer Behörden, so 
wird, wenn die beteiligten Behörden sich nicht 
einigen, die zuständige Behörde durch die 
nächsthöhere gemeinsame Baubehörde be-
stimmt. Diese ist auch zuständig für Ent-
scheidungen über gemeinsame Bauleitplanun-
gen (§ 4). 

§ 251 

Koordinierung von Planungen 

Bedürfen öffentliche Planungen des Bun-
des, der Länder sowie sonstige öffentliche 
nichtgemeindliche Planungen (§ 25) der Ab-
stimmung zwischen der höheren Baubehörde 
und anderen Behörden und wird eine Ober-
einstimmung nicht erzielt, so entscheidet die 
gemeinsame übergeordnete Behörde. Bei 
Meinungsverschiedenheiten zwischen ober-
sten Landesbehörden und obersten Bundes-
behörden entscheidet die Bundesregierung. 

B. Verwaltungsverfahren 

§ 252 

Teilnahme am Verfahren 

(1) Art und Umfang der Beteiligung am 
Verfahren richten sich nach den Vorschrif-
ten dieses Gesetzes. 

(2) Den Eigentümern am Grundstück 
stehen Inhaber grundstücksgleicher Rechte 
gleich. 

(3) Der Nachweis dinglicher Rechte kann, 
soweit er sich nicht aus dem Grundbuch er-
gibt, auch durch Vorlage öffentlicher Ur-
kunden geführt werden. 

§ 253 

Unterrichtung der Beteiligten 

Soweit dieses Gesetz keine besonderen Vor-
schriften über Art und Inhalt der Unter-
richtung der Beteiligten enthält, werden sie 
durch öffentliche Bekanntmachung über den 
Gegenstand des Verfahrens und die gesetz- 



lichen Folgen der Nichteinhaltung von 
Fristen in ortsüblicher Form unterrichtet. 
Die hierin für die Erhebung von Einwen-
dungen gesetzten Fristen betragen minde-
stens zwei Wochen und sind Ausschluß-
fristen. Einwendungen sind schriftlich oder 
zur Niederschrift bei der die Bekannt-
machung erlassenden Baubehörde geltend zu 
machen. Ist in diesem Gesetz eine Zustellung 
an Eigentümer von Grundstücken oder an 
deren gesetzliche oder bevollmächtigte Ver-
treter vorgeschrieben, so erfolgt diese Zu-
stellung an sie nur dann, wenn sie einen der 
nach diesem Gesetz zuständigen Behörde be-
kannten Aufenthaltsort innerhalb des Gel-
tungsbereiches des Grundgesetzes haben. 
Hierbei gelten als Eigentümer die im Grund-
buch Eingetragenen sowie diejenigen, zu 
deren Gunsten das Grundstück einen Wider-
spruch gegen die Richtigkeit dieser Eintra-
gung enthält. 

§ 254 

Bestellung eines Vertreters von Amts wegen 

(1) Auf Ersuchen der zuständigen Behörde 
hat das Vormundschaftsgericht, in dessen Be-
zirk das Grundstück liegt, binnen zwei 
Wochen einen sachkundigen Vertreter zu be-
stellen 

1. für einen unbekannten oder ungewissen 
Beteiligten, 

2. für einen abwesenden Beteiligten, dessen 
Aufenthaltsort unbekannt ist oder dessen 
Aufenthalt bekannt ist, der aber an der 
Rückkehr oder an der Besorgung seiner 
Vermögensangelegenheiten verhindert ist, 

3. für Gesamthandseigentümer oder Eigen-
tümer nach Bruchteilen, wenn sie der Auf-
forderung der zuständigen Behörde, einen 
gemeinsamen Vertreter zu bestellen, nicht 
innerhalb der ihnen gesetzten Frist nach-
gekommen sind, 

4. für einen Inhaber eines sonstigen Rechtes 
an dem Grundstück oder an einem das 
Grundstück belastenden Recht unter den 
Voraussetzungen der Nummern 1 bis 3, 

5. für die Wahrung der Rechte der aus dem 
Eigentum an einem herrenlosen Grund-
stück sich ergebenden Rechte und Pflichten. 

Dieser hat die Stellung eines gesetzlichen 
Vertreters innerhalb des ihm vom Vormund-
schaftsgericht zugewiesenen Wirkungskreises. 
Für die Bestellung und für die Führung des 
Amtes des Vertreters gelten die Vorschriften 

des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die Pfleg-
schaft entsprechend. 

(2) Ein gesetzlicher oder nach Absatz 1 be-
stellter Vertreter oder ein Nachlaßpfleger 
bedarf für die von ihm anzugebenden Er-
klärungen keiner Genehmigung des Vor-
mundschafts- oder Nachlaßgerichtes, des Vor-
mundes, des Beistandes oder des Familien-
rates. 

§ 255 

Bestellung eines Vertreters durch Vollmacht 

(1) Beteiligte können sich durch Bevoll-
mächtigte vertreten lassen und zu Verhand-
lungen mit einem Beistand erscheinen. Das 
von einem Beistand Vorgetragene gilt als 
von dem Beteiligten vorgebracht, soweit die-
ser nicht unverzüglich in der Verhandlung 
widerspricht. 

(2) Bevollmächtigte und Beistände, die 
nicht unbeschränkt geschäftsfähig sind oder 
denen die Fähigkeit zum geeigneten Vortrag 
mangelt, können zurückgewiesen werden. 

(3) Auf Rechtsanwälte, Rechtslehrer an 
deutschen Hochschulen und Personen, denen 
die Besorgung fremder Rechtsangelegenhei-
ten von der zuständigen Behörde gestattet 
ist, sind die Vorschriften des Absatzes 2 und 
des §  262 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 nicht an-
zuwenden. 

§ 256 

Vollmacht 

(1) Der Bevollmächtigte hat sich durch 
eine schriftliche Vollmacht auszuweisen und 
diese auf Verlangen einzureichen. Die öffent-
liche Beglaubigung der Unterschrift kann ge-
fordert werden. 

(2) Handelt jemand für einen Beteiligten 
als Bevollmächtigter, ohne eine formgerechte 
Vollmacht vorzulegen, so kann er zu Erklä-
rungen einstweilen zugelassen werden. Seine 
Erklärungen werden unwirksam, wenn nicht 
innerhalb der dafür gesetzten Frist die Voll-
macht beigebracht wird oder der Vertretene 
die für ihn abgegebenen Erklärungen ge-
nehmigt. 

(3) Die Vollmacht erlischt nicht durch den 
Tod des Vollmachtgebers oder durch eine 
Veränderung seiner Geschäftsfähigkeit oder 
seiner gesetzlichen Vertretung. Wird die Voll-
macht widerrufen, so wird das Erlöschen der 
Vollmacht erst mit dem Zugang der Anzeige 



bei der Behörde rechtswirksam. Das gleiche 
gilt für den Fall der Kündigung durch den 
Bevollmächtigten. Der Bevollmächtigte wird 
durch eine von seiner Seite erfolgte Kündi-
gung nicht gehindert, für den Vollmacht-
geber so lange zu handeln, bis dieser für 
Wahrnehmung seiner Rechte in anderer 
Weise gesorgt hat. 

§ 257 

Ausschluß wegen Befangenheit 

(1) Von der Mitwirkung bei einer Ent-
scheidung ist ausgeschlossen, wer von ihr un-
mittelbar betroffen oder durch sie begün-
stigt würde. 

(2) Eine Mitwirkung ist auch unzulässig, 
wenn der Ausschließungsgrund beim Ehegat-
ten oder bei einer Person zutrifft, mit der 
der Mitwirkende in gerader Linie verwandt 
oder verschwägert, in der Seitenlinie bis zum 
dritten Grad verwandt oder bis zum zwei-
ten Grad verschwägert ist. 

(3) Die  Vorschrift des § 195 bleibt un-
berührt. 

§ 258 

Fristen 

(1) Der Lauf einer Frist beginnt mit der 
Zustellung, der Benachrichtigung oder der 
Eröffnung, bei öffentlicher Bekanntmachung 
mit dem ersten Tage der Bekanntmachung. 

(2) Für die Berechnung der Fristen gelten 
die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetz-
buchs. Fällt das Ende einer Frist auf einen 
Sonntag oder auf einen gesetzlichen Feiertag, 
so endet die Frist mit dem Ablauf des nächst-
folgenden Werktages. 

§ 259 

Erforschung des Sachverhalts 

(1) Die Behörden sollen den Sachverhalt, 
soweit er für die Entscheidung Bedeutung 
hat, von Amts wegen erforschen. Sie können 
insbesondere Augenschein einnehmen, Zeu-
gen und Sachverständige vernehmen sowie 
Urkunden und Akten heranziehen. Eine eid-
liche Vernehmung von Zeugen und Sachver-
ständigen kann nur durch die Verwaltungs-
gerichte oder die Amtsgerichte auf Antrag 
der Baubehörden im Wege der Rechtshilfe 
(§ 261) vorgenommen werden. Die Vor-
schriften der Zivilprozeßordnung finden 
sinngemäß Anwendung. 

(2) Die Behörden können das persönliche 
Erscheinen Beteiligter anordnen. Für den 
Fall des Ausbleibens können sie eine Geld-
strafe bis zu tausend Deutsche Mark oder 
eine Haftstrafe bis zu zwei Wochen androhen 
und bei schuldhaftem Ausbleiben die ange-
drohte Strafe festsetzen. Androhung und 
Festsetzung der Strafe können wiederholt 
werden. Bei überwiegendem öffentlichen In-
teresse an dem angeordneten persönlichen 
Erscheinen können die Behörden im Fall 
der Bedürftigkeit des Beteiligten zu den not-
wendigen Kosten des Erscheinens einen Zu-
schuß bis zur Höhe der einem Zeugen zu-
stehenden Leistungen gewähren. 

§ 260 

Vorarbeiten auf Grundstücken 

(1) Beauftragte der für die Durchführung 
dieses Gesetzes zuständigen Behörden sind 
befugt, zur Vorbereitung und Durchführung 
der nach diesem Gesetz zu treffenden Maß-
nahmen Grundstücke zu betreten, sie zu ver-
messen, Boden- oder Grundwasserunter-
suchungen oder ähnliche Arbeiten auszufüh-
ren. Der Eigentümer und der Besitzer des 
Grundstücks sind verpflichtet, dies zu dulden. 
Der Betroffene soll vorher benachrichtigt 
werden. 

(2) Wenn durch eine Maßnahme nach Ab-
satz 1 auf dem Grundstück ein Schaden ent-
steht, so ist hierfür auf Antrag unverzüglich 
Entschädigung zu leisten. Die Höhe der Ent-
schädigung wird von der Behörde festgesetzt, 
die den Auftrag nach Absatz 1 erteilt hat. 

§ 261 

Rechts- und Amtshilfe 

(1) Die Gerichte, die Behörden der Staats-
verwaltung und der Selbstverwaltung sowie 
alle sonstigen Körperschaften des öffentlichen 
Rechts sind verpflichtet, den für die Durch-
führung dieses Gesetzes zuständigen Behörden 
auf Verlangen Rechts- und Amtshilfe zu 
leisten. Hierzu gehört insbesondere die Er-
teilung beglaubigter Abschriften und Ab-
drucke aus öffentlichen Büchern, Karten-
werken und sonstigen Urkunden. 

(2) Eine Pflicht zur Erstattung der Kosten 
der Rechts- und Amtshilfe besteht nur, soweit 
dies gesetzlich vorgeschrieben ist. 



§ 262 

Ordnung der Verhandlung 

(1) Die Ordnung bei den Verhandlungen 
wahrt der Verhandlungsleiter. Er kann Per-
sonen, die seine Anordnungen zur Wahrung 
der Ordnung nicht befolgen, vom Verhand-
lungsort entfernen lassen; für sie ergeben sich 
in diesem Falle die gleichen Folgen, wie wenn 
sie sich freiwillig entfernt hätten. 

(2) Der Verhandlungsleiter kann gegen 
Personen, die sich einer Ungebühr schuldig 
machen oder seine Anordnungen zur Wah-
rung der Ordnung nicht befolgen, vorbehalt-
lich der strafrechtlichen Verfolgung, eine 
Ordnungsstrafe bis zu einhundertfünfzig 
Deutsche Mark festsetzen. Für die Anord-
nung einer Ersatzhaftstrafe gelten die Vor-
schriften des § 16 des Verwaltungs-Vollstrek-
kungsgesetzes vom 27. April 1953 (Bundes-
gesetzbl. I S. 157) entsprechend. 

(3) Die Entfernung von Personen sowie 
die Festsetzung von Strafen und ihr Anlaß 
sind in die Verhandlungsniederschrift aufzu-
nehmen. 

§ 263 
Verhandlungsniederschrift 

(1) Ober Verhandlungen in einem nach 
diesem Gesetz vorgesehenen förmlichen Ver-
fahren ist eine Niederschrift aufzunehmen. 
Sie soll die wesentlichen Vorgänge der Ver-
handlung, insbesondere die endgültige Fas-
sung der Anträge und der Erklärungen der 
Beteiligten, enthalten. Der Aufnahme in die 
Verhandlungsniederschrift steht die Auf-
nahme in eine Schrift gleich, die ihr als Anlage 
beigefügt und als solche bezeichnet ist; auf 
die Anlage ist in der Niederschrift hinzu-
weisen. 

(2) Die Niederschrift über die Anträge und 
die Erklärungen der Beteiligten ist diesen 
vorzulesen oder vorzulegen. In der Nieder-
schrift ist zu vermerken, daß dies geschehen 
und ob sie genehmigt ist oder welche Ein-
wendungen gegen sie erhoben worden sind. 
Verweigert ein Beteiligter die Genehmigung 
der Verhandlungsniederschrift, ohne ihre 
Vervollständigung oder ihre Berichtigung zu 
beantragen, oder hat er sich vor ihrer Ver-
lesung oder Vorlage ohne Genehmigung des 
Verhandlungsleiters entfernt, so gilt die Nie-
derschrift als von ihm genehmigt. 

(3) Die Verhandlungsniederschrift ist von 
dem Verhandlungsleiter zu unterzeichnen. 

§ 264 

Beweiskraft der Verhandlungsniederschrift 

Die Beachtung der für die Verhandlung 
vorgeschriebenen Förmlichkeiten kann nur 
durch die Verhandlungsniederschrift bewiesen 
werden. Gegen ihren diese Förmlichkeiten 
betreffenden Inhalt ist nur der Nachweis der 
Fälschung zulässig. 

§ 265 

Versäumnis 

Versäumt ein Beteiligter eine Verhandlung 
in einem nach diesem Gesetz vorgesehenen 
förmlichen Verfahren oder erklärt er sich 
nicht bis zu ihrem Schluß über den Verhand-
lungsgegenstand, so gilt dieses Verhalten als 
Einverständnis mit der Ergebnis der Ver-
handlung; der Beteiligte ist hierauf in der 
Ladung oder in der Verhandlung hinzuweisen. 
Die Behörden können spätere Erklärungen 
trotz Versäumung zulassen. 

§ 266 

Wiedereinsetzung 

(1) Wenn ein Beteiligter ohne Verschulden 
verhindert war, eine gesetzliche Frist einzu-
halten, so ist ihm auf Antrag Wiederein-
setzung in den vorigen Stand zu gewähren. 

(2) Der Antrag ist binnen zwei Wochen 
nach Wegfall des Hindernisses, spätestens je-
doch innerhalb eines Jahres seit dem Ende 
der versäumten Frist, zu stellen. Die Tat-
sachen zur Begründung des Antrages sind 
glaubhaft zu machen. Innerhalb der Antrags-
frist ist die versäumte Rechtshandlung nach-
zuholen. Ist dies geschehen, so kann die Wie-
dereinsetzung auch ohne Antrag gewährt 
werden. 

(3) Über den Wiedereinsetzungsantrag ent-
scheidet die Behörde, die über die versäumte 
Rechtshandlung zu befinden hat. 

§ 267 

Form und Inhalt der Verwaltungsakte 

Die nach diesem Gesetz ergehenden Ver-
waltungsakte bedürfen der Schriftform. Be-
lastende Verwaltungsakte sind zu begründen; 
sie sollen die angewandten gesetzlichen Vor-
schriften bezeichnen und eine Rechtsmittel-
belehrung enthalten. Für die Bekanntgabe an 
den Betroffenen sind die Bestimmungen des 



Verwaltungszustellungsgesetzes vom 3. Ju li 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 379) anzuwenden. 

§ 268 

Berichtigungen 

Schreibfehler, Rechenfehler und ähnliche 
offenbare Unrichtigkeiten in der Verhand-
lungsniederschrift, in den nach diesem Gesetz 
förmlich festgestellten verbindlichen Plänen 
sowie in Anordnungen, Beschlüssen und Be-
scheiden können von Amts wegen berichtigt 
werden. Dies gilt auch für unerhebliche Feh-
ler, die auf unrichtigen Vermessungs- oder 
sonstigen technischen Unterlagen beruhen. 

§ 269 

Rechtsnachfolge 

(1) Die Maßnahmen nach diesem Gesetz 
wirken gegen den jeweiligen Eigentümer und 
Inhaber eines sonstigen Rechtes an dem 
durch die Maßnahmen erfaßten Grundstück. 

(2) Wechselt während eines schwebenden 
Verwaltungs- oder verwaltungsgerichtlichen 
Verfahrens der Inhaber eines dinglichen 
Rechtes, so tritt der Rechtsnachfolger in die-
ses Verfahren in dem Zustand ein, in dem es 
sich im Zeitpunkt des Übergangs des Rechtes 
befindet. 

(3) Solange der Rechtsnachfolger den 
Nachweis seiner Rechtsnachfolge nach § 252 
Abs. 3 nicht geführt hat, vertritt kraft Ge-
setzes der Rechtsvorgänger den Rechtsnach-
folger. Für die Rechtsbeziehungen zwischen 
dem Rechtsvorgänger und dem Rechtsnach-
folger gelten die Vorschriften des Bürger-
lichen Gesetzbuchs über den Auftrag ent-
sprechend. 

§ 270 

Ausnahmen und Befreiungen 

(1) Ober  ausdrücklich vorgesehene Abwei-
chungen von den materiellen Vorschriften 
dieses Gesetzes oder von den auf Grund die-
ses Gesetzes erlassenen Vorschriften (Aus-
nahmen) entscheidet die Baubehörde. 

(2) Ober nicht ausdrücklich vorgesehene 
Abweichungen von materiellen Vorschriften 
dieses Gesetzes oder von den auf Grund die-
ses Gesetzes erlassenen Vorschriften (Befrei-
ungen) entscheidet die höhere Baubehörde. 

(3) Auf die Gewährung und Versagung 
von Ausnahmen und Befreiungen besteht 
kein Rechtsanspruch. 

(4) Eine Ausnahme oder eine Befreiung 
darf nur erteilt werden, wenn die Durchfüh-
rung der Vorschrift oder der Bestimmung im 
Einzelfalle zu einer nicht zumutbaren Härte 
führen würde und die Ausnahme oder die 
Befreiung dem Wohle der Allgemeinheit 
nicht entgegensteht. 

(5) Die Ausnahme oder die Befreiung kann 
auch unter Bedingungen, Auflagen, einer 
Zeitbestimmung oder unter dem Vorbehalt 
jederzeitigen entschädigungslosen Widerrufs 
erteilt werden; die Ausübung dieses Wider-
rufs liegt ausschließlich im pflichtmäßigen 
Ermessen der Baubehörde. In besonderen 
Fällen kann die Erteilung der Ausnahme 
oder der Befreiung von einer angemessenen 
Gegenleistung abhängig gemacht werden. Die 
Bedingungen und die Auflagen können sich 
auch auf angrenzende Grundstücke oder 
Grundstücksteile desselben Verfügungs

-

berechtigten beziehen. 

§ 271 

Widerspruchsverfahren 

(1) Wer durch einen Verwaltungsakt be-
schwert ist, kann dagegen Widerspruch er-
heben. Der Widerspruch ist binnen zwei 
Wochen, nachdem der Verwaltungsakt dem 
Beschwerten bekanntgegeben worden ist, 
schriftlich oder zur Niederschrift der Bau-
behörde einzulegen, die den Verwaltungsakt 
erlassen hat; er ist zu begründen. Die Frist 
wird auch durch Einlegung bei der Bau-
behörde, die über den Widerspruch zu ent-
scheiden hat, gewahrt. 

(2) Hält die Baubehörde, die den Verwal-
tungsakt erlassen hat, den Widerspruch für 
begründet, so hilft sie ihm ab. Sonst legt sie 
ihn mit ihrer Stellungnahme der nächsthöhe-
ren Baubehörde unverzüglich zur Entschei-
dung vor. 

(3) Ein Widerspruchsverfahren findet nicht 
statt 

a) bei Verwaltungsakten der obersten Bau-
behörde und der höheren Baubehörde, 

b) bei Verwaltungsakten einer Baubehörde, 
für welche die Genehmigung einer höhe-
ren oder der obersten Baubehörde er-
forderlich ist; 

c) bei Verwaltungsakten, denen ein gesetz-
lich geregeltes Anhörungsverfahren vor-
ausgegangen ist. 



C. Verwaltungsstreitverfahren 

§ 272 

(1) Zur Entscheidung aller Streitigkeiten 
nach diesem Gesetz sind ausschließlich die 
Verwaltungsgerichte zuständig. 

(2) Bei den Verwaltungsgerichten sollen 
zur Entscheidung dieser Streitigkeiten beson-
dere Kammern und Senate gebildet werden, 
wenn der Umfang der Geschäfte es rechtfer-
tigt. Die Richter sollen im Baurecht erfahren 
sein. Die ehrenamtlichen Verwaltungsrichter 
sollen sachkundig sein. 

(3) Die Anfechtungsklage kann nicht auf 
Einwendungen gestützt werden, die bereits 
in einem gesetzlich geregelten Anhörungs-
verfahren vor seinem Erlaß hätten vorge-
bracht werden können, in diesem jedoch 
nicht oder nicht form- und fristgerecht gel-
tend gemacht worden sind. 

(4) Eine Berufung gegen Urteile der Ver-
waltungsgerichte ist nur zulässig, wenn der 
Wert des Beschwerdegegenstandes tausend 
Deutsche Mark übersteigt oder wenn sie 
durch das Verwaltungsgericht zugelassen 
wird. 

D. Kosten und Gebühren 

§ 273 

Kostenlast 

Die durch die Ausführung dieses Gesetzes 
entstehenden Kosten tragen, soweit nichts 
anderes bestimmt wird, Gemeinde, Gemeide-
verbände und Staat in ihrem Aufgaben-
bereich. 

§ 274 

Gebühren und Auslagen 

Die für die Durchführung dieses Gesetzes 
zuständigen Behörden können zur Abgel-
tung der ihnen entstehenden Kosten Ver-
waltungsgebühren sowie die Erstattung von 
Auslagen fordern. Der Bundesminister für 
Wohnungsbau wird ermächtigt, mit Zustim-
mung des Bundesrates durch Rechtsverord-
nung die Erhebung von Gebühren und die 
Erstattung von Auslagen einheitlich zu 
regeln. 

E. Vollzug 

§ 275 

(1) Verwaltungsakte der für die Durchfüh-
rung dieses Gesetzes zuständigen Behörden 
können mit Zwangsmitteln durchgesetzt 
werden. Der Vollzug regelt sich nach den 
Vorschriften des Verwaltungs-Vollstreckungs-
gesetezs. Der sofortige Vollzug noch nicht 
unanfechtbar gewordener Verwaltungsakte 
kann im öffentlichen Interesse oder zur Ver-
meidung erheblicher Schäden für Beteiligte 
angeordnet werden. 

(2) Vollzugsbehörde im Sinne des § 7 des 
Verwaltungs-Vollstreckungsgesetzes ist die 
Baubehörde. 

(3)Öffentlich-rechtliche Geldforderungen 
der Baubehörden und der Gemeinden, die 
auf diesem Gesetz beruhen, werden nach den 
allgemein für diese Behörden geltenden Vor-
schriften vollstreckt. 

(4) Der Vollzug ist von einer aus dem-
selben Grunde eingeleiteten Strafverfolgung 
unabhängig. 

F. Ordnungswidrigkeiten 

§ 276 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

a) ohne eine nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes oder den auf Grund dieses Ge-
setzes erlassenen Vorschriften erforder-
liche Genehmigung, Ausnahme oder Be-
freiung Handlungen vornimmt oder vor-
nehmen läßt, 

b) den Vorschriften dieses Gesetzes oder 
einer auf Grund dieses Gesetzes getroffe-
nen allgemeinen Regelung oder Einzel-
anordnung zuwiderhandelt, 

c) wider besseres Wissen unrichtige An-
gaben macht oder unrichtige Pläne oder 
Unterlagen vorlegt, um einen begünsti-
genden Verwaltungsakt zu erwirken oder 
das Unterbleiben eines belastenden Ver-
waltungsaktes zu erreichen, 

d) Pfähle, Pflöcke oder sonstige Markierun-
gen verändert, unkenntlich macht, un-
richtig oder fälschlich setzt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit 
einer Geldbuße geahndet werden. 



(3) Das Unterwerfungsverfahren und die 
Einziehung nach den Vorschriften der §§ 67, 
17 bis 26 des Gesetzes über Ordnungswidrig-
keiten vom 25. März 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 177) sind zulässig. 

(4) Die Beseitigung ordnungswidriger Zu-
stände regelt sich, soweit keine besonderen 
Vorschriften bestehen, nach den allgemeinen 
ordnungspolizeilichen Vorschriften. 

ELFTER TEIL 

Überleitungs- und Schlußvorschriften 

§ 277 

Überleitung bestehender Pläne 

(1) Bei Inkrafttreten dieses Gesetzes be-
stehende Wirtschaftspläne nach dem Gesetz 
über die Aufschließung von Wohnsiedlungs-
gebieten vom 22. September 1933 (Reichs-
gesetzbl. I S. 659) in der Fassung des Gesetzes 
vom 27. September 1938 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1246) können von der höheren Baubehörde 
als Flächennutzungspläne im Sinne dieses Ge-
setzes erklärt werden, wenn sie dem Inhalt 
und dem Zweck des Flächennutzungsplans 
im wesentlichen entsprechen. 

(2 Die obersten Baubehörden können be-
stimmen, daß sonstige auf Grund bisher 
geltender Vorschriften festgesetzte Pläne all-
gemein oder im Einzelfall oder mit beson-
deren Maßgaben weitergehen. Dabei ist zu 
regeln, inwieweit die einzelnen Planarten 
Aufgaben der Bauleitplanung im Sinne dieses 
Gesetzes zu erfüllen haben. 

(3) Bei Inkrafttreten dieses Gesetzes be-
stehende förmlich festgesetzte städtebauliche 
Pläne und sonstige baurechtliche Vorschriften, 
die Regelungen der im § 14 bezeichneten Art 
enthalten, gelten als Bebauungspläne weiter, 
bis sie aufgehoben oder durch Bebauungs-
pläne und baurechtliche Vorschriften nach 
Maßgabe ,dieses Gesetzes ersetzt werden. 

(4) Pläne und sonstige baurechtliche Vor-
schriften im Sinne des Absatzes 3 können 
nach den für die Bebauungspläne geltenden 
Vorschriften dieses Gesetzes geändert oder 
aufgehoben werden, auch wenn nach den 
landesrechtlichen Vorschriften ein anderes 
Verfahren vorgeschrieben war. 

§ 278 

Oberleitung des Bodenverkehrs 

Für die Anwendung der Vorschriften über 
den Bodenverkehr nach diesem Gesetz gelten 
vorhandene förmlich festgesetzte verbind-
liche städtebauliche Pläne als Bebauungspläne. 

§ 279 

Überleitung schwebender Verfahren 

(1) Vor Inkrafttreten dieses Gesetzes ein-
geleitete Verfahren über die Aufstellung 
städtebaulicher Pläne sind nach den Vor-
schriften dieses Gesetzes weiterzuführen. 

(2) Vor Inkrafttreten dieses Gesetzes ein-
geleitete Bodenordnungs- und Enteignungs-
verfahren sind nach den bisher geltenden 
Vorschriften zu Ende zu führen. 

(3) Gegen Verwaltungsakte, die vor In-
krafttreten dieses Gesetzes ergangen, jedoch 
nach den bisher geltenden Vorschriften noch 
nicht unanfechtbar geworden sind, können 
die nach dem bisherigen Recht zulässigen 
Rechtsbehelfe und Rechtsmittel eingelegt 
werden. Das weitere Verfahren und die Ent-
scheidung regeln sich nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes; das gleiche gilt für die beim 
Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits ein-
gelegten Rechtsbehelfe und Rechtsmittel. So-
weit ein Verfahren bei einer Verwaltungs-
behörde oder einem Gericht anhängig ist oder 
nach den Vorschriften des Satzes 1 anhängig 
wird, die nach den Vorschriften dieses Ge-
setzes nicht zuständig sind, ist das Verfahren 
an die nach diesem Gesetz zuständige Ver-
waltungsbehörde oder an das zuständige Ge-
richt abzugeben. 

§ 280 

Bausperren 

Bausperren, die nach dem bisherigen Recht 
angeordnet sind, gelten bis zu ihrem Ablauf 
weiter. Sie können nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes verlängert werden, jedoch 
nicht über die darin zugelassenen Fristen 
hinaus. 

§ 281 

Aufhebung bestehender Vorschriften 

(1) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
werden aufgehoben 

1. die Verordnung zur Behebung der drin-
gendsten Wohnungsnot vom 9. Dezem-
ber 1919 (Reichsgesetzbl. I S. 1968), 



2. das Kapitel II des Vierten Teiles der Drit-
ten Verordnung des Reichspräsidenten 
zur Sicherung von Wirtschaft und Finan-
zen und zur Bekämpfung politischer 
Ausschreitungen vom 6. Oktober 1931 
(Reichsgesetzbl. I S. 537, 551) in der Fas-
sung der Verordnung zur Änderung von 
Vorschriften über Kleinsiedlungen und 
Kleingärten vom 26. Februar 1938 (Reichs-
gesetzbl. I S. 233), 

3. das Gesetz über die Aufschließung von 
Wohnsiedlungsgebieten vom 22. Septem-
ber 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 659) in der 
Fassung des Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die Aufschließung von 
Wohnsiedlungsgebieten vom 27. Septem-
ber 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1246), 

4. das Gesetz über einstweilige Maßnahmen 
zur Ordnung des deutschen Siedlungs-
wesens vom 3. Juli 1934 (Reichsgesetzbl. I 
S. 568), 

5. die Verordnung zur Ausführung des Ge-
setzes über die Aufschließung von Wohn-
siedlungsgebieten vom 25. Februar 1935 
(Reichsgesetzbl. I S. 292), 

6. die Verordnung über die Regelung der 
Bebauung vorn 15. Februar 1936 (Reichs-
gesetzbl. I S. 104), 

7. die Verordnung über die Zulässigkeit be-
fristeter Bausperren vom 29. Oktober 
1936 (Reichsgesetzbl. I S. 933), 
8. das Gesetz über die Neugestaltung deut-
scher Städte vom 4. Oktober 1937 (Reichs-
gesetzbl. I S. 1054) mit den zu seinem 
Vollzug ergangenen Verordnungen und 
Bestimmungen, 

9. die Verordnung über Neuordnungsmaß-
nahmen zur Beseitigung von Kriegsfolgen 
vom 2. Dezember 1940 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1575) in der Fassung der Verordnung 
vom 14. Juli 1942 (Reichsgesetzbl. I 
S. 462), 

10. das Baulandbeschaffungsgesetz vom 
3. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 720). 

(2) Im gleichen Zeitpunkt treten die Vor-
schriften des Landesrechts und der Orts-
satzungen, soweit sie diesem Gesetz wider-
sprechen, außer Kraft. Die Baubehörden 
geben die außer Kraft gesetzen Vorschriften 
ihres Bereichs binnen sechs Monaten nach In-
krafttreten dieses Gesetzes in den dafür be-
stimmten Verkündungsblättern bekannt. 

§ 282 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Oberleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, 
gelten im Lande Berlin nach § 14 des Dritten 
Oberleitungsgesetzes. 

§ 283 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt sechs Monate nach sei-
ner Verkündung, die Vorschriften der §§ 245 
bis 248 fünf Jahre nach der Verkündung des 
Gesetzes in Kraft. 

Bonn, den 26. Oktober 1955 
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Begründung 

Am 13. September 1951 hat der Deutsche 
Bundestag mit erheblicher Mehrheit auf An-
trag der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und 
FDP beschlossen (Stenographischer Bericht 
der 162. Sitzung S. 6583 D-6587 C): 

„Die Bundesregierung wird ersucht, dem 
Bundestag den Entwurf des Baugesetzes, 
das das Bau-, Boden-, Planungs-, Anlie-
ger- und Umlegungsrecht im Zusammen-
hang und bundeseinheitlich regeln soll, 
bis zum 31. Dezember 1951 vorzulegen." 

Der Bundestag hat mit diesem Beschluß die 
Aufmerksamkeit der Bundesregierung und 
der breiten Öffentlichkeit auf die Notwen-
digkeit einer Neukodifikation des gesamten 
Baurechts gelenkt. 

Seit dem Jahre 1945 befindet sich das Bau-
recht in einem tiefgreifenden Prozeß der 
Umwandlung. Die städtebauliche Rechtsord-
nung, welche nach dem zweiten Weltkrieg 
für den Wiederaufbau zur Verfügung stand, 
erwies sich als durchaus ungeeignet, um eine 
geordnete Entwicklung der Aufbautätigkeit 
zu gewährleisten. Sie war seit der Mitte des 
vorigen Jahrhunderts auf der Landesebene 
entstanden und nach dem ersten Weltkrieg 
durch reichsrechtliche Einzelregungen ergänzt 
worden. Sie war äußerlich uneinheitlich, zer-
rissen, unübersichtlich, ihrem inneren Gehalt 
nach lückenhaft und an verfahrensrechtliche 
Erschwernisse gebunden. 

Um die rechtlichen Voraussetzungen für 
einen geordneten Wiederaufbau zu schaffen, 
wurden in den Jahren 1948 bis 1950 in den 
meisten Ländern Aufbaugesetze erlassen. Sie 
gingen von einem Entwurf aus, der nach 
mehrfacher Überarbeitung vom ehemaligen 
Zentralamt für Arbeit in Lemgo als soge-
nannter „Lemgoer Entwurf" 1947 veröffent-
licht worden war. 

Die Hoffnung, auf der Grundlage dieses 
Musterentwurfs im Wege der Koordination 
zu einer Baurechtseinheit in den Ländern zu 
kommen, erfüllte sich nicht. Es konnte nicht 
verhindert werden, daß durch die Behandlung 
in den Landesregierungen und Landesparla-
menten vom Lemgoer Entwurf z. T. erheb-
lich abweichende Änderungen in die einzel-
nen Aufbaugesetze der  Länder hineingebracht 
wurden. 

Unverkennbar haben die Aufbaugesetze, in

-

dem sie eine zusammenfassende Regelung an

-

strebten, das Baurecht wesentlich gefördert. 
Ihren provisorischen Charakter können und 
wollen sie nicht verleugnen. Sie beschränken 
sich in ihrer Mehrzahl darauf, ein Sonder-
recht für Wiederaufbaugebiete zu schaffen, 
lassen das bisherige Recht bis auf wenige Ein-
zelvorschriften fortbestehen und tragen da-
mit zu einer weiteren Rechtszersplitterung 
bei. Die hieraus entspringende Unsicherheit 
wird noch dadurch erhöht, daß selbst in den 
Aufbaugebieten Teile des früheren Rechts in 
nicht immer klarer Abgrenzung in Kraft ge-
blieben sind. Einen aufschlußreichen Einblick 
in die derzeitige Rechtszersplitterung vermit-
telt die von der Kommunalen Gemein-
schaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung in 
Köln herausgegebene Schrift „Aufgaben und 
Rechtsgrundlagen kommunaler Bauord-
nungsämter im L ande Nordrhein-Westfalen". 
Hier werden 549 Gesetze, Verordnungen 
und Verwaltungsvorschriften aufgeführt, die 
allein im Lande Nordrhein-Westfalen von 
den Bauaufsichtsbehörden zu beachten sind. 
Im gesamten Bundesgebiet beträgt die Zahl 
sicherlich ein Mehrfaches. 

Schwerer als die Zersplitterung des geltenden 
Baurechts wiegen seine inhaltlichen Mängel. 
Das überkommene Recht stammt aus den 
verschiedensten Zeiten — das z. T. noch gel-
tende Preuß. Allgemeine Landrecht wurde 
1794 kodifiziert —, ist unter den verschieden-
sten staatsrechtlichen Voraussetzungen ge-
schaffen worden und wird von unterschied-
lichen Auffassungen getragen. Die jeweils 
zeitbedingten Voraussetzungen haben den ge-
setzlichen Regelungen ihren Stempel aufge-
prägt. Dies macht sich heute um so nach-
teiliger bemerkbar, als die unterschiedlichen 
Regelungen nicht zueinander passen, einander 
teilweise widersprechen und daher auch in 
ihrer Summe kein lückenloses Gebilde des 
Baurechts ergeben. Die entstandenen Geset-
zeslücken lassen sich mit den Hilfsmitteln der 
Gesetzesauslegung nicht mehr schließen, füh-
ren somit zu einem Rechtsvakuum und hem-
men die Verwaltung in der Erfülung ihrer 
Funktionen auf dem Gebiete des Bauwesens. 

Diese an sich bereits äußerst unbefriedigende 
Situation ist seit dem Inkrafttreten des 
Grundgesetzes weiterhin verschärft worden. 
Die unterschiedlichen baurechtlichen Vor-
schriften greifen z. T. erheblich in die freie 
Verfügungsgewalt des Eigentümers über das 
Grundeigentum ein und geraten damit in 



Konflikt mit der verfassungsrechtlich ge-
währleisteten Eigentumsgarantie. Art. 14 GG 
stellt das Problem der Abgrenzung der aus 
dem Grundeigentum herzuleitenden Eigen-
tümerbefugnisse gegenüber den auf Gemein-
schaftsnotwendigkeiten beruhenden bauord-
nenden Eingriffen staatshoheitlicher Natur in 
aller Deutlichkeit heraus, stellt damit die 
Rechtsgültigkeit zahlreicher bisheriger bau-
rechtlicher Vorschriften in Frage und richtet 
sich in erster Linie an den Gesetzgeber mit 
der Forderung nach einer klärenden Stellung-
nahme. 
Da sich die Schwierigkeiten bei der Bauland-
beschaffung als ein besonderes Hemmnis für 
die Durchführung des Nachkriegswohnungs-
bauprogramms erwiesen hatten, wurde als 
gesetzliche Vorwegregelung entsprechend 
einem Beschluß des Deutschen Bundestages 
vom 28. März 1950 das Baulandbeschaffungs-
gesetz vom 3. August 1953 (Bundesbaublatt I 
S. 720) verabschiedet. Es ist unschwer zu er-
kennen, daß dieses Gesetz — namentlich die 
Regelung der Entschädigung — nur eine 
vorläufige Zwischenlösung darstellt. Dement-
sprechend ist bei der Verabschiedung 'des  Ge-
setzes vom Bundestag mit großer Mehrheit 
folgende Entschließung gefaßt worden (Ste-
nographischer Bericht der 270. Sitzung 
S. 13349 C bis 13364 C): 

„Um die als Zwischenlösung anzusehende 
Vorschrift über die Entschädigungshöhe in 
s 10 des Baulandbeschaffungsgesetzes durch 
eine endgültige Regelung zu ersetzen, wird 
die Bundesregierung ersucht, 
1. bis zum 30. Juni 1954 — sei es im Rah-
men des vom Deutschen Bundestag mit 
Beschluß vom 13. September 1951 ge-
forderten Bundesbaugesetzes oder als 
Sonderregelung — den Entwurf eines 
Gesetzes über die Bodenbewertung vor-
zulegen, 

2. durch diesen Gesetzentwurf u. a. die 
Preisstoppvorschriften abzulösen und 
eine Regelung zu treffen, durch die 
Spekulationsgewinne am Grund und 
Boden ausgeschlossen werden." 

Während der ganzen Dauer der Beratungen 
des Entwurfs zu einem Baulandbeschaffungs-
gesetz zeigte sich seine mannigfache Verbun-
denheit und innere Abhängigkeit von den 
übrigen baurechtlichen Sachgebieten, vor 
allem dem Planungsrecht, dem Erschließungs-
recht und dem Bodenbewertungsredit. Diese 
Einbettung des Baulandbeschaffungsrechts in 
das übrige Baurecht führte an der gesetz

-

lichen  Fixierung der Nahtstellen zu Schwie-
rigkeiten und Behelfslösungen, die dem Ge-
setz offensichtlich seinen interimistischen 
Charakter aufdrücken. Das Gesetz weist ge-
rade durch seine Schwächen auf die Notwen-
digkeit einer Neuregelung und Reform des 
gesamten Baurechts hin. 
Diese Reform kann nur in einem das mate-
rielle Baurecht einheitlich regelnden Gesetz 
gefunden werden. Die oben gekennzeichne-
ten Mängel des geltenden Rechts lassen sich 
nur durch ein Vollständigkeit und Systema-
tik wahrendes Gesamtgesetzgebungswerk be-
heben, in dem sich jede Einzelbestimmung 
als logische und gerechte Konsequenz einer 
Grundkonzeption erweist. Die einzelnen 
baurechtlichen Sachgebiete sind inhaltlich so 
eng miteinander verflochten, daß sie nicht ge-
trennt und nicht in Teilgesetzen verabschie-
det werden können. 
Auf Grund dieser Überlegungen und der mit 
rechtlichen Behelfslösungen in der zurück-
liegenden Zeit gemachten ungünstigen Erfah-
rungen bringt der vorliegende Entwurf eines 
Bundesbaugesetzes eine umfassende und end-
gültige Regelung, mit der die Beendigung 
des Wiederaufbaues und das gesamte künf-
tige Baugeschehen durchgeführt werden 
können, ohne daß nochmals eine Änderung 
der städtebaulichen Rechtsordnung erforder-
lich wird. Er behandelt in erster Linie die 
städtebauliche Planung und ihren Vollzug. 
Dabei ist der Begriff „Städtebau" im weite-
sten Sinne zu verstehen. Er umfaßt mithin 
auch die dörfliche Planung. Der Aufbau des 
Entwurfs ist dem zeitlichen Ablauf der Pla-
nung und ihrer Durchführung angepaßt. Der 
Baugesetzentwurf ist demgemäß in folgende 
Teile gegliedert: 

Erster Teil Bauleitplanung 
Zweiter Teil Sicherung der Bauleitplanung 
Dritter Teil Bodenordnung 
Vierter Teil Enteignung 
Fünfter Teil Erschließung 
Sechster Teil Bodenschätzung 
Siebenter Teil Wertausgleich 

Achter Teil Bauliches Nachbarrecht 
Neunter Teil Baulasten 
Zehnter Teil Allgemeine Verwaltungs

-

vorschriften 
Elfter Teil Überleitungs- und Schluß

-

vorschriften 
Die Zuständigkeit des Bundes zur Regelung 
der in dem Ersten bis Sechsten und Achten 



bis Elften Teil genannten Sachgebiete ergibt 
sich aus Art. 74 Nr. 1, 18 GG (vgl. Rechts-
gutachten des Bundesverfassungsgerichts über 
die Zuständigkeit des Bundes zum Erlaß 
eines Baugesetzes, BVerfGE Bd. 3 S. 407). Die 
Regelung des Siebenten Teiles (Wertausgleich) 
setzt eine gleichzeitige Änderung der Art. 
105/106 GG voraus. 

Zum Ersten Teil (Bauleitplanung) 

Die Planung besteht aus zwei voneinander 
völlig wesensverschiedenen Vorgängen. Der 
eine ist die schöpferische Entwurfstätigkeit, die 
aus den technischen und wirtschaftlichen Erfor-
dernissen das Stadtbild (Ortsbild) gestaltet 
und von rechtlichen Regelungen nicht erfaßt 
werden kann. Der andere Vorgang ist das 
Planungsverfahren, d. h. die verbindliche 
Darstellung, die Festsetzung und die Durch-
führung der Pläne. Dieses Planungsverfah-
ren bedarf einer straffen Rechtsordnung, an 
die die Planungsbehörde, die übrigen Behör-
den und die einzelnen Grundeigentümer ge-
bunden sind und aus der eindeutig hervor-
geht, welche Rechtswirkungen die Pläne ha-
ben. Wenn von einer Rechtsordnung der Pla-
nung gesprochen wird, so kann es sich dabei 
also nicht um Vorschriften oder Anweisun-
gen für die schöpferische Entwurfstätigkeit 
oder die technische Gestaltung handeln, son-
dern nur um eine Ordnung des Planungs-
verfahrens. 
Für die im Baugesetzentwurf vorgeschlagene 
Neuordnung der Planung waren folgende 
Überlegungen maßgebend: 
1. Da das Bundesbaugesetz lediglich die soge-
nannte städtebauliche Planung (Ortspla-
nung) zum Gegenstand hat, mußte eine 
Abgrenzung zur Landesplanung (Raum-
ordnung) gefunden werden. Während man 
sich bei den Bemühungen um eine Grenz-
ziehung zwischen städtebaulicher Planung 
und Landesplanung, die seit langen Jahren 
immer wieder Anlaß zu Kompetenzstrei-
tigkeiten gegeben hat, in den Jahren vor 
1945 auf die Faustregel einigte, daß die 
Landesplanung den Standort, die städte-
bauliche Planung dagegen den Standplatz 
bestimme, der Unterschied zwischen bei-
den Disziplinen also im räumlichen Mo-
ment gesehen wurde, sind der Abgrenzung 
nunmehr nach neueren Erkenntnissen sach-
liche Kriterien zugrunde gelegt. Der Lan-
desplanung schwebt heute die Idee einer 
Planung in größeren gebietlichen und zeit-
lichen Zusammenhängen vor, die ihren 

Ausdruck in der Aufstellung eines Ent-
wicklungsprogramms für ein bestimmtes 
größeres Planungsgebiet finden soll. Die 
städtebauliche Planung hat demgegenüber 
nach wie vor als Endziel die bewußte und 
sichtbare räumliche Ordnung und Gestal-
tung der Stadt, des Dorfes als Erschei-
nungsform vor Augen. Auch die moderne 
städtebauliche Planung beginnt mit der 
Aufstellung eines allgemeinen Entwick-
lungsplans, dem Flächennutzungsplan, aber 
sie sieht im Gegensatz zur Landesplanung 
ihr wesentliches Ziel in der praktischen 
Auswirkung, in der Durchführung der Pla-
nung. 
Unter Zugrundelegung dieser Überlegun-
gen geht der Entwurf von folgender Un-
terscheidung aus: 
Aufgabe der Landesplanung ist es, die 
mögliche und anzustrebende allgemeine 
Entwicklung eines Gebietes aufzuzeigen 
und in einem Programm (Entwicklungs-
programm) festzulegen, das durch Pläne 
(Entwicklungspläne) erläutert werden 
kann. Aufgabe der Bauleitplanung ist es 
hingegen, die Bodennutzung und Bebau-
ung unter Berücksichtigung der Ergebnisse 
der Raumordnung planmäßig vorzuberei-
ten und zu lenken sowie die städtebauliche 
Entwicklung und Gestaltung in Stadt und 
Land zu ordnen und zu sichern. 

2. Der Entwurf betrachtet die Planung als 
eine Selbstverwaltungsangelegenheit der 
Gemeinden. Diese haben die Bauleitpläne 
in eigener Zuständigkeit aufzustellen. Nur 
die technische Ausarbeitung der Pläne wird 
für kreisangehörige Gemeinden, die in der 
Regel über ausreichend vorgebildetes tech-
nisches Personal nicht verfügen, der Bau-
behörde (untere Verwaltungsbehörde) 
übertragen. Da die Planung auch überge-
ordnete und überörtliche Belange zu be-
rücksichtigen hat, unsachliche Einflüsse in-
nerhalb der Gemeinde auszuschalten sind 
und schließlich eine untätige Gemeinde zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben angehalten wer-
den muß, war eine Mitwirkung staatlicher 
Verwaltungsstellen bei der Bauleitplanung 
nicht zu umgehen. Der Entwurf sieht 
daher vor, daß die Bauleitpläne der Ge-
nehmigung der höheren Baubehörde be-
dürfen. 

3. Die Vielzahl und verwirrende Mannigfal-
tigkeit der bisher in den Ländern verwend-
baren Planarten ist vereinfacht, auf eine 
dreistufige Bauleitplanung zurückgeführt 



und in ein organisches System gebracht 
worden. 

Der Flächennutzungsplan stellt unter Be-
rücksichtigung der Programme der Landes-
planung die Gliederung des gesamten Ge-
meindegebietes nach den Arten der Boden-
nutzung als Grundlage für die weitere 
Bauleitplanung dar. Aus ihm wird der — 
fakultative — Gesamtaufbauplan entwik-
kelt, der die Grundzüge der beabsichtigten 
baulichen Ordnung für die Gemeinde als 
Gesamtorganismus, d. h. die städtebauliche 
Generalidee wiedergibt. Beide Pläne haben 
vorbereitenden Charakter. Sie binden le-
diglich die bei der Aufstellung beteiligten 
Behörden. Die Verfeinerung der vorberei-
tenden Pläne führt schließlich zu dem zur 
unmittelbaren praktischen Verwirklichung 
bestimmten rechtsverbindlichen Bebau-
ungsplan als dem Kernstück der Bau-
leitplanung. Der Bebauungsplan gibt in 
seinem Geltungsbereich allen Gestal-
tungsabsichten ihr Gepräge. Nach ihm 
haben sich die Bebauung und die 
sonstige Nutzung der Grundstücke zu 
richten. Der Plan wird so gestaltet, daß er 
gleichzeitig die Grundlage für die nachfol-
gende Ziehung neuer Grundstücksgrenzen 
(Umlegung), für die städtebauliche Enteig-
nung und für die Erschließung bildet. 

4. Die bisher in den städtebaulichen Plänen 
verwendeten Bezeichnungen sind unein-
heitlich, unklar und bieten Anlaß zu im-
mer wiederkehrenden Mißverständnissen. 
In dem Entwurf ist zum ersten Mal ver-
sucht, den Inhalt und die Bedeutung der 
städtebaulichen Bezeichnungen eindeutig 
zu umreißen und ebenso wie die Pläne in 
ein organisches System zu bringen. 

5. Das vereinfachte Planungssystem muß so 
gestaltet sein, daß es sowohl den Bedürf-
nissen einer Großstadt wie denen eines 
Dorfes gerecht wird und daß es für neue 
Siedlungen wie für bestehende Bauanlagen 
verwendet werden kann. Mit ihm muß es 
möglich sein, nur ganz allgemeine Rege-
lungen zu treffen, die den Architekten für 
den Entwurf eines einzelnen Bauwerks 
noch sehr viel Freiheit lassen, ebenso aber 
u. U. auch die städtebauliche Gestaltung 
durch den Bebauungsplan bis in alle Ein-
zelheiten festzulegen. 

6. Die Planungsordnung soll dem Städte-
bauer und damit der durch ihn handeln-
den Gemeinde endlich die notwendige Pla-
nungsfreiheit geben, d. h. es muß möglich 

sein, daß Pläne aufgestellt, festgesetzt und 
durchgeführt werden ohne Rücksicht auf 
die Gegebenheiten und Bindungen, die 
zwar bei den einzelnen Grundstücken vor-
handen sind, aber geändert werden kön-
nen, wie z. B. die Lage, die Form und die 
Größe der Grundstücke und die Eigen-
turnsverhältnisse. 

7. Bei aller Planungsfreiheit für den Städte-
bauer müssen gleichzeitig aber auch die 
Rechte der Grundstückseigentümer soweit 
gewahrt werden, wie dies im Interesse der 
Allgemeinheit möglich ist. 

Zum Zweiten Teil (Sicherung der Bauleit-
planung) 

Die Ordnung der Nutzung von Grund und 
Boden erfolgt durch die Planung. Solange 
aber die Flächen für den Planungszweck noch 
nicht endgültig sichergestellt sind, besteht die 
Gefahr, daß in der Zwischenzeit Veränderun-
gen an den Grundstücken vorgenommen 
werden, die die Durchführung der beabsich-
tigten Planung erschweren oder unmöglich 
machen würden. Dieser Gefahr soll die  be-
fristete Veränderungssperre in der Art vor-
beugen, daß sie einen zeitlich begrenzten 
Ausschluß der Erteilung der Bauerlaubnis be-
wirkt. Die Veränderungssperre ist als Hilfs-
mittel und vorbereitende Maßnahme zur 
vorübergehenden Verhinderung von Verän-
derungen in bestimmten, der Planung unter-
liegenden Gebieten unentbehrlich. Deshalb 
sieht der Entwurf vor, daß die Gemeinde mit 
Zustimmung der höheren Baubehörde zur 
Sicherung der Aufstellung, Änderung der 
Aufhebung eines Bebauungsplanes eine be-
fristete Veränderungssperre als Satzung be-
schließen kann. 

Aus Gründen der Sicherung der Bauleitpla-
nung mußte im Entwurf auch Vorsorge ge-
troffen werden, daß die Durchführung der 
gemeindlichen Planung durch die Ausfüh-
rung nichtgemeindlicher öffentlicher Pla-
nungen, wie z. B. einer Planung des Bundes, 
der Länder usw., nicht beeinträchtigt oder 
gar unmöglich gemacht wird. In aller Regel 
werden die örtlichen und überörtlichen Be-
lange zwar schon bei der Aufstellung der vor-
bereitenden Pläne aufeinander abgestimmt. 
Um aber jeder Beeinträchtigung der Bauleit-
planung durch eine überörtliche Planung vor-
zubeugen, wurde die Zulässigkeit jeder in 
Ausführung einer nichtgemeindlichen öffent-
lichen Planung beabsichtigten Maßnahme 



noch davon abhängig gemacht, daß die beab-
sichtigte Maßnahme entweder in der Bauleit-
planung vorgesehen oder mit ihr zumindest 
vereinbar ist, oder daß nötigenfalls die Pläne 
aufeinander abzustimmen sind. 

Während es sich bei der Veränderungssperre 
und bei der Sicherung der gemeindlichen Pla-
nung gegenüber den nichtgemeindlichen 
öffentlichen Planungen darum handelt, 
sicherzustellen, daß mit der Bauleitplanung 
nicht zu vereinbarende Maßnahmen tatsäch-
licher Art ausgeführt werden, wollen die im 
Entwurf vorgesehenen Bestimmungen über 
den Bodenverkehr verhindern, daß durch 
einzelne rechtsgeschäftliche Maßnahmen die 
städtebauliche Planung oder ihre Durchfüh-
rung  erschwert oder unmöglich gemacht 
wird. Diese vom tatsächlichen Baugeschehen 
unabhängige, ausschließlich auf den Grund-
stücksverkehr abgestellte behördliche Über-
wachung, die gegenüber den entsprechenden 
Bestimmungen des Wohnsiedlungsgesetzes 
im Entwurf erheblich eingeschränkt worden 
ist, dient nicht nur den Interessen der Ge-
meinde, sondern im besonderen Maße auch 
den Interessen der Grundstückseigentümer 
oder der Baulanderwerber selbst. Gewährlei-
stet die Überwachung des Grundstücksver-
kehrs auf der einen Seite im Interesse der Ge-
meinde eine plangemäße oder zumindest eine 
der beabsichtigten geordneten städtebaulichen 
Entwicklung entsprechende Nutzung und 
Aufteilung des Bodens, so verhindert sie auf 
der anderen Seite im Interesse der Eigentü-
mer und Käufer die Aufteilung eines Gebie-
tes in zu kleine Grundstücke, die nicht mehr 
als selbständige Baugrundstücke verwertet 
werden können, bewahrt die Grundstück-
eigentümer vor unzweckmäßigen und kost-
spieligen Teilungen oder Grenzänderungen, 
die u. U. durch nachfolgende bodenordnende 
Maßnahmen wieder geändert werden müs-
sen, und schützt schließlich den Bauland-
erwerber davor, daß er in Unkenntnis der 
Verhältnisse angebliche Bauparzellen er-
wirbt, deren Bebauung ihm später nicht ge-
stattet werden kann. 

Um die Gemeinden in die Lage zu versetzen, 
ihre städtebaulichen und wohnungspoliti-
schen Aufgaben zu erfüllen, räumt der Ent-
wurf den Gemeinden das Recht ein, Gebiete 
durch Satzung zu bezeichnen, in denen ihnen 
für alle Grundstücksverkäufe ein gesetzliches 
Vorkaufsrecht mit Rang vor allen anderen 
Vorkaufsrechten zusteht. 

Zum Dritten Teil (Bodenordnung) 
Unter Bodenordnung versteht der Entwurf 
die Umlegung, die Grenzregelung und die 
Zusammenlegung als Maßnahmen zur Durch-
führung der Bauleitplanung. Die Bodenord-
nung soll einen für die Bebauung geeigneten 
Zuschnitt der Baugrundstücke herbeiführen. 
1. Die Umlegung hat sich in Deutschland seit 
Jahrzehnten bewährt. Die von früher her 
überkommenen und durch Grundteilungen 
ständig vermehrten Grundstücksgrenzen 
werden durch die im Bebauungsplan fest-
gesetzten Straßen und öffentlichen Grün-
flächen durchschnitten. Dabei entstehen in 
der Regel nicht ohne weiteres Bauplätze, 
die nach dem Bebauungsplan wirtschaftlich 
und zweckmäßig bebaut werden können. 
Um diesen Grundstücken eine geeignete 
Lage, Form und Größe zu geben, um selb-
ständig nicht bebaubare kleine Grundstücke 
mit anderen Grundstücken zu vereinigen, 
bedarf es einer Baulandumlegung. Sie ist 
heute nach Zweck und praktischer Durch-
führbarkeit unproblematisch. Der Entwurf 
hat dieses Rechtsinstitut beibehalten und 
dabei die Erfahrungen verwertet, die mit 
den landesrechtlichen Umlegungsvorschrif-
ten, insbesondere in den Aufbaugesetzen, 
gesammelt worden sind. 
Die Umlegung ist zulässig im Bereich eines 
in Kraft getretenen Bebauungsplanes und 
solcher Teile des Gemeindegebietes, für 
welche die Aufstellung eines Bebauungs-
plans vorgesehen ist. Sie darf im letzteren 
Falle erst abgeschlossen werden, wenn ein 
verbindlicher Bebauungsplan vorliegt. Da 
die Umlegung für die Gemeinden regel-
mäßig mit erheblichen Kosten verbunden 
ist, wird die Entscheidung über die Ver-
fahrenseinleitung der Gemeinde vorbe-
halten. Die Befugnis der Grundeigentümer, 
die Durchführung einer Umlegung anzu-
regen, bleibt hiervon unberührt. Grund-
sätzlich obliegt die Durchführung des Um-
legungsverfahrens der Baubehörde. In der 
Praxis der norddeutschen Länder haben 
sich mit unabhängigen Sachverständigen 
besetzte Umlegungsausschüsse bewährt, die 
selbständige Entscheidungsbefugnis be-
sitzen. Ihr Vorzug liegt darin, daß sie keine 
unmittelbaren Organe der Gemeindever-
waltung darstellen. Da  die  Gemeinde am 
Umlegungsverfahren stets beteiligt ist, be-
gegnet — sofern die Gemeinde selbst Bau-
behörde ist — ein rein gemeindliches Um-
legungsorgan oft psychologischen Wider- 



ständen. Der Entwurf sieht daher vor, daß 
die Länder die Durchführung der Um-
legung einem Umlegungsausschuß über-
tragen können, der bei der Gemeinde er-
richtet wird. 
Die in der Praxis der letzten Jahrzehnte 
erprobten Umlegungsgrundsätze sind im 
wesentlichen nicht geändert worden. Die 
in einem Umlegungsgebiet befindlichen 
Grundstücke werden rechnerisch zu einer 
Masse vereinigt, aus der zunächst die Flä-
chen für den Gemeingebrauch, z.B. Straßen, 
Plätze, öffentliche Grünanlagen, ausge-
schieden und der Gemeinde zugewiesen 
werden. Die verbleibende Verteilungsmasse 
wird in zweckmäßig geformten neuen 
Grundstücken den Eigentümern wieder zu-
geteilt. Oberster Leitsatz für die Verteilung 
ist die gerechte Abwägung der Interessen 
aller Beteiligten. Der Entwurf stellt für die 
Wiederzuteilung zwei Maßstäbe zur Ver-
fügung, und zwar das Verhältnis der Fläche 
oder des Wertes, in welchem die früheren 
Grundstücke zueinander vor der Umlegung 
standen. Der Flächenmaßstab und der 
Wertmaßstab können für sich allein oder 
in Verbindung miteinander angewandt 
werden. Im letzteren Falle bezeichnet ihn 
die Praxis als Flächenmaßstab mit Wert-
ausgleich, der sich als besonders vorteilhaft 
in der Praxis erwiesen hat, da er besonders 
elastisch ist. 

2. Die Grenzregelung hat die Aufgabe, ohne 
förmliches Verfahren ungünstig geschnittene 
Grundstücke im Interesse der Grundeigen-
tümer so umzugestalten, daß ihre nutz-
bringende Bebauung ohne wesentliche Ver-
änderungen in der Größe und im Wert der 
Grundstücke ermöglicht wird. Sie setzt vor-
aus, daß der Verkehrswert keines der 
beiden Grundstücke um mehr als 5 v. H. 
gemindert wird oder die dinglich Berech-
tigten sich über die Wertänderung und die 
Höhe einer Geldabfindung einig sind. 

3. Im Gegensatz zur Umlegung stellt die Zu-
sammenlegung ein neues Rechtsinstitut dar, 
das aus den Bedürfnissen des Wiederauf-
baues entstanden ist. Entsprechende Re-
gelungen sind erst nach dem zweiten Welt-
krieg in die Aufbaugesetze einzelner Bun-
desländer aufgenommen worden. Praktische 
Erfahrungen liegen bisher nur in geringem 
Maße vor. 
Unter Zusammenlegung ist ein Verfahren 
zu verstehen, durch das innerhalb eines ab

-

gegrenzten Gebietes das Eigentum an den 

in diesem Gebiet gelegenen Grundstücken 
auf einen einzelnen korporativen Eigen-
tümer, den Zusammenlegungsverband, 
übertragen wird, an dem die bisherigen 
Eigentümer je nach der Höhe ihrer An-
teilschaft beteiligt sind. Während also die 
Umlegung den parzellierten Einzelbesitz in 
verbessertem Zuschnitt aufrechterhält, be-
zweckt die Zusammenlegung die Aufhebung 
des Einzeleigentums und läßt an seine Stelle 
zunächst das Eigentumsrecht des Zusam-
menlegungsverbandes treten. 
Die Zusammenlegung bezweckt, die Her-
stellung größerer Baueinheiten zu erleich-
tern. Sie ist nur zulässig, wenn ein drin-
gendes öffentliches Interesse an der ge-
planten Bebauung besteht, ihre Durchfüh-
rung innerhalb eines Jahres zu erwarten 
ist und ohne Zusammenlegung den Grund-
stücken ein für die Bebauung geeigneter 
Zuschnitt nicht gegeben werden kann. In der 
Erkenntnis, daß ein Zusammenlegungsver-
band nur dann mit Erfolg den Aufbau 
durchführen wird, wenn die Mehrzahl der 
Mitglieder mit der Errichtung des Verban-
des und seinen Aufgaben einverstanden 
sind, wurde im Entwurf für die Einleitung 
des Zusammenlegungsverfahrens eine Zwei-
drittelmehrheit der Eigentümer zur Vor-
aussetzung gemacht. Um widerstrebende 
Grundeigentümer möglichst auszuschalten, 
ist vorgesehen, daß sie von der Gemeinde 
die Übernahme ihrer in der Verbandsfläche 
gelegenen Grundstücke verlangen können. 
Damit sind die Interessen der Grundeigen-
tümer weitgehend gewahrt. Nach Durch-
führung der Zusammenlegung beschließt 
der Verband über die Bewertung des Ver-
bandsgrundstücks. Dabei soll den Mitglie-

dern auf Verlangen nach Möglichkeit ein 
dem Wert ihrer Anteilschaft entsprechendes 
Einzeleigentum verschafft werden. 

Zum Vierten Teil (Enteignung) 
Der Enteignungsteil des Gesetzentwurfs ist 
inhaltlich weitgehend durch das BauLBG vom 
3. August 1953 (BGBl. I S. 720) umrissen. Der 
Gesetzeber hatte bei Erlaß dieses Gesetzes 
bereits dessen interimistischen Charakter be-
tont und in Aussicht genommen. daß es später 
in das umfassende Bundesbaugesetz, übergehen 
sollte. Bei der Neufassung sind die unver-
meidbaren Mängel. die das BauLBG als Vor-
weggesetz aufwies, beseitigt worden. 
Darüber hinaus ergeben sich folgende grund-
sätzliche Unterschiede zum BauLBG: 



1.Während das BauLBG in erster Linie dazu 
geschaffen war, das notwendige Bauland 
für den Wohnungsbau und die mit ihm 
zusammenhängenden Flächen zu beschaffen, 
konnte und mußte der Entwurf auf diese 
Beschränkung des Enteignungszwecks ver-
zichten. Entsprechend der städtebaulichen 
Zielrichtung des Bundesbaugesetzes ist nun-
mehr die Enteignung grundsätzlich zu-
gelassen zur Ermöglichung einer bebauungs-
planmäßigen Nutzung und zu deren Vor-
bereitung. Diese Erweiterung des bisher 
zulässigen Enteignungszwecks setzt zu ihrer 
Rechtfertigung voraus, daß die grundsätz-
liche Frage, welche Bodennutzung dem 
Wohle der Allgemeinheit am besten dient, 
innerhalb des Bebauungsplan-Festsetzungs-
verfahrens verantwortlich entschieden wird. 
Gleichwohl erscheint es erforderlich, daß 
trotz dieser bei Erlaß des Bebauungsplans 
vorweggenommenen Prüfung zusätzlich in-
nerhalb des Enteignungsverfahrens erneut 
unter Berücksichtigung der besonderen 
Umstände des konkreten Falles geprüft 
wird, ob diese Enteignung dem Wohle der 
Allgemeinheit im strengen Sinne des Art. 14 
Abs. 3 GG dient. 

2. Der Entwurf verlangt, abgesehen von dem 
Fall der Ersatzlandenteignung, daß vor je-
der Enteignung im Rahmen dieses Geset-
zes ein Bebauungsplan festgesetzt ist und 
der Enteignungszweck diesen Festsetzun-
gen entspricht. Diese Anknüpfung an den 
Bebauungsplan war im BauLBG noch nicht 
möglich, da es an einem einheitlichen Pla-
nungsrecht im Bundesgebiet fehlte. Wo ein 
Bebauungsplan nicht aufgestellt ist, ist da-
her die Enteignung unzulässig. Erst die 
Anknüpfung an den Bebauungsplan macht 
das im sonstigen Enteignungsrecht vor-
gesehene Planfeststellungsverfahren über-
flüssig. 

3. Ein entscheidender Unterschied zwischen 
dem Entwurf und dem BauLBG liegt 
schließlich darin, daß die Enteignungsent-
schädigung grundsätzlich in Höhe des im 
gewöhnlichen Geschäftsverkehr zu erzie-
lenden Preises (Verkehrswert) zu gewäh-
ren ist. Die Übergangsregelung des § 10 
Abs. 1 BauLBG entfällt. Der Preisstopp 
wird, soweit er noch besteht, beseitigt. Er 
wird jedoch nicht ersatzlos aufgehoben. An 
seine Stelle treten die Vorschriften über die 
Bodenschätzung und den Wertausgleich 
(Sechster und Siebenter Teil des Entwurfs). 

Die übrigen wesentlichen Vorschriften des 
BauLBG, insbesondere soweit sie den Schutz 
des Eigentümers betreffen und die Einzelhei-
ten der Entschädigung und das Verfahren re-
geln, sind unter Anpassung an die Gesamt-
regelung beibehalten. 

Zum Fünften Teil (Erschließung) 
I. 

Der Bebauungsplan soll künftig das Bauland 
und die Gemeingebrauchsflächen (das sind 
die örtlichen Verkehrsflächen und die öffent-
lichen Grünanlagen) festsetzen. Die auf dem 
Bauland zur Durchführung der Bebauung 
notwendigen Anderungen der Grenzen und 
der Eigentumsverhältnisse werden durch die 
Umlegung, Zusammenlegung oder durch die 
Enteignung vollzogen. Die auf den Bau-
grundstücken bestehende Bebauung wird 
durch die Bauordnung geregelt. Diesen Maß-
nahmen auf den privaten Baugrundstücken 
steht auf den Gemeingebrauchsflächen die so-
genannte Baulanderschließungstätigkeit ge-
genüber, die von der Gemeinde als Trägerin 
der öffentlich-rechtlichen Aufgaben des 
Städtebaus durch ihre dazu eingerichteten 
Dienststellen, wie Tiefbauämter, Garten-
ämter und dgl. ausgeübt wird. 
Ein unter einheitlichen Gesichtspunkten zu-
sammengefaßtes Erschließungsrecht ist weder 
auf Bundesebene noch in den Baugesetzen 
der Bundesländer vorhanden. Für die Er-
schließung fehlt somit ein organisches Rechts-
system. Die geltenden Vorschriften behan-
deln meist nur Einzelfragen und sind zu 
einer Gesamtbetrachtung aller mit der Er-
schließung zusammenhängenden Fragen nicht 
durchgedrungen. 
Unter Erschließung sind die baulichen Maß-
nahmen zu verstehen, welche auf Grund 
eines Bebauungsplanes die bauliche Nutzung 
des Baulands durch Herstellung der für die 
Allgemeinheit bestimmten Verkehrs- und Er-
holungsflächen sowie Versorgungs- und Ent-
wässerungsanlagen mit ihrem Zubehör er-
möglichen. Diese Maßnahmen zur Baureif-
machung eines Geländes sind örtlich und zeit-
lich so verschieden wie das örtliche Bedürf-
nis selbst. Ihr Umfang ist einem steten Wan-
del durch die notwendige Anpassung an die 
Erfordernisse der Hauswirtschaft, der ge-
werblichen Wirtschaft, des Verkehrs und der 
Volksgesundheit unterworfen. 
Zu der Baureifmachung eines Baugebietes ge
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hört mindestens die Herstellung der Ge

-

meindestraßen, um den Zugang zu den Ge- 



bäuden zu sichern. Im Interesse ihrer Bewoh-
ner müssen ferner die Wasserversorgungs-, 
Entwässerungs- und Erholungsanlagen in je-
dem Falle geschaffen werden; dazu treten die 
notwendigen Zubehöreinrichtungen. Die Ge-
meinden können nach Bedarf weitere Er-
schließungsmaßnahmen, wenn sie dem allge-
meinen örtlichen Bedürfnis dienen, im Be-
bauungsplan festsetzen. 

Zu den gesetzlichen Erschließungsmaßnah-
men gehören nicht die Herstellung der über-
örtlichen Verkehrs- und Erholungsflächen 
und die Bereitstellung der für die schienen-
gebundenen Bahnen erforderlichen Grund-
flächen, soweit diese Flächen nicht in die ört-
lichen Verkehrsflächen fallen. Der Bau der 
Fernsprech- und Fernmeldeeinrichtungen 
unterliegt den hierfür geltenden besonderen 
Vorschriften. Die Erstellung der für öffent-
liche Zwecke erforderlichen Gebäude (Schu-
len, Rathäuser, Krankenhäuser, sonstige Ver-
waltungsgebäude, Elektrizitätswerke usw.) 
gehört gleichfalls nicht zur Erschließung. 
Das Ausmaß der gesetzlichen Erschließungs-
maßnahmen ist durch den Umfang der Be-
bauung und das örtliche Bedürfnis be-
schränkt. Im übrigen unterliegt seine Be-
stimmung dem freien Ermessen der Ge-
meinde. Rechtsansprüche Dritter können hin-
sichtlich der Ausführung von Erschließungs-
maßnahmen nicht geltend gemacht werden. 

II. 

Die Gemeinde muß, um die Erschließung 
ausführen zu können, Eigentümer der dafür 
benötigten Flächen werden. Nach dem bis-
her geltenden Recht sind die Gemeinden des 
Bundesgebietes befugt, von den Eigentümern 
der Baugrundstücke die Abtretung der für 
den Gemeingebrauch erforderlichen Flächen 
bis zu einem bestimmten Höchstbetrag un-
entgeltlich und lastenfrei zu verlangen. Der 
Entwurf geht im Gegensatz zur bisherigen 
Regelung davon aus, daß die für die Erschlie-
ßung erforderlichen Grundflächen freihän-
dig zu erwerben sind, soweit diese nicht im 
Umlegungsverfahren ausgeschieden werden. 
Damit verläßt der Entwurf die z. Z. geltende 
Verpflichtung der Grundeigentümer zur un-
entgeltlichen Abtretung von Gelände für Ge-
meingebrauchsflächen und stellt sich im Hin-
blick auf Art. 14 GG und die neuzeitliche 
Rechtsprechung auf den Standpunkt, daß die 
Gemeinde die benötigten Flächen freihändig zu 
erwerben hat. Nur wo der freihändige Erwerb 
versagt, sind die erforderlichen Grund- 

flächen im Enteignungsverfahren zu be-
schaffen. Um jedoch in solchen Fällen den 
Bau von Erschließungsanlagen nicht auf un-
übersehbare Zeit hinauszuschieben, ist im 
Entwurf eine vorläufige Besitzeinweisung in 
die bereits planmäßig ausgewiesenen Grund-
flächen vorgesehen. 

III. 
Die Errichtung von Gemeinschaftsanlagen 
(Anliegerstraßen, Gemeinschaftsgaragen, Ein-
stellplätze, gemeinschaftliche Luftschutz

-

anlagen, Kinderspielplätze, Abstellplätze für 
Mülleimer u. ä.) bezweckt, die bauliche Nut-
zung der Baugebiete zu erleichtern, eine Ent-
lastung und Sicherung des Verkehrs zu er-
möglichen und das moderne Wohnbedürfnis 
der Bürger zu befriedigen. Auf sie kann der 
moderne Städtebau nicht verzichten. 

Der Entwurf überläßt die Errichtung der Ge-
meinschaftsanlagen grundsätzlich der Privat-
initiative. Im Zweifel ordnet die Gemeinde 
den Zeitpunkt der Herstellung der Gemein-
schaftsanlagen schriftlich an. Entsprechen die 
beteiligten Eigentümer der Anordnung nicht, 
so erfolgt die Ersatzvornahme durch die Ge-
meinde. Die Kosten tragen die beteiligten 
Grundeigentümer; sie selbst regeln auch die 
inneren Verhältnisse der Gemeinschaft. 

IV. 
Die Gemeinden sind angesichts ihrer überaus 
starken finanziellen Inanspruchnahme nicht 
in der Lage, neben dem Erwerb der Erschlie-
ßungsflächen auch noch die Herstellung der 
Erschließungsanlagen aus allgemeinen Haus-
haltsmitteln zu finanzieren. Sie müssen viel-
mehr die ihr dadurch entstehenden Kosten 
von den Beitragspflichtigen erheben. Als An-
liegerleistungen werden bisher im allgemei-
nen unter Zugrundelegung des Frontmeter-
maßstabes die Kosten berechnet, die der Ge-
meinde für die Herstellung des vor dem 
Grundstück eines Bauherrn liegenden Stra-
ßenstücks, u. U. auch für den Anschluß bis 
zur nächsten Querstraße erwachsen. Diese 
bisherige Regelung wird seit vielen Jahren 
aus folgenden Gründen als unzulänglich und 
ungerecht angefochten: 
1. Durch die Anwendung des sogenannten 
Frontmetermaßstabes wird die meist nie-
dere offene Bebauung viel stärker belastet 
als die hohe geschlossene Bebauung. Beson-
ders ungerecht wird diese Regelung bei 
den Eckgrundstücken empfunden, für die 
die Anliegerkosten so hoch sind, daß sie 



oft die Finanzierung eines Hauses unmög-
lich machen. 

2. Bei der Berechnung der Anliegerbeiträge 
wird die Größe des Bauwerks nicht berück-
sichtigt, so daß die Anliegerleistungen bei 
kleinen Siedlungshäusern einen sehr hohen 
Anteil an den Baukosten haben, bei gro-
ßen Geschäftshäusern aber im Verhältnis 
zu den Baukosten gering sind. 

In dem Baugesetzentwurf sind die Mängel 
des bisherigen Verfahrens ausgeschaltet wor-
den. Die vorgeschlagene Regelung der Ver-
teilung der Beiträge geht dabei von folgen-
den Erwägungen aus: 

1. Der für die Verteilung maßgebende Maß-
stab muß einfach sein, damit er möglichst 
geringe Verwaltungsarbeit verursacht und 
von Hilfskräften gehandhabt werden 
kann. 

2. Der Maßstab muß so beschaffen sein, daß 
der Erschließungsbeitrag im voraus errech-
net werden kann. Es muß möglich sein, 
ihn im Finanzierungsplan für einen Neu-
bau oder in der Preisberechnung bei Ver-
äußerung eines Grundstückes zu berück-
sichtigen. 

3. Der Maßstab darf allein nach objektiven 
Merkmalen bestimmt sein. Es scheiden da-
her die persönlichen Gesichtspunkte der 
Leistungsfähigkeit im Veranlagungsverfah-
ren aus. Sie können nötigenfalls im Ein-
zugsverfahren durch Ermäßigung oder 
Nachlaß des Beitrags Berücksichtigung fin-
den. Es müssen aber auch sonstige subjek-
tive Bewertungsmerkmale vermieden wer-
den, um Beschwerden und Verwaltungs-
prozesse nach Möglichkeit auszuschließen. 

4. Es muß davon abgesehen werden, das Stra-
ßensicherungsproblem für sich allein zu be-
trachten; es ist vielmehr in die gesamten 
baurechtlichen Zusammenhänge hineinzu-
stellen und vor allem in Beziehung zu den 
übrigen bodenrechtlichen Reformgedan-
ken zu bringen. 

Unter Berücksichtigung der vorstehenden 
Gesichtspunkte wird daher im Entwurf vor-
veschlagen, nicht von dem Verhältnis zwi-
schen den einzelnen Bauplätzen und dem da-
vor liegenden Straßenstück auszugehen, die 
Leistungspflicht der Bauenden auch nicht nur 
zu den Straßenbaukosten ihrer Straße, son-
dern zu den Straßenbaukosten der ganzen 
Gemeinde in Beziehung zu setzen, was der 
Vorstellung entspricht, daß jeder Anlieger 

an einer neu herzustellenden Straße den 
Vorteil erhält, an das gesamte Straßennetz 
der Gemeinde als Benutzer angeschlossen zu 
sein. Demzufolge soll die Erhebung des Er-
schließungsbeitrages künftig nach Einheits-
sätzen erfolgen, die für das ganze Gemeinde-
gebiet gelten, aber nach Erschließungszonen 
abgestuft sind. Die Erschließungszonen sol-
len dabei die Baugebiete mit gleichartigen 
Erschließungsanlagen zusammenfassen. Da-
mit wird eine gleichmäßige und dem Umfang 
der Erschließungsvorteile angepaßte Vertei-
lung des Erschließungsaufwandes auf die ein-
zelnen Baugebiete erreicht. 

Der Erschließungsbeitrag erfüllt aber nur 
dann seinen Zweck, wenn er den Gemeinden 
frühzeitig zufließt. Er muß daher spätestens 
in dem Zeitpunkt erhoben werden, an dem 
die Erschließungsanlagen fertiggestellt sind. 
Dieser Grundsatz schließt Maßstäbe, die auf 
den tatsächlichen Bau abgestellt sind, von 
vornherein aus; der Entwurf stellt deshalb 
auf die zulässige bauliche Nutzung ab. Diese 
Grundlage war auch deshalb gerechtfertigt, 
weil die Gemeinden den Umfang der Er-
schließungsanlagen der zulässigen baulichen 
Nutzung und nicht der tatsächlichen bau-
lichen Nutzung anpassen müssen. 

Zum Sechsten Teil (Bodenschätzung) 

Der Sechste und Siebente Teil knüpfen un-
mittelbar an die Entschließung des Deutschen 
Bundestages vom 11. Juni 1953 an, nach der 
die Bodenbewertung gesetzlich zu regeln ist, 
hierbei die Preisstoppvorschriften abzulösen 
sind und durch eine Regelung ersetzt werden, 
durch die Spekulationsgewinne am Grund 
und Boden ausgeschlossen werden. 
Die Bodenbewertung des für eine Bebauung 
in Frage kommenden Grund und Bodens 
steht im engsten Zusammenhang mit den 
übrigen Planungsbestimmungen des Ent-
wurfs. Die im Bebauungsplan vorgesehenen 
Planungen können nur dann verwirklicht 
werden, wenn es gelingt, durch einen flüssi-
gen und elastischen Bodenmarkt dem Bau-
willigen die Möglichkeit zu verschaffen, Bau-
land zu einem vernünftigen Preise zu erwer-
ben. Das Ziel, Bauland in die Hand des Bau-
willigen zu bringen, kann durch die im Ent-
eignungsteil des Entwurfs geschaffenen Mög-
lichkeiten nur in besonderen Ausnahmefäl-
len erreicht werden. Jede Enteignung ist cine 
Notlösung, die nur dann angewandt werden 
darf, wenn alle anderen Mittel versagen. 



Die  Bodenbewertungsbestimmungen sollen 
in Abkehr von der bisherigen zwangswirt-
schaftlichen Regelung des Preisstopps den Bo-
denmarkt aus seiner bisherigen Erstarrung 
wecken und ihn auflockern. Durch den Ver-
zicht auf die bisherigen staatlichen Lenkungs-
maßnahmen und deren Ersatz durch markt-
konforme Mittel gewinnt die Bodenbewer-
tung die Bedeutung eines bodenordnungs-
politischen Instruments ersten Ranges. 

Nach Beseitigung des Preisstopps darf jedoch 
der Grundstücksmarkt sich nicht völlig selbst 
überlassen bleiben. Es darf nicht übersehen 
werden, daß der Grund und Boden sich in 
mehrfacher Hinsicht von anderen Wirt-
schaftsgütern unterscheidet und daher nicht 
in jeder Beziehung der für diese Güter gel-
tenden Ordnung unterworfen werden kann. 
Der Boden ist die Grundlage jeder Produk-
tion. Er ist schlechthin Daseinsgrundlage. 
Darüber hinaus ist er im ganzen gesehen un-
vermehrbar. Es kommt hinzu, daß durch den 
Zusammenbruch und den Zustrom der 
Flüchtlinge Bauland in einem bisher nicht ge-
kannten Maße verknappt worden ist. Die 
Vermehrung der Bevölkerung und als ihre 
Folge die Vermehrung unseres Sozialpro-
dukts machen den Bodenmarkt auf lange 
Sicht hin noch zu einem Verkäufermarkt. 
Verzichtet man in dieser Situation auf Preis-
bindungen, ohne etwas anderes an ihre Stelle 
zu setzen, so steht zu befürchten, daß die 
Bodenpreise nicht nur in dem Maße der Ver-
knappung des Bodens, sondern darüber hin-
aus in erheblichem Ausmaße steigen. Der-
artige Preissteigerungen werden noch da-
durch begünstigt, daß der Bebauungsplan 
künftig nur solche Gebiete als Bauland aus-
weisen wird, die in überschaubarer Zeit zur 
Bebauung heranstehen. Auch dieser Umstand 
ist geeignet, die Preisforderungen von Grund-
stücksanbietern über Gebühr steigen zu las-
sen, zumal infolge des bisher fehlenden ech-
ten Grundstücksmarktes die Vorstellungen 
über die tatsächlichen Wertverhältnisse der 
Grundstücke sehr unterschiedlich sind. 

Aus diesen Erwägungen muß man danach 
trachten, die vorhandene Unsicherheit über 
die Preise für Grund und Boden zu besei-
tigen. Die Kenntnis des jeweiligen richtigen 
Preises und die Möglichkeit der Markt-
beobachtung gehören zu den wesentlichen 
Voraussetzungen für das Funktionieren eines 
jeden Marktes. Erst wer vergleichen und aus 
diesem Vergleich Schlüsse über den Wert 

eines Gegenstandes ziehen kann, wird gegen 
Übervorteilung geschützt. 
Der Entwurf sieht die Einführung einer 
Schätzpflicht vor. Er verzichtet auf Preisbin-
dungen jeglicher Art, verlangt aber statt des-
sen von den Marktparteien, daß sie sich bei 
bestimmten Grundstücksgeschäften (insbe-
sondere Veräußerungen) zuvor über den 
wahren Verkehrswert des Grundstücks un-
terrichten. 
Dieses Verlangen ist in etwa mit der Be-
stimmung des § 313 BGB vergleichbar, der 
ebenfalls den Zweck hat, eine Schutzfunk-
tion für die Vertragspartner auszuüben. Die 
Unterrichtung der Parteien über den Ver-
kehrswert erfolgt durch Schätzstellen, die als 
kollegiale Einrichtung bei den Baubehörden 
gebildet werden. Die Schätzer sollen unab-
hängig sein und über besondere Sachkunde 
verfügen. Die Schätzstellen erstatten Schätz-
gutachten, denen indes keine bindende Wir-
kung zukommt. Es steht den Parteien also 
frei, aus subjektiven Erwägungen höhere oder 
geringere Preise zu fordern, zu bieten oder 
zu gewähren. 

Die durch die Arbeit der Schätzstellen be-
wirkte Transparenz des Marktes soll dazu 
führen, daß sich der in Grundstücksgeschäf-
ten nicht erfahrene Vertragspartner schneller 
über die Markttendenzen unterrichten kann, 
als es ihm sonst möglich wäre. 

Weiterhin werden die Schätzstellen durch 
Offenlegung der Verkehrswerte die Wirkung 
eines ..Schwingungsdämpfers" haben, d. h. sie 
werden durch ihre Tätigkeit zu starke Pen-
delschläge der Preise nach oben und unten 
im Sinne einer Beruhigung des Marktes ver-
hindern. Als Folge dieser Verpflichtung zur 
Einholung von Schätzgutachten wird im 
Laufe der Zeit erwartet, daß sich die tatsäch-
lichen Preise für Bauland im allgemeinen den 
von der Schätzstelle ermittelten Preisen an-
nähern werden. 

Zum Siebenten Teil (Wertausgleich) 

Soil der Bodenmarkt künftig im Sinne der 
sozialen Marktwirtschaft funktionieren, so 
reicht die Einführung 'der im Sechsten Teil 
des Entwurfs geregelten Schätzpflicht nicht 
aus. Der Gesetzgeber muß sich vielmehr auch 
mit denjenigen Änderungen der Bodenwerte 
befassen, die durch die dem Baurecht eigen-
tümlichen bodenordnenden Maßnahmen ver-
ursacht werden oder durch sie in Erscheinung 
treten. 



Die Frage, ob und in welchem Umfange 
Wertsteigerungen des Grund und Bodens er-
faßt und abgeschöpft werden sollen, ist seit 
langem lebhaft umstritten. Versuche, die in 
der Vergangenheit mit einer Wertzuwachs-
steuer gemacht wurden, sind jedenfalls zu-
nächst gescheitert. Gegen eine Wertzuwachs-
steuer spricht insbesondere, daß sie dem Ziel 
der Bodenschätzungsvorschriften und der Be-
seitigung des Preisstopps widerspricht, den er-
starrten Grundstücksmarkt aufzulockern. 
Derjenige, der eine Belebung des Grund-
stücksmarktes will, kann nicht, wie es die 
Wertzuwachssteuer alter Art tat, den Grund-
stücksverkehr mit einer Steuer belegen, also 
gewissermaßen unter Strafe stellen. Bei der 
Entscheidung der Frage, welche Bodenwert-
steigerungen zur steuerlichen Erfassung ge-
eignet sind, hat der Entwurf bewußt auf die 
Berücksichtigung von Wertsteigerungen ver-
zichtet, die entstehen 
1. durch Aufwand von Kapital oder Arbeit 
des Eigentümers, 

2. durch Steigerung des allgemeinen Lebens-
niveaus, 

3. durch die allgemeine Entwicklung einer 
Stadt oder gar durch zufällige Gegeben-
heiten, 

4. durch bestimmte Maßnahmen der öffent-
lichen Hand aus überörtlichen Gesichts-
punkten, wie z. B. die Bestimmung einer 
Stadt zum Sitz bestimmter Behörden oder 
als Garnison, 

5. durch die natürliche Verknappung des 
Grund und Bodens. 

Demgegenüber sieht der Entwurf die Ab-
schöpfung solcher Wertsteigerungen vor, die 
durch die städtebauliche Planung hervorge-
rufen werden oder die im Zuge von be-
stimmten einzeln aufgeführten Aufschlie-
ßungsmaßnahmen erwachsen. 
Hierfür waren folgende Überlegungen maß-
gebend: 
1. Der Wert von Grund und Boden, der zur 
Bebauung vorgesehen ist, wird weitgehend 
bestimmt von dem Umfang der zugelas-
senen baulichen Nutzung sowie von der 
besonderen Art der Nutzung. Art und 
Maß der zulässigen Nutzung bestimmen 
sich nach städtebaulichen Plänen. Die Be-
bauungspläne müssen zwangsläufig die 
Grundeigentümer je nach der Lage ihres 
Grundstücks verschieden behandeln. Um 
das durch die städtebauliche Planung ge

-

störte Gleichmaß in etwa wiederherzustel-
len, bietet es sich an, von demjenigen 
Grundeigentümer, dem eine besonders 
günstige Ausnutzbarkeit zugestanden wird, 
eine Abgabe zu erheben, um dort entschä-
digen zu können, wo durch die Planung 
Nachteile eintreten (Wertausgleich). Die 
Berechnung des Wertausgleichs soll pau-
schal erfolgen, indem von typischen Prei-
sen für typische bauliche Nutzbarkeiten 
ausgegangen wird. Ziel dieses Wertaus-
gleichs ist weniger der finanzielle Ertrag 
als vielmehr die bestmögliche Ordnung 
des Grund und Bodens und die Umsetzung 
der städtebaulichen Planung in die Wirk-
lichkeit. 

2. Die Planung muß erleichtert und möglichst 
weitgehend von sachfremden Einflüssen 
freigehalten werden. Da durch den Be-
bauungsplan zwangsläufig Grundstücks-
werte beeinflußt werden, ist das Interesse 
der betroffenen Kreise an der endgültigen 
Form der Planung naturgemäß groß. Die 
Planung trifft vom Standpunkt des ein-
zelnen aus gesehen ihre Entscheidung zu-
fällig. Sie hat von seinem Blickpunkt aus 
gewissermaßen den Charakter einer Lotte-
rie. Unter diesen Umständen liegt die Ge-
fahr nahe, daß die Eigentümer bestrebt 
sind, die Entscheidungen der Planung in 
die Richtung ihres persönlichen Interesses 
zu lenken. Selbst, wenn dies nicht der Fall 
ist, steht aber der Planer vor der wenig 
angenehmen Aufgabe, bewußt schwarze 
und weiße Lose zu verteilen. 

Sind Wertminderungen durch die Planung 
zu erwarten, so kann eine ursprünglich 
ausgezeichnete Planung in ihrer Qualität 
dadurch herabgesetzt werden, daß der Pla-
ner, wenn er mit Recht Entschädigungs-
ansprüche befürchten muß, Kompromisse 
eingeht und sich zu einer schlechteren und 
der Allgemeinheit abträglicheren Lösung 
zu bekennen gezwungen sieht. Die Freiheit 
der Planung von solchen äußeren sach-
fremden Einflüssen ist nur durch einen 
Planungswertausgleich möglich, der dem 
durch die Planung Begünstigten eine Aus-
gleichszahlung auferlegt und dem durch 
sie in seinen Rechten Beschränkten einen 
Ausgleich für diese Beschränkung gibt. 
Dem Wertausgleich sind also immanent 
die beiden Seiten des Ausgleichs der Mehr-
wertabschöpfung und des Ausgleichs der 
Wertminderungsvergütung. Verfassungs-
rechtlich stellen Abschöpfung und Vergü- 



tung in ihrer Synthese eine Inhaltsbestim-
mung des Eigentums dar und eliminieren 
bestimmte Planungsschäden aus dem Be-
reich des Rechtsinstituts der Enteignung. 

3. Planung ist unbeabsichtigter Dirigismus. 
Die Planung will die Bebauung ordnen und 
nicht die Bodenwerte beeinflussen. Sie be-
einflußt die Bodenwerte jedoch zwangs-
läufig, ohne es zu wollen. Diese durch die 
Planung unfreiwillig veränderte Markt-
lage muß korrigiert werden. Der Wert-
ausgleich gibt die Möglichkeit einer sol-
chen Korrektur. Der Entwurf beseitigt den 
Preisstopp, läßt den Verkehrswert entschei-
den und verzichtet auf eine allgemeine Ab-
schöpfung aller unverdienten Wertsteige-
rungen. Dies ist jedoch nur möglich, wenn 
durch den Wertausgleich der Weg für eine 
Korrektur unbeabsichtigter Nebenwirkun-
gen geschaffen wird. 

4. Es ist das Anliegen des Entwurfs, den 
Grundstücksmarkt zu beleben, jedoch 
gleichzeitig zu verhüten, daß infolge Weg-
falls des Preisstopps übermäßige Forderun-
gen der Baulandeigentümer erhoben und 
bewilligt werden. Die Belastung des bau-
unwilligen Baulandeigentümers mit einem 
Wertausgleichszins zwingt ihn, entweder 
selbst zu bauen oder sein Grundstück auf 
den Markt zu bringen und hierbei seine 
Preisforderung so zu bemessen, daß sich 
auch ein Käufer für das Grundstück findet. 
Ein solcher Angebotsdruck ist in derarti-
gen Fällen um so notwendiger, als künftig 
nur im begrenzten Bereich des Bebauungs-
plans gebaut werden darf und die Eigen-
tümer der dort liegenden Baugrundstücke 
infolgedessen eine Quasimonopolstellung 
erhalten. 

5. Durch den Bebauungsplan werden die 
Eigentümer naturgemäß ungleich behan-
delt. Diese Unterschiede werden wesent-
lich verringert, wenn der Planungsbenach-
teiligte eine Geldzahlung erhält und der 
Planungsbegünstige eine Abgabe zu er-
bringen hat. 

6. Die Notwendigkeit, Bauland enteignen zu 
müssen, wird in wesentlich geringerem 
Maße eintreten, wenn infolge des durch 
den Wertausgleich geschaffenen Angebots-
drucks ein elastischer Bodenmarkt geschaf-
fen  ist. 

Die Abschöpfung derartiger Bodenwertstei

-

gerungen, die schon in der Weimarer Reichs

-

verfassung gefordert war und heute noch 

Programmsatz der Bayer. Staatsverfassung 
ist, ist bisher daran gescheitert, daß alle der-
artigen Vorschläge zur Verwirklichung die-
ser Forderung einen zu umfangreichen Ver-
waltungsaufwand erforderlich machten. Dies 
lag vor allem daran, daß man glaubte, zur 
Ermittlung des Wertausgleichs von indivi-
duell geschätzten Ausgangszahlen und indi-
viduell geschätzten Endzahlen ausgehen zu 
müssen. Derartige Schätzungen hätten selbst-
verständlich einen hohen Verwaltungsauf-
wand gefordert und darüber hinaus dazu ge-
führt, daß die auf Mark und Pfennig errech-
nete Wertausgleichsabgabe der Höhe nach in 
jedem einzelnen Falle vor den Gerichten 
hätte angefochten werden können mit der 
Behauptung, daß Fehler bei den individuel-
len Schätzungen vorgekommen seien. 

Demgegenüber ersetzt der Entwurf die indi-
viduelle Schätzung durch pauschalierte Werte, 
die nach Prüfung durch eine Sachverstän-
digenkommission generell durch Ortssatzung 
festgesetzt werden. Diese Vereinfachung des 
Verfahrens wird zwar den Ertrag des Wert-
ausgleichs mindern, er wird aber dafür mit 
einem wesentlich geringeren Verwaltungsauf-
wand festgesetzt und errechnet werden kön-
nen. Klagen der betroffenen Grundeigen-
tümer gegen die Festsetzung des Wertaus-
gleichsbetrages können dann im allgemeinen 
nur auf nicht richtige Anwendung der Orts-
satzung gestützt werden, nicht dagegen mehr 
auf schwer zu beurteilende individuelle Schät-
zungen. 

Neben den vorstehenden Gesichtspunkten, 
die die Einführung eines Wertausgleichs im 
Rahmen des Bundesbaugesetzes begründen, 
steht schließlich noch ein zeitbedingter sozial-
ethischer Grund, der sich aus der gegenwär-
tigen Situation ergibt. Die Verknappung des 
Bodens im Verhältnis zur Vermehrung der 
beiden Produktionsfaktoren Kapital und Ar-
beit, des letzteren insbesondere durch das 
Einströmen der Heimatvertriebenen und 
Flüchtlinge, hat nicht nur die bisherige Stei-
gerung der Bodenwerte über den Wert am 
Preisstonnstichtag hinaus entscheidend beein-
flußt, sondern läßt auch weiterhin den funk-
tionellen Einkommenszweig Grundrente 
scharf ansteigen. Das kann und darf in einer 
marktwirtschaftlichen Ordnung nicht unter-
bunden werden. Nicht aber sollte dieses 
funktionelle Einkommen sich ausschließlich 
als personales Einkommen einer Bevölke-
rungsgruppe, nämlich der eingesessenen 
Bodeneigentümer, niederschlagen, die in die- 



sem Falle auf Kosten der Heimatvertriebe-
nen und Flüchtlinge einen Vermögenszuwachs 
erfahren. Der dem Lastenausgleich zugrunde 
liegende Gedanke gebietet auch hier einen 
Ausgleich. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem 
Rechtsgutachten vom 16. Juni 1954 entschie-
den, daß der im Entwurf vorgesehene Wert-
ausgleich eine Steuer sei, für die dem Bund 
nach Artikel 105 des Grundgesetzes keine 
Gesetzgebungszuständigkeit zusteht. Da nach 
dem Vorhergesagten auf den Wertausgleich 
im Bundesbaugesetz nicht verzichtet werden 
kann, ist eine Ergänzung des Artikels 105 des 
Grundgesetzes erforderlich. 

Zum Achten Teil (Bauliches Nachbarrecht) 

Als Nachbarrecht bezeichnet man gemeinhin 
den Inbegriff jener Normen, durch die der 
Inhalt des Eigentums gegenüber den wider-
streitenden Interessen angrenzender Grund-
stücke zum Ausgleich gebracht wird. Soweit 
das Nachbarrecht sich unmittelbar auf das 
Grundstück bezieht, hat das Bürgerliche Ge-
setzbuch eine Reihe von Vorschriften nach-
barrechtlicher Natur in den §§ 906 bis 923 
getroffen, die Bundesrecht sind. Der Gesetz-
geber des BGB glaubte jedoch, die verschie-
denartigen örtlichen Verhältnisse durch einen 
Vorbehalt zugunsten der Landesgesetzgebung 
berücksichtigen zu müssen. Er ließ in Art. 124 
ESBGB alle landesgesetzlichen Vorschriften, 
die das Eigentum an Grundstücken zugun-
sten der Nachbarn noch anderen als den im 
BGB bestimmten Beschränkungen unterwer-
fen, unberührt. 

Der Entwurf befaßt sich nur mit dem bau-
lichen Nachbarrecht, d. h. mit jenen Ein-
flüssen eines Grundstücks auf das andere, die 
als unmittelbare Auswirkung einer Bautätig-
keit zu werten sind. Die Aufgabe des bau-
lichen Nachbarrechts besteht darin, die ent-
gegengesetzten Ausschluß- und Einwirkungs-
interessen der Grundstückseigentümer ein-
ander anzupassen und gegeneinander auszu-
gleichen. Da das Nachbarrecht aber auch im 
Interesse der Allgemeinheit den nachbar-
lichen Raum gemäß den bestehenden bau-
rechtlichen Vorschriften gestalten muß, ist 
es auch Raumrecht und hat als solches unge-
achtet der Tatsache, daß die eigentliche Bau-
gestaltung durch öffentlich-rechtliche Bau-
vorschriften zu sichern ist, die Interessen 
einer geordneten Bebauung zu berücksich-
tigen. 

Die Notwendigkeit einer Neugestaltung und 
einer Vereinheitlichung des baulichen Nach-
barrechts ergibt sich aus folgenden Erwägun-
gen: 
1.Der bisherige Rechtszustand zeigt eine 
Doppelgleisigkeit der Vorschriften, näm-
lich die privatrechtlichen Tatbestände des 
Nachbarrechts im Bürgerlichen Gesetzbuch 
und des Landesprivatrechts einerseits und 
die Bauordnungsvorschriften der Länder 
andererseits. Die öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften schützen zwar mittelbar auch 
nachbarrechtliche Interessen, ihr Schutz ist 
jedoch in der Regel lediglich als Reflex-
wirkung des objektiven Rechts zu betrach-
ten und gewährt dem Nachbarn daher 
keinen klageweise durchsetzbaren Anspruch 
darauf, daß die Vorschriften des Baurechts 
ihm gegenüber eingehalten werden. 
Der Entwurf hat die Frage, ob den Nach-
barn ein subjektives öffentliches Recht ge-
genüber der Baugenehmigungsbehörde ein-
geräumt werden soll, verneint, um die not-
wendige Ermessensfreiheit der Behörde zu 
gewährleisten. Der ausreichende Schutz des 
Nachbarn ist auf privat-rechtlichem Wege 
zu sichern. 

2. Die Überprüfung des bisherigen Rechtszu-
standes ergibt eine äußerst schädliche 
Rechtszersplitterung, die in dem Vorbehalt 
des Art. 124 ESBGB begründet ist. Die 
einzelnen Ausführungsgesetze der Länder 
weichen inhaltlich stark voneinander ab. 
Teilweise ist heute noch das Allgemeine 
Landrecht, der code civil und in beschränk-
tem Maße auch Gewohnheitsrecht gültig. 
Daneben enthält das BGB in § 907 (Ver-
bot störender Anlagen), § 909 (Verbot ge-
fährlicher Vertiefungen) und § 921 (Grenz-
anlagen) unmittelbar geltendes bauliches 
Nachbarrecht, das stark öffentlich-recht-
lichen Charakter aufweist. 

3. Das geltende Recht ist in seinen Ursprün-
gen im 18. und 19. Jahrhundert begründet. 
Abgesehen von einer weitgehenden Ka-
suistik liegen ihm die technischen Grund-
lagen und die sozialen Vorstellungen der 
damaligen Zeit zugrunde, so daß bis-
weilen ein deutlicher Widerspruch zu den 
Bedürfnissen und zu den rechtlichen Vor-
stellungen der Gegenwart erkennbar ist. 

Die Erneuerung und Vereinheitlichung des 
baulichen Nachbarrechts ist, da ihm Tatbe-
stände aus dem privaten und dem öffent-
lichen Recht zugrunde liegen, in verschiede- 



ner Weise denkbar. Die überwiegende Zahl 
der im baulichen Nachbarrecht zu regelnden 
Tatbestände weist privatrechtlichen Charak-
ter auf. Man könnte daher diese Tatbestände 
rein zivilrechtlich betrachten und ihre Rege-
lung einer Novellierung des BGB vorbehal-
ten. Daneben ist jedoch eine Reihe öffent-
lich-rechtlicher, insbesondere baurechtlicher 
Tatbestände festzustellen, für deren Rege-
lung sich das öffentliche Recht, und zwar vor-
nehmlich das Baurecht, anbietet. Eine rein 
öffentlich-rechtliche Regelung birgt indes die 
Gefahr in sich, daß durch die völlige Aus-
schaltung des Nachbarn der private Gehalt 
des Eigentums angetastet wird. Da zudem in 
sehr vielen Fällen eine weitgehende Verzah-
nung von öffentlichem und privatem Recht 
in den Tatbeständen des baulichen Nachbar-
rechts nicht zu übersehen ist, hat der Ent-
wurf den Weg einer gemischtrechtlichen Re-
gelung gewählt, d. h. er hat öffentlich- und 
privatrechtliche Tatbestände miteinander 
verbunden. Der Entwurf glaubte, mit der 
Verwendung privatrechtlicher Normen, die 
notwendigerweise eine beschränkte Zahl un-
bestimmter Rechtsbegriffe aufweisen müssen, 
den richtigen Weg zu gehen. Dabei erschien 
es zweckmäßig, diese unbestimmten Rechts-
begriffe durch die bestehenden baurechtlichen 
Vorschriften im Einzelfall ausfüllen zu las-
sen. Der Entwurf geht davon aus, daß das 
künftige Bauordnungsrecht der Länder die 
Verpflichtung der Baugenehmigungs (Bau)-
behörde enthält, bei einem Anbau an Nach-
barmauern den Nachbarn zu hören. 

Obwohl der Teil „Bauliches Nachbarrecht" 
gemischt-rechtliche Tatbestände enthält, 
wurde weitgehend eine privatrechtliche Lö-
sung für die darin enthaltenen Probleme vor-
gesehen. 

Zum Neunten Teil (Baulasten) 

Seit jeher hat sich ein Bedürfnis, öffentlich-
rechtliche Lasten aus dem Gebiete des Bau-
rechts offenkundig zu machen, gezeigt. Da-
bei wurde meist versucht, dieses Ziel mit den 
Formen des bürgerlichen Rechts zu erreichen. 
So finden sich in den Grundbüchern Eintra-
gungen über die Regelung von Rechtsver-
hältnissen betr. Brandmauern, Gebäudeab-
stände, die Untersagung des Haltens be-
stimmter Tierarten u. ä. Vielfach jedoch ha-
ben die Grundbuchämter gegen die Eintra

-

gung derartiger Lasten Bedenken geltend ge-
macht. Auch die Gerichte haben häufig Ver-
suche, sich der Einrichtungen des bürger-
lichen Rechts für baurechtliche Zwecke zu be-
dienen, zurückgewiesen. Unverkennbar eig-
net sich das Grundbuch wegen der formalen 
Strenge und der Schwerfälligkeit des Ver-
fahrens nicht für diese baurechtlichen Zwecke. 
Es würde zudem durch die Eintragung der-
artiger Rechtsverhältnisse aus dem Gebiete 
des Baurechts unübersichtlicher werden. 
In einigen Ländern wurden deshalb besondere 
Bücher zur Publizierung solcher öffentlich-
rechtlicher Lasten geschaffen. Der Freistaat 
Sachsen kannte das sog. „Oblastenbuch", in 
Baden-Württemberg sind die „Baulasten-
bücher" geschaffen worden. Die mit dem Bau-
lastenbuch insbesondere in Baden-Württem-
berg gemachten günstigen Erfahrungen lassen 
es, zumal ein Bedürfnis nach einer solchen Ein-
richtung besteht, als begründet erscheinen, 
dieses Institut für den gesamten Geltungsbe-
reich des Baugesetzes vorzuschreiben. 
Es sind zwei Arten von Eintragungen vor-
gesehen: Baulasten und Bauvermerke. Sie 
unterscheiden sich dadurch, daß bei den Bau-
lasten die Eintragung konstitutiv wirkt, wäh-
rend die den Bauvermerken zugrunde liegen-
den Berechtigungen oder Verpflichtungen 
unabhängig von der Eintragung und vor ihr 
entstanden sind und diese nur deklaratorische 
Bedeutung hat. 
Die Baulast ist eine im Baulastenbuch einge-
tragene öffentlich-rechtliche Verpflichtung 
des jeweiligen Eigentümers gegenüber der 
Gemeinde zu einem sein Grundstück betref-
fenden baurechtlich bedeutsamen Handeln, 
Dulden oder Unterlassen, die sich nicht schon 
aus baurechtlichen Vorschriften ergibt. Es 
kann also eine verpflichtende Willenserklä-
rung eines Grundstückseigentümers auf dem 
Gebiete des öffentlichen Rechts, wenn sie 
einer Behörde gegenüber abgegeben wird, 
dingliche Wirkung gegen den Rechtsnachfol-
ger erhalten. Als Baulasten kommen z. B. in 
Betracht: baurechtliche Pflichten, die sich aus 
einer Hofgemeinschaft ergeben. Dagegen 
kommen Pflichten, die sich bereits unmittel-
bar oder mittelbar aus dem bestehenden Bau-
recht ergeben, für eine Eintragung nicht in 
Frage, z. B. die Einhaltung gesetzlich vor-
geschriebener Grenz- oder Gebäudeabstände. 
Ebensowenig kann eine Verpflichtung ins 
Baulastenbuch eingetragen werden, die sich 



nicht auf ein bestimmtes Grundstück be-
schränkt, sondern für einen größeren Bezirk 
gilt. Das Baulastenbuch ist nur für die indivi-
duellen Rechtsverhältnisse eines Grundstücks 
bestimmt. 

Bauvermerke sind Eintragungen bestehender 
öffentlich-rechtlicher Berechtigungen oder 
Verpflichtungen des jeweiligen Eigentümers, 
die auf Geldleistungen oder auf ein sein 
Grundstück betreffendes baurechtlich be-
deutsames Handeln, Dulden oder Unterlas-
sen gerichtet sind und auf baurechtlichen 
Vorschriften beruhen. Es handelt sich also 
um schon vor der Eintragung bestehende Be-
rechtigungen und Verpflichtungen, die ihrer 
Publizität wegen in das Baulastenbuch einge-
tragen werden, z. B. die Schaffung einer Zu-
fahrt, der Widerrufsvorbehalt einer Bauge-
nehmigung. 

Der Entwurf beschränkt sich bei der Rege

-

lung des Verfahrens auf ein Mindestmaß. Die 
Einzelheiten über die Einrichtung und über 
die Führung des Baulastenbuches, über das 
Verfahren bei der Begründung und der Auf-
hebung von Baulasten, über die Eintragung 
der bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits 
bestehenden Baulasten, über Bauvermerke 
und über die Behandlung bereits bestehender 
Baulastenbücher sowie über die Kostentra-
gung sind einer Rechtsverordnung vorbehal-
ten. 

Um den Ländern, die keine Baulastenbücher 
haben, eine angemessene Übergangszeit zu 
gewähren, ist bestimmt, daß die Vorschriften 
des Neunten Teiles des Entwurfs erst fünf 
Jahre nach der Verkündung des Gesetzes in 
Kraft treten. 

Zum Zehnten Teil (Allgemeine Verwaltungs-
vorschriften) 

Unter Verzicht auf eine strenge Rechtssyste-
matik sind in diesem Teil des Entwurfs nur 
die gemeinsamen, für alle materiellen Teile 
geltenden Verfahrensvorschriften aufgenom-
men, die besonderen Verfahrensvorschriften 
dagegen in die Regelung der materiellen Sach-
gebiete verwiesen worden, um inhaltlich das 
gleiche Sachgebiet betreffende Vorschriften 
nicht zu trennen und damit die Übersicht-
lichkeit nicht zu gefährden. 

Im Interesse eines einfachen Verwaltungsauf

-

baues ist in dem Entwurf auf die Einrichtung 

neuer Behörden verzichtet und die Durch-
führung der aus dem Baugesetz sich ergeben-
den Aufgaben bereits bestehenden Behörden 
übertragen worden. Für die Regelung der 
sachlichen Zuständigkeit war der Leitge-
danke maßgebend, diejenige Behörde mit 
Vollzugsaufgaben zu betrauen, die für die 
strukturelle, insbesondere die wirtschaftliche, 
verkehrsmäßige, politische, soziale und finan-
zielle Entwicklung des jeweiligen Gebietes 
verantwortlich ist. Sie mußte sich zugleich 
auszeichnen durch möglichst große Ortsnähe, 
ausreichende Verwaltungskraft und mußte in 
ihrem Geschäftsbereich alle in Betracht kom-
menden Aufgaben zusammenfassen. Demge-
mäß ist Baubehörde die Gemeinde bei kreis-
freien Gemeinden, der Landkreis bei kreis-
angehörigen Gemeinden. Höhere Baubehörde 
ist der Regierungspräsident oder die ihm ent-
sprechende Landesmittelbehörde, oberste 
Baubehörde ist die oberste Landesbehörde. 
Örtlich zuständig ist diejenige Baubehörde, 
in deren Bereich das betroffene Grundstück 
liegt. Fallen mehrere eine wirtschaftliche Ein-
heit bildende Grundstücke unter die Zustän-
digkeit mehrerer Baubehörden, so wir d . die 
zuständige Behörde durch die nächsthöhere 
gemeinsame Baubehörde bestimmt. 

Der Zweite Abschnitt behandelt die Grund-
stücke des Verwaltungsverfahrens. Ent-
sprechend dem Vorbild anderer Bundesge-
setze (z. B. Flurbereinigungsgesetz) konnte 
auch der Entwurf des Bundesbaugesetzes auf 
die Aufnahme allgemeiner Verfahrensvor-
schriften nicht verzichten, da eine bundes-
einheitliche Kodifikation des allgemeinen 
Teils des Verwaltungsrechts noch nicht vor-
handen ist. 

Die Überleitung des Verwaltungsverfahrens 
zum gerichtlichen Verfahren bildet der Wider-
spruch. Er steht als selbständiger Rechtsbe-
griff jedem zur Verfügung, der durch einen 
in Vollzug des Gesetzes ergangenen Verwal-
tungsakt beschwert ist. Das Widerspruchsver-
fahren trägt erfahrungsgemäß wesentlich zur 
Entlastung der Verwaltungsgerichte bei. 

Bei der Regelung des gerichtlichen Verfah-
rens begründet der Entwurf die Zuständig-
keit der allgemeinen Verwaltungsgerichte in 
vollem Umfange. Unter Ablehnung der im 
Baulandbeschaffungsgesetz gefundenen Kon-
struktion der Kammern für Baulandsachen, 
die als beispielhafte Lösung für eine endgül- 



tige Gesamtkodifikation des Baurechts nicht 
in Betracht kamen, ist auch die Entscheidung 
über die Höhe einer Enteignungsentschädi-
gung den Verwaltungsgerichten zugewiesen 
worden. Im Interesse der Verfahrensbeschleu-
nigung, der Prozeßkostenverringerung und 
der Vermeidung von Rechtsunsicherheit wird 
daher das Problem einer Änderung des 
Art. 14 Abs. 3 Satz 4 GG aufgeworfen. 

Zum Elften Teil (Überleitungs- und 
Schlußvorschriften) 

Im letzten Teil des Entwurfs sind Regelun-
gen getroffen worden, die zur Umstellung 
des bisherigen Rechts auf das künftige Bau

-

recht notwendig sind. Zugleich werden die-
jenigen bundesrechtlichen Vorschriften auf-
gehoben, die mit Verabschiedung und In

-

krafttreten des Entwurfs entbehrlich werden. 


